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Unser Rathauskater Pino liest 
natürlich die GemeindeZei-
tung aber auch die Heimat-
zeitung und grübelt darüber, 
warum manche Menschen re-
gelrecht nachrichtenmüde ge-
worden sind. Vielleicht kos-
tet es einfach zu viel Überwin-
dung in diesen Zeiten Nach-
richten zu konsumieren?�S. 19

Bayerisches EnergieForum und Bayerisches WasserkraftForum
20. Juli 2023, Stadthalle Gunzenhausen
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OB-Konferenz in Straubing:

Kommunale Krankenhäuser 
im Notfallmodus

„Kommunale Krankenhäuser sind das Rückgrat der Gesundheits-
versorgung. Städte halten ihre Krankenhäuser auch für das Um-
land vor. Patientinnen und Patienten kommen zum Beispiel auch 
aus benachbarten Orten, um sich in einem städtischen Kranken-
haus versorgen zu lassen. Es ist eine dramatische Fehlentwicklung, 
wenn regionale Gesundheitsversorgung aus städtischen Haushal-
ten finanziert werden muss. Hier ist zunächst der Bund gefordert, 
um eine auskömmliche Finanzierung sicherzustellen“, sagt der Vor-
sitzende des Bayerischen Städtetags, der Straubinger Oberbürger-
meister Markus Pannermayr. Die aktuelle Lage in vielen Kliniken ist 
brisant: Die Bayerische Krankenhausgesellschaft prognostiziert für 
88 Prozent der Krankenhäuser in Bayern ein Defizit im Jahr 2023.

Pannermayr: „Die kommuna-
len Krankenhäuser sind im Not-
fall-Modus. Betroffene Kom-
munen appellieren vor allem 
an den Bund, die Krankenhäu-
ser krisenfest aufzustellen. Vie-
le Krankenhäuser sind in einer 
gefährlichen finanziellen Schief- 
lage. Dies liegt an der Inflati-
on, höheren Kosten für Medika-
mente, Material, Gerätschaften 
und steigenden Energiepreisen. 
Wegen des Personalmangels 
müssen Stationen schließen, so 
dass weniger Patientinnen und 
Patienten aufgenommen wer-
den können.“ Die Kommunen 
müssen bisweilen hohe Beträge 
zuschießen, damit die medizini-
sche Versorgung der Menschen 
sichergestellt wird, sagt Panner-
mayr: „Kommunen dürfen nicht 
zu Ausfallbürgen werden, die 
Defizite ausgleichen müssen.“

Der Bund muss seine  
Verpflichtungen erfüllen

Die Förderung aus dem Baye-
rischen Härtefallfonds von 100 
Millionen Euro sei ein Schritt in 
die richtige Richtung, genügt 
aber nicht. Wenn der Bund sei-
nen Verpflichtungen nicht aus-
reichend nachkomme, müssen 
die Kommunen den Freistaat 
um zusätzliche Unterstützung 
bitten. Im Vorfeld der Konfe-
renz der Oberbürgermeisterin-
nen und Oberbürgermeister des 
Bayerischen Städtetags in Strau-
bing mit Gesundheitsminister 
Klaus Holetschek lobte Panner-
mayr den am Dialog orientier-
ten Arbeitsstil: „Gesundheits-
minister Holetschek ist ein Ge-

sprächspartner, der als ehema-
liger Bürgermeister immer ein 
offenes Ohr für kommunale Be-
lange hat und stets frühzeitig 
die Kommunen in Entscheidun-
gen einbindet.“

Reformen der Krankenhausfi-

nanzierung, wie sie derzeit auf 
Bundesebene diskutiert wer-
den, sind notwendig und über-
fällig. Pannermayr: „Wir begrü-
ßen die Idee von Vorhaltepau-
schalen. Die Gutachten haben 
allerdings gezeigt, dass das star-
re Konzept von Bundesgesund-
heitsminister Karl Lauterbach 
in der vorliegenden Form nicht 
tauglich ist. Der Bund muss nun 
endlich in die Gänge kommen 
und die Schwächen des Ent-
wurfs beseitigen. Sonst wer-
den einige Kliniken die Ergebnis-
se der Krankenhausreform nicht 
mehr erleben.“ Bund und Län-
der müssen sich darüber hin- 
aus auf ein gemeinsames Kon-
zept für eine funktionierende 
Krankenhausplanung verständi-
gen. Pannermayr: „Die Versor-
gung der Patientinnen und Pa-
tienten muss sichergestellt wer-
den, gerade in Anbetracht des 
Fachkräftemangels in der Pfle-
ge und in der Medizin. Ohne zu-
sätzliche Fördermittel von Bund 
und Freistaat werden sich die 
Herausforderungen in der Kran-
kenhauslandschaft nicht behe-
ben lassen.“

Ambulante Versorgung  
an der Leistungsgrenze

Bei einer Reform muss auf 
Bundesebene die Sicherung der 
ambulanten Versorgungsstruk-
turen im Blick stehen. Die ambu-
lante Versorgung stößt an man-

chen Orten an die Leistungs-
grenze. Darüber hinaus sorgt 
sich die kommunale Ebene um 
die haus- und fachärztliche Ver-
sorgung: Der Hausarzt am Ort 
ist der erste Ansprechpartner 
für die Menschen. Daher muss 
die Kassenärztliche Vereini-
gung Bayerns ihrem Sicherstel-
lungsauftrag gerecht werden 
und muss attraktive Rahmen-
bedingungen für die Niederlas-
sung und Wiederbesetzung von 
Hausarztpraxen schaffen. Kom-
munen unterstützen dabei im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten.

Strukturen für Pflege vor Ort

Im Gespräch mit dem bayeri-
schen Gesundheitsminister wol-
len sich die Oberbürgermeiste-
rinnen und Oberbürgermeister 
auch mit der Zukunft der Pfle-
geversorgung befassen, sagt 
Pannermayr: „Früher oder spä-
ter trifft es jeden von uns. Jeder 
Mensch ist mit dem Thema Pfle-
ge befasst – sei es in der persön-
lichen Betroffenheit als Pflege-
fall oder als pflegende Angehö-
rige, die Hilfe und Unterstützung 
suchen. Eine Voraussetzung sind 
gute Versorgungsstrukturen in 
Stadt und Land. Gut funktionie-
rende Pflege vor Ort ist eine im-
mense Dauer-Aufgabe, die uns 
neben all den vielen weiteren 
aktuellen Krisen herausfordert.“ 
Immer mehr ambulante und sta-
tionäre Einrichtungen müssen 
schließen, viele aufgrund Per-
sonalmangels. Es braucht hier 
vor Ort entsprechende Struktu-
ren und Unterstützung. Kommu-
nen benötigen eine adäquate Fi-
nanzausstattung und brauchen 
auch bei diesem Thema finan-
zielle Unterstützung von Bund 
und Freistaat. � r

OB-Barometer 2023:

Flüchtlingshilfe  
auf Rang eins

Die seit 2022 wieder stark gewachsene Flüchtlingszuwanderung 
wird von den Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeistern 
als aktuell drängendste zu bewältigende Aufgabe angesehen. Für 
die Zukunft nennen die Stadtspitzen die Klimathematik unange-
fochten als wichtigstes Handlungsfeld. Keine Rolle mehr spielt in-
des die Corona-Pandemie. Dies ergab die diesjährige Befragung 
der Stadtspitzen für das OB-Barometer des Deutschen Instituts 
für Urbanistik (Difu), die im Januar und Februar 2023 stattfand.

„Insgesamt stehen die Kom-
munen zunehmend vor der Her-
ausforderung, verschiedene Kri-
sen gleichzeitig bewältigen zu 
müssen“, heißt es in der Studie. 
Für Städte und Gemeinden sei 
Krisenbewältigung zu einer Art 
Dauerzustand geworden.

Nötig sind bessere  
Rahmenbedingungen 

Für 56 Prozent der Stadtspit-
zen ist das Thema Flüchtlinge 
ein wichtiges Handlungsfeld, in 
den beiden Vorjahren spielte es 
faktisch keine Rolle. Dass zwei 
Drittel der Städte sich von Län-
dern, Bund und EU bessere Rah-
menbedingungen wünschen, 
um die Unterbringung und Inte-
gration der Geflüchteten zu be-
wältigen, wird als logische Kon-
sequenz angesichts der aktuel-
len Situation in den Kommunen 
gesehen. „Dazu gehört auch, 
dass fast 80 Prozent der Stadt-
spitzen steigende Kosten im So-
zialbereich als sehr große oder 
große Herausforderung in ihrer 
aktuellen Politik nennen.“

Wichtigste Handlungsfelder

Jenseits dieser stark durch die 
aktuelle Situation in den Kom-
munen geprägten Bewertung 
gibt es bei den Oberbürgermeis-
tern eine deutliche Kontinui-
tät bei den „großen Linien“ ih-
rer Politik. Die Hälfte der befrag-
ten Stadtspitzen benennt ener-
gie- und klimapolitische Themen 
als eines der aktuell wichtigsten 
Handlungsfelder. Künftig werden 
diese aus ihrer Sicht sogar noch 
weiter an Bedeutung gewinnen.

59 Prozent der Oberbürger-
meister messen den Maßnah-
men zur Bewältigung des Klima-
wandels die mit Abstand höchs-
te Bedeutung bei. Dies korres-
pondiert mit den Antworten auf 
die Frage nach den größten Her- 
ausforderungen für die Städte 
infolge der aktuellen krisenhaf-
ten Entwicklungen. Der Investi-

tionsbedarf zur Bewältigung des 
Klimawandels wird – noch vor 
der Unterbringung von Geflüch-
teten – als größte aktuelle Her-
ausforderung für Kommunen in 
den multiplen aktuellen Krisen 
genannt.

Mobilität im Fokus

Zählt man die Maßnahmen 
zur Mobilitätswende hinzu, die 
ebenfalls überwiegend klimapo-
litisch konnotiert sind, so ver-
stärkt sich die hohe Relevanz des 
Themas noch einmal. Für mehr 
als ein Drittel der Stadtspitzen 
gehören Maßnahmen im Mobi-
litätsbereich bereits jetzt zu den 
wichtigsten Handlungsfeldern, 
in Zukunft wird das Thema noch 
wichtiger. Der Investitionsbedarf 
für Maßnahmen der Mobilitäts-
wende wird von 85 Prozent der 
Rathauschefs als sehr groß oder 
groß eingeschätzt.

� (Fortsetzung auf Seite 4)

OB Markus Pannermayr.
� Bild: Bayerischer Städtetag

Deutscher Städtetag:

Wärmeplanung first!
Wohlwollend hat sich der Deutsche Städtetag zu den erzielten Ver-
einbarungen der Ampel-Koalition zum Gebäudeenergiegesetz ge-
äußert. Nach den Worten seines Hauptgeschäftsführers Helmut 
Dedy ist „Wärmeplanung first“ die richtige Reihenfolge für die Wär-
mewende. Die Städte unterstützten das Ziel der Bundesregierung, 
bis 2045 aus dem Heizen mit fossilen Brennstoffen auszusteigen.

Dedy zufolge ist es richtig, 
„dass die kommunale Wärme-
planung jetzt ausdrücklich zur 
Grundlage für die Wärmewen-
de in den Städten gemacht wird 
und das Gebäudeenergiegesetz 
mit dem Wärmeplanungsgesetz 
verzahnt werden soll. Denn die 
Menschen sollten wissen, wel-
che klimaneutrale Heizungs-
art für ihre Stadt und das eige-
ne Viertel sinnvoll ist und ausge-
baut werden soll.“

Die Wärmewende und der 
Ausbau der Wärmenetze stell-
ten einen Marathon auf dem 
Weg zu klimaneutralen Städten 
dar. Die Wärmeplanungen wür-
den in den Städten mit Hoch-
druck vorangetrieben. Eine 
deutschlandweite kommunale 
Wärmeplanung werde bis spä-
testens 2028 angestrebt, „das 
scheint machbar“, so der Haupt-
geschäftsführer. „Wichtig ist im 
weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren, dass die Fristen gut aufein-
ander abgestimmt werden und 
die Rahmenbedingungen auch 
langfristige Investitionen er-
möglichen. Neben der individu-

ellen Förderung für Hauseigen-
tümer sollte auch der Aus- und 
Umbau der kommunalen Wär-
menetze gefördert werden“, er-
läuterte Dedy.

Weniger optimistisch blickt 
er auf das Thema Städtebauför-
derung. Laut einem dpa-Bericht 
warnt er hier vor starken Kür-
zungen: „Wenn die aktuellen 
Forderungen von Bundesfinanz-
minister Lindner wahr werden, 
droht eine Halbierung der bis-
herigen Mittel von jährlich 790 
Millionen Euro“, so Dedy.

Öffentliche Förderung  
generiert private Investitionen

Jeder Euro Fördermittel ge-
neriere etwa sieben Euro priva-
te Investitionen in Städte und 
Quartiere, erklärte der Ver-
bands-CEO. Die Bundesförde-
rung werde durch zusätzliche 
Mittel der Länder und der Kom-
munen aufgestockt, so dass sich 
die Fördermittel um mindestens 
das Zweieinhalbfache erhöhten.

Aus Dedys Sicht ist die Städ-
tebauförderung „so wirksam als 

Wirtschaftsförderung und ein 
Mittelstandsprogramm, dass 
man sie erfinden müsste, wenn 
es sie nicht schon gäbe“. Hän-
de weg von der Städtebauför-
derung“, fordert der Städtetag 
deshalb. Im Haushaltsstreit der 
Bundesregierung ist nach Anga-
ben aus Schleswig-Holstein ak-
tuell vorgesehen, dass bei ge-
meinsamen Bund-Länder-Pro-
grammen insgesamt 900 Milli-
onen Euro gestrichen werden. 
Betroffen sind demnach Förder-
mittel für ländliche Räume, die 
regionale Wirtschaftsstruktur 
und den Städtebau.

Städtebauförderung sichern

Mit der Städtebauförderung 
werde mehr in Grün- und Frei- 
flächen investiert sowie Brach-
flächen zu Wohnungen für Ge-
flüchtete umfunktioniert, argu-
mentierte der Städtetag. Viele 
dieser Projekte stünden auf dem 
Spiel, wenn die Mittel der Städ-
tebauförderung wegbrechen 
würden, betonte Dedy. Das wi-
derspreche dem Koalitionsver-
trag, der vorsehe, die Städte- 
bauförderung zu sichern und zu 
erhöhen. Kürzungen schwäch-
ten letztlich die Bauwirtschaft 
und schadeten Bürgerinnen und 
Bürgern in den Gemeinden. � DK

http://www.gemeindezeitung.de
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Edith Lirsch 

84371 Triftern  
am 23.6.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Elisabeth Krein 

97523 Schwanfeld  
am 28.6. 

Bürgermeister Peter Schmitt 
63916 Amorbach  

am 28.6.

Bürgermeister  
Bernd Reisenweber  

96237 Ebersdorf  
am 3.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Landrat Michael Fahmüller  

84347 Pfarrkirchen  
am 1.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jochen Drechsler 

63869 Heigenbrücken  
am 1.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Sebastian Hauck 

97440 Werneck  
am 23.6.

Bürgermeister  
Johannes Hellenschmidt  

91620 Ohrenbach  
am 30.6.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dennis Neßwald 

63801 Kleinostheim  
am 3.7.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ22. Juni 2023

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie GZ

Bildrechte und DSGVO
Teil 1: 11. Juli 2023, 10:00 - 12:30 Uhr
Teil 2: 11. Juli 2023, 13:30 - 16:00 Uhr

Die Menschen lieben Bilder. Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten. Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet. Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen. Deshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt. Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 290,- € zzgl. MwSt.� r

Bayerisches EnergieForum und Bayerisches WasserkraftForum
20. Juli 2023, 9:00 - 16:30 Uhr
Stadthalle Gunzenhausen, Isle-Platz 1, 91710 Gunzenhausen

Das Bayerische EnergieForum findet bereits zum 14. Mal statt! In 
diesem Jahr bündeln wir unsere Kräfte und schließen uns mit unse-
rer Schwester-Veranstaltung, dem Bayerischen WasserkraftForum 
zusammen. Die Foren finden in zeitlicher Nähe zu den Bayerischen 
Energietagen statt.

Hauptredner ist Hubert Aiwanger, Bayerischer Staatsminister für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, der die Bayerische Ge-
meindeZeitung als Unterstützerin der Energiewede in Bayern aus-
zeichnen wird. Das Bayerische EnergieForum und das Bayerische Was-
serkraftForum sind DIE Fachveranstaltungen für bayerische kommu-
nale Entscheiderinnen und Entscheider, die in ihren Heimatgemein-
den und -städten mit Energie- und Klimaschutzthemen betraut sind. 
Anmeldung: www.bayerisches-energieforum.de
Teilnahmegebühr: Für Kommunalvertreter kostenfrei, Abonnenten 
55,- Euro, Wirtschaftsvertreter 95,- Euro (jeweils zzgl. MwSt.)� r

VORSCHAU
Schwierigkeiten mit Personal meistern
19. September 2023, 14:00 - 16:30 Uhr
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r
Social Media für Kommunen
16. November 2023, 10:00 - 12:30 Uhr
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r

Frühjahrskonferenz der Justizminister:

Erfolgreiche bayerische Initiativen 
Drängende Fragen der Digitalisierung, der Kriminalitätsbekämp-
fung und des strafrechtlichen Schutzes von Kindern und Rettungs-
kräften standen im Mittelpunkt der 94. Frühjahrskonferenz der 
Justizministerinnen und Justizminister in Berlin. Diese brachte 
insgesamt 70 rechtspolitische Initiativen für die bundespolitische 
Gesetzgebung hervor. Sehr erfolgreich war Bayern, hätten doch 
erneut alle Reformvorschläge aus dem Freistaat eine Mehrheit 
gefunden, wie Justizminister Georg Eisenreich erläuterte. 

Auf Initiative Bayerns setzt 
sich die Justizministerkonferenz 
dafür ein, die Frist bei Sexual-
straftaten auf jeweils zehn Jahre 
zu verlängern. Nach geltendem 
Bundesrecht werden Akten zu 
eingestellten Ermittlungsverfah-
ren grundsätzlich nur fünf Jahre 
aufbewahrt, im Zentralen Staats-
anwaltschaftlichen Verfahrens-
register (ZStV) sogar nur für zwei 
Jahre gespeichert. Niedersach-
sen, Rheinland-Pfalz, Thürin-
gen, das Saarland, Baden-Würt-
temberg, Brandenburg, Berlin, 
Hessen und Mecklenburg-Vor-
pommern sind der Initiative als 
Mitantragsteller beigetreten. 
Der Grund: Bei Sexualstraftaten 
steht oft Aussage gegen Aussa-
ge. Eisenreich: „Wenn aber meh-
rere Opfer über einen länge-
ren Zeitraum hinweg unabhän-
gig voneinander Vorwürfe gegen 
ein- und dieselbe Person erhe-
ben, kann das ein Indiz für ihre 
Glaubwürdigkeit sein. Deshalb 
müssen unsere Strafverfolger 
in solchen schweren Fällen auch 
Zugriff auf ältere Ermittlungsak-
ten zu eingestellten Verfahren 
bekommen. Es geht hier um den 
Schutz unserer Kinder.“

Neues Regelwerk  
für Internetplattformen

Ab Februar 2024 gilt Euro-
pas neues Regelwerk für Inter-
netplattformen – der „Digital 
Services Act“ (DSA) – auch in 
Deutschland unmittelbar. Die 
Justizministerkonferenz fordert 
den Bund auf Initiative Bayerns 
auf, zu prüfen, ob und wie mög-
liche Schutzlücken durch neue 

bundesgesetzliche Regelungen 
beseitigt werden können. Ber-
lin, Hessen, Sachsen-Anhalt und 
Niedersachsen unterstützten 
die bayerische Initiative als Mit-
antragsteller. Eisenreich zufolge 
bringt der DSA insgesamt Fort-
schritte im weltweiten Kampf 
gegen Hass und Hetze. Aber ge-
rade beim Melden und Löschen 
strafbarer Inhalte drohten Rück-
schritte gegenüber dem deut-
schen Netzwerkdurchsetzungs-
gesetz. Der Bund sollte nach 
dem Willen der Länderjustiz 
mögliche durch den DSA belas-
sene Regelungsspielräume nut-
zen und sich auch auf europäi-
scher Ebene weiter für eine ein-
heitliche Melde- und Löschpra-
xis einsetzen.

Kriminalität verlagert sich 
zunehmend ins Internet

Anleitung zu Straftaten, Ge-
waltdarstellungen, Beleidigun-
gen, Missbrauch von Ausweispa-
pieren: Die Kriminalität verlagert 
sich im digitalen Zeitalter zuneh-
mend ins Internet. Das Problem: 
Zahlreiche strafbare Inhalte, die 
im Ausland online gestellt wur-
den, werden vom deutschen 
Strafrecht nicht rechtssicher er-
fasst. Deshalb fordert die Justiz-
ministerkonferenz auf Vorschlag 
Bayerns, unterstützt von Berlin, 
dass der Bund eine Gesetzesre-
form in Angriff nimmt, die ins-
besondere den § 9 des Strafge-
setzbuches („Ort der Tat“) ver-
stärkt in den Blick nimmt, präzi-
siert und erweitert. 

Jeden Tag explodiert in 
Deutschland durchschnittlich 
mindestens ein Geldautomat. 
Die Konferenz schlägt auf Initi-
ative Bayerns gemeinsam mit 
Hessen ein Drei-Säulen-Konzept 
im Kampf gegen die Geldauto-
matensprengungen vor. Laut 
Minister Eisenreich sind Geldau-
tomatensprengungen die Bank- 
überfälle der Moderne und ei-
ne Gefahr für Anwohner und 
Einsatzkräfte. Das Maßnahmen-
bündel der bayerischen Initia-
tive setze im Kampf gegen die 
Bandenkriminellen an mehre-
ren Stellschrauben an.

Reduzierung der Tatanreize

Vorgeschlagen wird eine Re-
duzierung der Tatanreize, et-
wa durch den Einsatz von Fär-
bemitteln, die das Geld bei ei-
ner Sprengung unbrauchbar 
machen. Auf der Ebene der 
Strafverfolgung sollen Tatseri-
en möglichst bei einer Staatsan-
waltschaft konzentriert werden. 
Dadurch werden eine effekti-
ve Verfolgung und angemesse-
ne Bestrafung der Täter, die re-
gelmäßig dem Bereich der Orga-
nisierten Kriminalität zuzuord-
nen sind, gewährleistet. Zudem 
wird der Bundesjustizminister 
gebeten, eine Strafschärfung zu 
prüfen. Derzeit liegt das Min-
deststrafmaß für Geldautoma-
tensprengungen bei einem Jahr, 
beim klassischen Bankraub hin-
gegen bei fünf Jahren.

Neuer Gebäudetyp E

Die Wohnungsnot in Deutsch-
land hält an. Auch deshalb be-
reiten die Länder derzeit die 
Einführung eines neuen Ge-
bäudetyps E vor. Dabei sol-
len fachkundige Bauherren von 
festgelegten technischen Nor-
men abweichen können, soweit 
Sicherheitsbelange nicht beein-
trächtigt werden. Die Justizmi-
nisterkonferenz dringt darauf, 

im Vorfeld mögliche Rechtsun-
sicherheiten zu beseitigen. „Der 
Gebäudetyp E wirft eine Rei-
he komplizierter zivilrechtlicher 
Fragen, beispielsweise der Haf-
tung auf. Wir brauchen klare Re-
gelungen, damit die Interessen 
aller Beteiligten geschützt wer-
den – vom Architekten bis zum 
Auftraggeber, vom Käufer bis 
zum Mieter. Einfache Lösungen 
für die vielfältigen Herausfor-
derungen auf dem Wohnungs-
markt gibt es dabei nicht. Wir 
brauchen ein Bündel an Maß-
nahmen von Kommunen, Land 
und Bund in verschiedenen Be-
reichen. Der neue Gebäudetyp 
könnte dabei ein Baustein sein“, 
unterstrich Eisenreich. Sach-
sen-Anhalt, Berlin, Baden-Würt-
temberg und Hessen waren 
dem Antrag als Mitantragsteller 
beigetreten.

Entlastung  
ehrenamtlicher Betreuer

Überdies will die Justizminis-
terkonferenz ehrenamtliche Be-
treuer entlasten. Diese sind seit 
diesem Jahr verpflichtet, vor der 
Übernahme des Ehrenamts ein 
Führungszeugnis und eine Aus-
kunft aus dem Schuldnerver-
zeichnis vorzulegen.  Wie Eisen-
reich erläuterte, „kostet das Zeit 
und Nerven, vor allem wenn die 
Betroffenen keinen Online-Zu-

gang haben. Der Einsatz von Eh-
renamtlichen ist in der rechtli-
chen Betreuung von unschätz-
barem Wert. Deshalb müssen 
bürokratische Hürden abgebaut 
werden. Wir fordern den Bun-
desjustizminister auf, hier eine 
neue, weniger bürokratische Lö-
sung zu schaffen.“ Niedersach-
sen, Baden-Württemberg und 
das Saarland waren der bayeri-
schen Initiative beigetreten.

Sichere elektronische 
Zustellungen

Bereits seit 1. Januar 2022 
muss die Zustellung von Doku-
menten an Rechtsanwälte im Zi-
vilverfahren elektronisch erfol-
gen. Die Justizministerkonferenz 
setzt sich nun auf Initiative Bay-
erns dafür ein, weitere Personen 
und Organisationen zu einem si-
cheren Übermittlungsweg für 
elektronische Zustellungen zu 
verpflichten.  Eisenreich:  „Gro-
ße Unternehmen wie Fluggesell-
schaften oder Versicherungen 
nehmen in Massenverfahren ei-
ne Vielzahl von Klageschriften 
entgegen. Die Zustellung in Pa-
pierform sorgt für einen erheb-
lichen Mehraufwand. Deshalb 
sollten auch sie zur Teilnahme 
am elektronischen Rechtsver-
kehr verpflichtet werden.“

„Ich freue mich, dass Bayern 
wieder viele rechtspolitische 
Ideen einbringen und unsere 
Vorschläge überzeugen konn-
ten. Jetzt ist Berlin gefordert“, 
so die Bilanz des bayerischen 
Justizministers. � DK

Bayerisches Landesamt für Statistik:

Weniger Geburten 
und mehr Sterbefälle 

Fürth. Wie das Expertenteam des Bayerischen Landesamts für 
Statistik mitteilt, kamen im Jahr 2022 in Bayern 124.897 Babys 
lebend zur Welt. Geboren wurden 60.897 Mädchen und 64.000 
Jungen. Auf 100 weibliche Lebendgeborene kamen damit – wie 
bereits im Vorjahr – etwa 105 männliche Lebendgeborene. 

Nachdem die Geburtenzahlen 
im Freistaat seit dem Jahr 2011, 
damals 103.668 Geburten, kon-
tinuierlich stiegen, ist für ver-
gangenes Jahr ein Rückgang im 
Vergleich zu 2021 mit 134.321 
Geburten zu verzeichnen.

Nach Angaben des Fachteams 
im Bayerischen Landesamt für 
Statistik gab es im Jahr 2022 
bayernweit 9.424 weniger Ge-
burten. Das entspricht einem 
Rückgang von 7,0 Prozent. Wäh-
rend 2021 – dem Jahr nach Be-
ginn der Corona-Pandemie – au-
ßerordentlich viele Kinder ge-
boren wurden, der Geburten-
anstieg betrug hier 4,3 Prozent 
bzw. 5.557 Geburten gegenüber 
2020, fiel die Geburtenzahl 2022 
niedriger aus als in den Jah-
ren vor der Pandemie. So war 
ein Rückgang um 3,0 Prozent 
bzw. 3.867 Geburten gegenüber 
2020 festzustellen. Weniger Ge-
burten gab es in Bayern zuletzt 
im Jahr 2015, als 118.228 Kinder 
auf die Welt kamen.

Regionaler Schlüssel

Für alle sieben Regierungsbe-
zirke in Bayern wurde eine Ab-
nahme der Geburtenzahlen re-
gistriert. Der niedrigste Rück-
gang ergab sich für den Regie-
rungsbezirk Oberpfalz mit einem 
relativen Wert von 4,5 Prozent. 
Die Veränderungsraten in den 
sechs weiteren Regierungsbezir-
ken lagen zwischen -5,9 Prozent 
in Niederbayern und -8,4 Pro-
zent in Mittelfranken.

Auf Ebene der kreisfreien 
Städte und Landkreise war in 
den Landkreisen Mühldorf am 
Inn (Oberbayern) und Kronach 
(Oberfranken) der höchste Ge-
burtenzuwachs mit 5,3 bzw. 3,3 
Prozent im Vergleich zum Vor-
jahr zu beobachten. Eine Zu-
nahme verzeichneten auch die 
oberbayerischen Landkreise 
Berchtesgadener Land (2,3 Pro-
zent), Altötting (1,8 Prozent) und 

Bad Tölz-Wolfratshausen (0,6 
Prozent), die kreisfreie Stadt 
Ansbach in Mittelfranken (0,9 
Prozent) sowie der unterfrän-
kische Landkreis Main-Spessart 
(0,1 Prozent). 

Vielerorts wurde das Gebur-
tenniveau des „30-Jahre-Hochs“ 
aus dem Jahr 2021 nicht er-
reicht. So nahm die Geburten-
zahl gegenüber dem Vorjahr in 
89 kreisfreien Städte und Land-
kreise Bayerns ab, davon in 18 
um mehr als zehn Prozent. 

Übersterblichkeit 
im Jahr 2022

Die Zahl der Verstorbenen lag 
im Freistaat im Jahr 2022 insge-
samt bei 152.417 Personen, wo-
bei die Anzahl der Sterbefälle 
verglichen mit 2021 um 4.433 
Personen (+3,0 Prozent) ange-
stiegen ist. Entsprechend ver-
zeichneten sechs Regierungs-
bezirke in Bayern im Jahr 2022 
höhere Sterbefallzahlen als im 
Vorjahr. Lediglich in Niederbay-
ern sank die Sterbefallzahl um 
0,6 Prozent. Mit einer Zunahme 
um 2,3 Prozent fiel der Anstieg 
in der Oberpfalz am geringsten 
aus, in den übrigen Regierungs-
bezirken lag er zwischen 2,8 Pro-
zent in Schwaben und 4,5 Pro-
zent in Unterfranken. 

Geburtenzahlen gleichen 
Sterbefallzahlen nicht aus

Wie in den Vorjahren konn-
ten auch im Jahr 2022 die Be-
völkerungsverluste durch Ster-
befälle nicht über die Geburten 
in Bayern ausgeglichen werden. 
Dieser Sterbefallüberschuss, der 
im Freistaat bereits seit dem 
Jahr 2001 durchgängig zu be-
obachten ist, fiel im Jahr 2022 
mit 27.520 Personen so hoch 
aus wie noch nie seit Ende des 
zweiten Weltkrieges. Auch auf 
Regierungsbezirksebene fiel die 
Bilanz der natürlichen Bevölke-

rungsentwicklung – Lebendge-
borene abzüglich Gestorbene – 
durchweg negativ aus. In Bay-
ern wurde lediglich in den ober-
bayerischen kreisfreien Städten 
München (+3.462), Ingolstadt 
(+49) und Rosenheim (+14) so-
wie den Landkreisen Freising 
(+206), Eichstätt (+73) und Er-
ding (+45) ein Geburtenüber-
schuss registriert.

Insgesamt nahm die Bevöl-
kerungszahl in Bayern im Jahr 
2022 um 192.404 Personen zu, 

da der positive Wanderungssal-
do gegenüber dem restlichen 
Bundesgebiet sowie dem Aus-
land die Verluste in den natürli-
chen Bevölkerungsbewegungen 
kompensieren konnte. 

Infos im Internet

Einzelheiten zu den Wande-
rungsbewegungen in Bayern 
werden in der ersten Juli-Woche 
unter https://www.statistik.bay-
ern.de/ veröffentlicht. � r

Klage gegen Wahlrechtsreform
Ihren Antrag auf Normenkontrolle gegen die mit den Stimmen 
der Ampelfraktionen beschlossene Wahlrechtsreform reich-
te die Bayerische Staatsregierung beim Bundesverfassungsge-
richt ein. Staatsminister Joachim Herrmann: „Die neu geschaf-
fenen Regeln sind verfassungswidrig. Sie verstoßen gegen den 
Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit sowie gegen das Demo-
kratie- und Bundestaatsprinzip. Sie missachten den Wähler-
willen und gefährden dadurch den demokratischen und föde-
ralen Zusammenhalt in Deutschland.“

Das geänderte Bundeswahlrecht sieht insbesondere eine 
Kappung von Wahlkreismandaten vor, die nicht vom Zweitstim-
menanteil der betreffenden Partei gedeckt sind. Herrmann: 
„Gewählten Abgeordneten ihr Wahlkreismandat zu verwehren, 
halte ich für völlig inakzeptabel.“ Wäre das neue Wahlrecht be-
reits bei der Bundestagswahl 2021 zur Anwendung gekommen, 
wären nach den Worten des Innenministers allein in Bayern 7 
von 46 Wahlkreisen „verwaist“ geblieben. „Aber auch in Ba-
den-Württemberg und im Osten Deutschlands wären viele Re-
gionen ohne direkt gewählte Abgeordnete geblieben.“ Durch 
die zusätzlich erfolgte Abschaffung der Grundmandatsklausel 
könnte sich dies noch weiter verschärfen. Herrmann: „Würde 
die CSU deutschlandweit weniger als 5 Prozent der Zweitstim-
men erhalten, aber aufgrund ihrer flächendeckenden Verwur-
zelung weiterhin nahezu alle Wahlkreise gewinnen, bliebe fast 
ganz Bayern ohne Wahlkreisabgeordnete.“ Bayern würde dann 
nur durch Abgeordnete repräsentiert, die Parteien entstam-
men, die hier nicht die Mehrheit haben, während die bayerische 
Mehrheitspartei im Bundesparlament fehlt. Es würden in die-
sem Fall auch insgesamt deutlich weniger Abgeordnete aus Bay-
ern in den Bundestag einziehen, weil den Ländern keine Min-
destsitzzahlen entsprechend ihrem Bevölkerungsanteil mehr 
zugeteilt werden. „Bayern wäre daher nicht-, falsch- und unter-
repräsentiert.“ Herrmann: „Ein solches Wahlrecht ist mit dem 
Grundgesetz unvereinbar.“� r

https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/
https://www.bayerisches-energieforum.de/
https://www.bayerisches-energieforum.de/
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https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/
https://www.statistik.bayern.de/
https://www.statistik.bayern.de/
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Das neue Grundsatzpro-
gramm der CSU kann sich se-
hen lassen! Es beinhaltet ein 
klares Bekenntnis zur kommu-
nalen Ebene sowie einen star-
ken Rückhalt für die Arbeit un-
serer bayerischen Kommunal-
politiker. Es ist ein Erfolg unse-
rer KPV!

Unter dem Motto „Für neu-
es Miteinander“ stand der Be-
teiligungsprozess zum neuen 
Grundsatzprogramm, der von 
den beiden Vorsitzenden der 
Grundsatzkommission Frau Dr. Anja Weisgerber, 
MdB und Herrn Dr. Gerhard Hopp, MdL exzellent 
geleitet wurde. 

Die CSU-Grundsatzkommission hat den Be-
teiligungsprozess sehr offen gestaltet und ist 
aktiv auf die Mitglieder und Verbände sowie auf 
die Arbeitsgemeinschaften wie die KPV zuge-
gangen. Unsere Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitiker haben sich unter Leitung 
der KPV proaktiv daran beteiligt. 

Die Basis für den kommunalpolitischen Kern 
im neuen Grundsatzprogramm hat der Landes-

vorstand und Hauptausschuss 
der bayerischen KPV gelegt. 
Dort wurden zehn kommu-
nale Leitplanken mit Formu-
lierungsvorschlägen für das 
neue Grundsatzprogramm 
der CSU ausgearbeitet, disku-
tiert und beschlossen. Diese 
wurden dann frühzeitig in den  
offenen Beteiligungsprozess 
eingespeist und mit den Vorsit-
zenden der Grundsatzkommis- 
sion diskutiert. Als Landes-
vorsitzender der KPV in Bay-
ern war ich auch ein fester 
Bestandteil der erweiterten 
CSU-Grundsatzkommission 

und konnte so während des Prozesses unsere 
kommunalpolitischen Interessen positionieren. 

Wir finden das Ergebnis kann sich sehen las-
sen. Das neue Grundsatzprogramm ist ein star-
kes Statement der CSU zur bayerischen Kommu-
nalpolitik und so können wir stolz auf die aktive 
Beteiligung der KPV und den erfolgreichen Betei-
ligungsprozess zum neuen Grundsatzprogramm 
blicken und der CSU zu diesem Erfolg gratulieren. 

Die Kommunalpolitik sowie die Frauen und 
Männer, die ehren- und hauptamtlich Mandate 
vor Ort ausüben, sind und bleiben eine tragende 
Säule unserer Politik. Das sollte sich auch in un-
seren Grundsatzprogrammen wiederfinden. Der 
CSU ist dies erfolgreich gelungen. 

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Kommunaler Erfolg im neuen  
CSU-Grundsatzprogramm

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Heimatvertriebene als Brückenbauer
Sudetendeutscher Tag und Heimattag der Siebenbürger Sachsen

Unter dem Motto „Schicksalsgemeinschaft Europa“ fand am 
Pfingstwochenende in der Donau-Arena Regensburg das traditi-
onelle Treffen der Sudetendeutschen statt. Zeitgleich führten die 
Siebenbürger Sachsen in Dinkelsbühl ihren Heimattag durch. Das 
Motto: „Miteinander schafft Heimat“.

In ihrer Eröffnungsrede beim 
Sudetendeutschen Tag be-
tonte Sozialministerin Ulrike 
Scharf: „Die bayerisch-tschechi-
sche Partnerschaft ist tief. Un-
sere enge Verbundenheit und 
Freundschaft müssen wir wei-
ter ausbauen und leben. Die 
Sudetendeutschen sind mit ih-
rer Geschichte zu Zukunftsge-
stalterinnen und -gestaltern ge-
worden. Sie bauen Brücken zwi-
schen Tschechien und Europa 
aus innerstem Antrieb. Es ist 
mir wichtig, die Kultur und Ge-
schichte der Heimatvertriebe-
nen lebendig zu halten – die kul-
turelle Vielfalt, das Geschichts-
bewusstsein und die Werte 
unseres 4. Stammes sind beein-
druckend. Gemeinsam arbeiten 
wir weiter mit ganzer Kraft für 
ein freies, friedliches und demo-
kratisches Europa.“

Söder: Friedensnobelpreis  
für Heimatvertriebene

Einen Höhepunkt des Treffens 
bildete die Hauptkundgebung: 
Nach der Grußbotschaft von Mi-
kulas Bek, Minister für Bildung, 
Jugend und Sport der Tschechi-
schen Republik, sprachen Bernd 
Posselt, Sprecher der Sudeten-
deutschen Volksgruppe, und 
Bayerns Ministerpräsident Mar-
kus Söder als Schirmherr der  
Sudetendeutschen Volksgruppe.

Aus Söders Sicht haben Hei-
matvertriebene den Friedens-

nobelpreis verdient. Sudeten-
deutsche und Vertriebene hät-
ten „verzichtet auf Rache, auf 
Revanche“ und so den Grund-
stein gelegt für ein neues, mo-
dernes Europa. Mit Blick auf den 
russischen Angriffskrieg auf die 
Ukraine bemerkte Söder, die ge-
meinsame Geschichte habe ge-
zeigt, dass die gewaltsame Ver-
schiebung von Grenzen nicht ge-
duldet werden dürfe. Nur die 
Freiheit der Ukraine werde auch 
die Freiheit in Europa erhalten.

Verleihung des Karlspreises 
an Schmidt und Rouček

Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurden nach Angaben des Spre-
chers der Sudetendeutschen 
Volksgruppen, Bernd Posselt, et-
wa drei Millionen Sudetendeut-
sche vertrieben. Gut die Hälf-
te von ihnen sei nach Bayern ge-
kommen, so Posselt, der auch 
Bundesvorsitzender der Sudeten-
deutschen Landsmannschaft ist.

Ein weiteres Glanzlicht setz-
te die Verleihung des Karls- 
preises der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft an Christian 
Schmidt (CSU) und Libor Rouček 
(CSSD/Sozialdemokratische Par-
tei Tschechiens). Beide Preisträ-
ger wurden unter anderem für 
ihre Arbeit im Deutsch-Tsche-
chischen Gesprächsforum aus-
gezeichnet.

Im Zeichen eines besonde-
ren Jubiläums stand der Heimat-

tag der Siebenbürger Sachsen: 
Seit 40 Jahren besteht die welt-
weite Föderation der Sieben-
bürger Sachsen, und so waren 
Besucher aus Österreich, der 
Schweiz, Rumänien, den USA 
und Kanada angereist.

Botschafter des Friedens

Ministerpräsident Dr. Söder, 
selbst seit fast 30 Jahren Mit-
glied der Landsmannschaft, 
nannte die Siebenbürger Sach-
sen „wahre Brückenbauer und 
Botschafter des Friedens“. Sie 
zeichne ein großartiger Zu-
sammenhalt aus, der Kraft ge-
be vor allem in schwierigen Zei-
ten. Söder: „Wir bekennen uns 
zu Brauchtum, Tradition und Fa-
milie. Die Aussiedler und Hei-
matvertriebenen haben Bayern 
stark gemacht und sind unsere 
Landsleute.“

Als Publikumsmagnet kris-
tallisierte sich einmal mehr der 
Trachtenumzug heraus: Rund 
100 Gruppen mit weit über 
2.000 Mitwirkenden demonst-
rierten siebenbürgische Traditi-
on und Kultur. Bei der anschlie-
ßenden Kundgebung vor der 
Dinkelsbühler Schranne spra-
chen Rainer Lehni, Bundesvor-
sitzender des Verbandes der Sie-
benbürger Sachsen in Deutsch-
land, Natalie Pawlik (SPD), MdB, 
Beauftragte der Bundesregie-
rung für Aussiedlerfragen und 
nationale Minderheiten, sowie 
Gerda Hasselfeldt, Präsidentin 
des Deutschen Roten Kreuzes. 
Tanz- und Sportveranstaltun-
gen, Ausstellungen und Preis-
verleihungen bildeten weitere 
Facetten des Heimattages. � DK

Landkreis München lädt Kommunen aus ganz Deutschland ein: 

Innovativer Klimaschutz
17 Kommunen kommen zum bundesweiten Austausch zusammen 

Aktion Zukunft+ als Klimaschutz-Vorzeigeprojekt 
Anfang Mai hat der Landkreis München die Aktion Zukunft+ ge-
startet. Mit dem innovativen Klimaschutzprojekt gehört der Land-
kreis zu den deutschen Vorreiterkommunen für lokale Klimafonds. 
In dieser Woche kommen nun auf Einladung des Landkreises Mün-
chen Vertreter von 17 Kommunen aus ganz Deutschland zum ers-
ten bundesweiten Vernetzungstreffen zum Thema Klimafonds 
zusammen. Ziel ist es, Erfahrungen auszutauschen und anderen 
Kommunen dabei zu helfen, eigene Klimafonds aufzusetzen. 

Die im Landkreis gestarte-
te Aktion Zukunft+ (www.ak-
tion-zukunft-plus.de) ist ein 
Werkzeug, um den Klimaschutz 
im Landkreis München und auch 
weltweit gemeinschaftlich mit-
tels Crowdfunding zu finanzie-
ren: Bürgerinnen und Bürger, 
ebenso wie Unternehmen, Or-
ganisationen und Kommunen, 
können sich mit einer Spende 
für Klimaschutzprojekte einset-
zen. Mit dem Erwerb von Zu-
kunft+ Zertifikaten unterstüt-
zen sie den Klimaschutz und 
gleichen zudem ihren eigenen 
CO2-Fußabdruck ganz oder in 
Teilen aus. 

Aktion Zukunft+

Das bundesweite Vernet-
zungstreffen richtet der Land-
kreis gemeinsam mit adelphi 
im Rahmen des Projekts „Loka-
le Klimafonds – Gemeinsam für 
mehr regionalen Klimaschutz“ 
der Nationalen Klimaschutzini-
tiative aus. 

Die Aktion Zukunft+ ist ei-
ner der ersten Klimafonds in 
Deutschland. Und auch, wenn 
sich die bisher bestehenden Kli-
mafonds in den jeweiligen Kom-
munen in Teilen unterscheiden, 
gibt es vor allem Gemeinsamkei-
ten: Als Klimafonds werden Pro-
jekte bezeichnet, bei denen eine 
Kommune einen Fonds aufsetzt, 
der finanzielle Mittel für die Um-
setzung von Klimaprojekten vor 
Ort erschließt und bereitstellt. 
Klimafonds ermöglichen nicht 
nur mehr lokale Klimaschutz-
projekte, sondern sorgen auch 
dafür, dass alle Akteure einer 

Kommune aktiv am Klimaschutz 
teilhaben können. 

Das bundesweite Vernet-
zungstreffen startete, mit ei-
nem gemeinsamen Ausflug zu 
einem der Projekte der Aktion 
Zukunft+, bei dem im Landkreis 
München Humus von einem 
landwirtschaftlichen Betrieb 
aufgebaut wird. Humus bindet 
zusätzliches CO2 und trägt so 
zum Klimaschutz bei. 

Erfahrungswerte sammeln

Es folgten dann unter ande-
rem Impulsvorträge und Dis-
kussionsrunden zu Themen wie 
Fundraising-Strategien, Kom-
munikation und Projektför-
derung. Vertreten sind dabei  
neben dem Landkreis Mün-
chen Kommunen, in denen es 
bereits lokale Klimafonds gibt – 
wie zum Beispiel Karlsruhe oder 
Hamburg –, viele andere wollen 
hingegen ein solches Projekt 
initiieren und von den Erfah-
rungswerten der Vorreiter-
kommunen profitieren, dar-
unter Städte wie Ludwigsburg,  
Lübeck oder Bottrop. „Wir freu-
en uns, dass so viele Kommunen 
zu uns in den Landkreis kom-
men, um gemeinsam an mehr 
Klimafonds für Deutschland 
zu arbeiten. Durch das große  
Interesse hier im Landkreis, aber 
eben auch aus ganz Deutsch-
land spüren wir deutlich, dass 
wir mit unserer Aktion Zukunft+ 
den Nerv der Zeit treffen“ sagt 
Phillip Dafe, Projektleiter für die 
Aktion Zukunft+. Durch die Ver-
anstaltung soll ein Netzwerk 
mit Klimafondspraktikern aus 

ganz Deutschland etabliert und 
die Vernetzung verstetigt wer-
den. Damit wird die Grundlage 
geschaffen, um künftig mit vie-
len weiteren Klimafonds in ganz 
Deutschland den lokalen Klima-
schutz vor Ort zu stärken, die 
dabei von den Erfahrungswer-
ten aus Projekten wie der Akti-
on Zukunft+ profitieren können. 

Die Aktion Zukunft+ ist eine 
Initiative des Landkreises Mün-
chen im Rahmen der 29++ Kli-
ma. Energie. Initiative. in Zu-
sammenarbeit mit der Energie-
agentur Ebersberg-München. 
Ausführliche Informationen zur 
Aktion Zukunft+, häufige Fragen 
und Antworten sowie der On-
line-Shop zum Erwerb der Zu-
kunft+ 

Zertifikate unter: www.akti-
on-zukunft-plus.de. � r

Als „Botschafter Bayerns“ ins Auslandsjahr
Ein Jahr lang in einem anderen Land zur Schule gehen, ei-
ne andere Kultur kennenlernen und unvergessliche Erfahrun-
gen sammeln – ein Auslandsjahr ist für Jugendliche ein echtes 
Abenteuer. Schülerinnen und Schüler aus Bayern können sich 
ab sofort für das Programm im Schuljahr 2024/25 bewerben 
und haben dabei die Chance auf ein „Botschafter Bayerns“-Sti-
pendium, das vom Bayerischen Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus vergeben wird.

Die Jugendlichen leben ein Jahr lang in einer Gastfamilie und 
besuchen die Schule vor Ort. So erfahren sie nicht nur, wie der 
Alltag in anderen Ländern aussieht, sondern sammeln auch inter-
kulturelle Erfahrungen. Zur Wahl stehen 11 Länder: Brasilien, Bul-
garien, China, Frankreich, Indien, Irland, Polen, Rumänien, Süd- 
afrika, Tschechien und Ungarn. Das Bayerische Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus und die Stiftung Jugendaustausch Bay-
ern vergeben dafür im Rahmen des „Botschafter Bayerns“-Pro-
gramms 30 Stipendien, die einen großen Teil der Kosten abde-
cken. Für die Stipendien bewerben können sich Jugendliche, die 
zwischen dem 1. Juli 2006 und dem 31. Juli 2009 geboren sind, in 
Bayern leben und eine bayerische Schule besuchen. Außerdem 
sollten sie aufgeschlossen und anpassungsfähig sein.

Organisiert wird das Auslandsjahr von der gemeinnützigen Or-
ganisation Youth For Understanding (YFU), dem Kooperations-
partner des Bayerischen Kultusministeriums. Über die Vergabe 
der Teilstipendien entscheidet das Kultusministerium. Weitere 
Informationen zu den Stipendien und zum Bewerbungsablauf 
gibt es unter www.yfu.de/botschafter-bayerns. � r 

20 Jahre Landesanstalt  
für Landwirtschaft (LfL)

Agrarministerin Kaniber sieht LfL als wesentlichen Taktgeber 
und interdisziplinäre Zukunftswerkstatt 

Die Bayerischen Landesanstalt für Landwirtschaft (LfL) ist nicht 
nur für Politik und Verwaltung ein bedeutendes Wissens- und 
Dienstleistungszentrum. Sie unterstützt zum Beispiel auch bayeri-
sche Landwirtinnen und Landwirte durch anwendungsorientierte 
Forschung und Systementwicklung bei ihrer Arbeit. Diese ist von 
großen Herausforderungen wie dem Klimawandel, gesellschaftli-
chen Entwicklungen und technologischen Quantensprüngen ge-
prägt. Jetzt feiert die LfL 20-jähriges Bestehen. 

„Ob Biodiversität, Klimawan-
del oder Tierwohl – die LfL ist mit 
den Themen der Zukunft befasst 
und prägt damit Landwirtschaft 
und Kulturlandschaft im Freistaat 
entscheidend. Als Problemlöser 
und interdisziplinäre Zukunfts-
werkstatt ist sie nicht mehr weg-
zudenken. Sie ist heute unglaub-
lich gefragt, weil die Liste an He-
rausforderungen von morgen 
immer länger wird“, so Staatsmi-
nisterin Michaela Kaniber anläss-
lich der Jubiläumsfeierlichkeit im 
Rahmen ihrer Festrede.

Zehn LfL-Institute 
zusammengefasst

Im Januar 2003 wurde die LfL 
als Zentrum für eine nachhalti-
ge, wettbewerbsfähige Landbe-
wirtschaftung und Nahrungs-

mittelproduktion gegründet. 
Die bis dahin weitgehend selbst-
ständigen sechs Landesanstal-
ten für Bodenkultur und Pflan-
zenbau, für Tierzucht, für Er-
nährung, für Betriebswirtschaft 
und Agrarstruktur, für Land-
technik sowie für Fischerei, aber 
auch die drei selbständigen Ver-
suchsgüter-Verwaltungen Ach-
selschwang, Grub und Freising 
wurden damals in zehn LfL-Insti-
tuten zusammengefasst. 

Hauptstandorte  
Freising und Grub-Poing

Die beiden Hauptstandorte 
der LfL sind bis heute Freising 
und Grub-Poing. Es gibt zudem 
diverse Zweigstellen – unter an-
derem in Ruhstorf an der Rott 

nahe Pocking in Niederbayern. 
An der Spitze der Landesanstalt 
steht seit Ende 2020 als Präsi-
dent Stephan Sedlmayer.

Transformationsprozess

„Die Landwirtschaft steckt 
mitten in einem enormen Trans-
formationsprozess. Auch die 
Folgen des Klimawandels mit 
häufigere Trockenperioden zei-
gen uns, dass Veränderungen 
notwendig sind, um als Land-
wirte weiterhin erfolgreich ar-
beiten zu können. Damit das 
gelingt und um bestenfalls so-
gar von den rasanten Entwick-
lungen profitieren zu können, 
braucht es breitgefächertes 
Wissen, Orientierung, Beratung 
und Erfahrungsaustausch. All 
das bietet die LfL an den unter-
schiedlichen Standorten“, so Mi-
nisterin Kaniber. In Kooperation 
mit Betrieben und anderen Or-
ganisationen, aber auch durch 
die Zusammenarbeit am Agrar-
campus Weihenstephan und 
durch Projekte im Stall und auf 
den Feldern entstünden an der 
LfL Wissen und Lösungswege 
nah dran an der Praxis. „Damit 
leistet die Landesanstalt bereits 
seit 20 Jahren einen wesentli-
chen Beitrag dafür, dass Bayern 
auch Taktgeber einer zukunfts-
gerichteten nachhaltigen Agrar-
politik ist und bleiben kann.“ �r

Festabend anlässlich des 20-jährigen Jubiläums der LfL. V.l.: 
Stephan Sedlmayer (LfL-Präsident), Dr. Annette Freibauer (LfL-Vize-
präsidentin), Josef Miller (StM a. D.), Landwirtschaftsministerin Mi-
chaela Kaniber sowie Jakob Opperer (LfL-Präsident a. D.).
 � Bild: Judith Schmidhuber / StMELF 

http://www.aktion-zukunft-plus.de
http://www.aktion-zukunft-plus.de
http://www.aktion-zukunft-plus.de
http://www.aktion-zukunft-plus.de
http://www.yfu.de/botschafter-bayerns
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Unverändert weit oben auf 

der Agenda der aktuell und 
auch künftig wichtigsten Hand-
lungsfelder bleibt die Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums. Dies 
korrespondiert mit dem seit 
Jahren von den Kommunen for-
mulierten Wunsch, dass für die-
se große Aufgabe bessere Rah-
menbedingungen vor allem 
durch den Bund geschaffen wer-
den, um den Herausforderun-
gen auf dem Wohnungsmarkt 
besser begegnen zu können.

Wieder mehr Sorge berei-
tet den Kommunen ihre Finanz- 
situation, nachdem sich das Pro-
blem in den vergangenen Jah-
ren etwas entspannt zu haben 
schien. Die Situation der Kom-
munalfinanzen ist im Jahr 2023 
das viertwichtigste Thema bei 
den aktuellen Herausforderun-
gen (37 Prozent). „Hier spielen 
sicher auch die zusätzlichen Kos-
ten durch die Unterbringung der 
Geflüchteten eine Rolle. Auch für 
die Zukunft wird das Finanzthe-
ma dieses Mal stärker proble-
matisiert als in den Vorjahren. 
Es wird von mehr als einem Drit-
tel der Stadtspitzen als eines der 
künftig wichtigsten Handlungs-
felder genannt“, heißt es.

Weniger Interesse  
an Stadtentwicklung

Dagegen verliert das Thema 
Stadtentwicklung bei den ak-
tuell und den zukünftig wich-
tigsten Handlungsfeldern mit 
nur noch 15 bzw. 12 Prozent 
der Oberbürgermeister, die das 
Thema nennen, gegenüber den 
beiden Vorjahren deutlich an 
Bedeutung. „Das hat vermutlich 
damit zu tun, dass die Verunsi-
cherung darüber, was die Coro-
na-Pandemie für die Entwick-
lung der Innenstädte bedeu-
tet, gewichen ist. Sicher haben 
auch die verschiedenen Förder-
programme von Bund und Län-
dern zur Bewältigung der Folgen 
der Corona-Pandemie in den In-

nenstädten Impulse und finan-
zielle Unterstützung gegeben. 
Allerdings ist die Transformati-
on der Innenstädte eine Dauer-
aufgabe, die nicht unterschätzt 
werden sollte, wie aktuell die 
erneute Welle der Schließung 
von Warenhäusern und die ge-
genwärtig allerorten geführten 
Diskussionen um die Gestaltung 
von attraktiven und zukunftsfä-
higen Innenstädten zeigen.“

Überraschend ist laut Di-
fu, dass das Zukunftsthema Di-
gitalisierung stark an Bedeu-
tung verloren hat. Während im 
Jahr 2019 die Digitalisierung für 
mehr als die Hälfte der Stadt-
spitzen das mit Abstand wich-
tigste Handlungsfeld der nächs-
ten Jahre war, in den Folgejah-
ren auch immer noch für deut-
lich mehr als ein Drittel, sind es 
in der aktuellen Befragung nur 
noch 16 Prozent.

Fortschritte bei der  
Digitalisierung

„Eine Erklärung könnte sein, 
dass die Kommunen inzwischen 
große Fortschritte bei der Di-
gitalisierung erzielt haben, so 
dass die Herausforderungen in 
der Zukunft nicht mehr als so 
groß angesehen werden. Auch 
von Bund oder Ländern wird – 
im Gegensatz zu den vergan-
genen Jahren – keine beson-
dere Unterstützung im Hand-
lungsfeld Digitalisierung mehr 
eingefordert. Dazu kann die Co-
rona-Pandemie beigetragen ha-
ben, die die Städte – wie vie-
le andere Teile der Gesellschaft 
– dazu gezwungen hat, digita-
le Lösungen zu erarbeiten, be-
schleunigt bereitzustellen und 
umzusetzen. Allerdings thema-
tisieren die Kommunen weiter-
hin einen hohen Investitionsbe-
darf für die Digitalisierung als 
sehr große oder große Heraus-
forderung.“

Das Thema „Fachkräfte ge-
winnen und halten“ erreicht bei 
den kommunalpolitischen The-

men mit zunehmender Bedeu-
tung mit 20 Prozent zwar den 
höchsten Wert seit Bestehen 
des OB-Barometers, gehört aber 
nicht zu den aktuell wichtigsten 
Handlungsfeldern in der Wahr-
nehmung der Stadtspitzen. Dies 
steht in deutlichem Widerspruch 
zur aktuellen Diskussion zum Ar-
beitsmarkt, die vom Fachkräfte-
mangel und seinen Konsequen-
zen dominiert wird.

„Angesichts der Beschäftig-
tenentwicklung in Deutschland 
und der bereits bestehenden 
Probleme in bestimmten Berei-
chen der Verwaltung, geeigne-
te Beschäftigte zu finden, wird 
dieses Thema in Zukunft weiter 
an Bedeutung gewinnen“, pro-
gnostiziert Difu. In Konkurrenz 
zu anderen potenziellen Arbeit-
gebern müssten Kommunen ih-
re Anstrengungen intensivieren, 
um interessante und attraktive 
Arbeitgeber zu sein.

Bildung und  
soziale Gerechtigkeit

Nimmt man die Wichtigkeit, 
die dem Thema in vielen Dis-
kussionen eingeräumt wird, als 
Maßstab, scheint das Thema Bil-
dung auf den ersten Blick eine 
erstaunlich geringe Bedeutung 
zu haben. Bringt man jedoch die 
Nennungen der Stadtspitzen zu 
Themen wie frühkindliche Bil-
dung, Schulentwicklung, Inklusi-
on zusammen, gewinnt das The-
ma zumindest bei den Zukunfts-
fragen an Bedeutung.

Soziale Gerechtigkeit und so-
zialer Frieden werden von den 
Stadtspitzen immer wieder ge-
nannt, allerdings schafften es 
diese Themen bisher nicht auf 
die vorderen Plätze der dringen-
den Aufgaben. In diesem Jahr 
bewerteten jedoch vor allem 
die Oberbürgermeister ostdeut-
scher Städte die sozialen The-
men als künftig wichtiger wer-
dendes Handlungsfeld, das eine 
deutlich höhere Aufmerksam-
keit benötige. � DK

Flüchtlingshilfe auf Rang eins ...

Difu-Studie:

Kommunale Halbzeitbilanz  
Agenda 2030

Die vor rund acht Jahren verabschiedete Agenda 2030 der Ver-
einten Nationen bildet den globalen Rahmen für nachhaltige 
Entwicklung und Armutsbekämpfung. Aus den Kernbotschaften 
Mensch, Planet, Wohlstand, Frieden und Partnerschaft wurden 
17 Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development 
Goals – SDGs) entwickelt, deren Einhaltung wichtig für den Erfolg 
sind. Wie weit die Kommunen hierzulande bei der Umsetzung der 
Agenda 2030 sind, zeigt eine Studie, die das Deutsche Institut für 
Urbanistik (Difu) im Auftrag der Bertelsmann Stiftung erarbeitet 
hat. Vorgestellt wurde die Halbzeitbilanz im Rahmen des Kommu-
nalkongresses 2023 „Nachhaltigkeit aktiv gestalten – die Kommu-
nen gehen voran“ in Potsdam.

Grundsätzlich spielen die 
Kommunen eine entscheiden-
de Rolle für das Erreichen der 
Nachhaltigkeitsziele. Die Ergeb-
nisse der Halbzeitbilanz zeigen, 
dass sie bei der Umsetzung ein-
zelner Nachhaltigkeitsziele zwar 
Fortschritte gemacht haben, 
aber noch nicht am Ziel sind.

Kommunen müssen  
deutlich schneller werden

Eine erhebliche Weiterent-
wicklung ist in den Bereichen 
Armutsbekämpfung, bezahlba-
re und saubere Energie, men-
schenwürdige Arbeit und Wirt-
schaftswachstum, Industrie, In-
novation und Infrastruktur so-
wie Frieden, Gerechtigkeit und 
starke Institutionen festzustel-
len. Zudem messen die Kom-
munen den Zielen hochwertige 
Bildung, bezahlbare und saube-
re Energie sowie Maßnahmen 
zum Klimaschutz besonders ho-
he Relevanz bei.

Allerdings müssen die Kom-
munen deutlich schneller wer-
den, um die Nachhaltigkeitszie-
le der Vereinten Nationen zu 

erreichen, da die Zeit drängt. 
Die Difu-Untersuchung identifi-
ziert jedoch auch negative Lang-
zeittrends wie Schulabbrecher-
quoten und eine übermäßige 
Flächeninanspruchnahme. Da-
her schlägt das Difu-Forschungs-
team konkrete Maßnahmen vor, 
um die Nachhaltigkeitsziele in 
den Kommunen schneller zu er-
reichen. Dazu zählen eine Res-
sourcenwende für mehr Klima-
schutz, eine deutliche Redu-
zierung der Flächenneuinan-
spruchnahme zur Erhaltung der 
Biodiversität, sowie eine ver-
stärkte soziale Gesellschafts-
wende.

Nachhaltige Entwicklung

Auch die Kommunen bewer-
ten das Thema nachhaltige Ent-
wicklung als sehr wichtig, sind 
jedoch laut Studie selbst unzu-
frieden mit den Fortschritten 
der vergangenen Jahre. In ihrem 
Zwischenfazit weisen die Spit-
zenverbände darauf hin, dass 
allein das Bemühen um Nach-
haltigkeit vielfach nicht hinrei-
chend sein werde. Hinzutreten 

müsse ein stärkeres Bewusst-
sein für die begrenzten natürli-
chen Ressourcen, für den Klima-
wandel und den drohenden Ar-
tenverlust sowie entsprechende 
Wechselwirkungen. Bund, Län-
der und Kommunen müssten 
Rahmenbedingungen, Anreize 
und Impulse setzen für ein res-
sourcenschonendes Leben und 
den Erhalt der Lebensqualität.

Herausfordernde 
Rahmenbedingungen

„Die Rahmenbedingungen 
sind für alle Ebenen eine enor-
me Herausforderung“, so Deut-
scher Städtetag, Deutscher 
Landkreistag und DStGB. Die 
Flächenneuinanspruchnahme 
und der Ressourcenverbrauch 
und die dabei entstehenden 
Emissionen belasteten die Um-
welt, hohe Schulden gefährde-
ten die Fähigkeit zum sozialen 
Ausgleich und Zukunftsinvesti-
tionen. Damit müsse das The-
ma Kreislaufwirtschaft höchste 
Priorität für die (regionale und 
kommunale) Wirtschaftspolitik 
erhalten.

Nachhaltiges Bauen

Als weiterer Schwerpunkt 
wird „die forcierte Förderung 
des nachhaltigen Bauens und 
der Modernisierung im Bestand 
sowie die Nachverdichtung im 
Innenbereich statt Flächenin-
anspruchnahme im Außenbe-
reich“ identifiziert. Zugleich 
müsse der Erhalt von Grün- und 

Freiflächen in den verdichteten 
Räumen noch stärker in den Fo-
kus rücken. Wichtig sei dabei 
die Orientierung nicht primär an 
quantitativen, sondern an quali-
tativen Kriterien.

Vielfältig nutzbare Grün- und 
Freiflächen im Innen- und Au-
ßenbereich seien für die Anpas-
sung an die Folgen des Klima-
wandels (Hitze- und Starkregen-
vorsorge), den Erhalt der Bio-
diversität (v.a. Biotopverbund) 
ebenso wie für die Lebensquali-
tät in den Kommunen von gro-
ßer Bedeutung. Insofern brau-
che es eine Ausweitung hoch-
wertiger Grün- und Freiflächen. 
Hierzu sollten planungsrechtli-
che Instrumente verstärkt ein-
gesetzt werden.  Hilfreich sei 
hierfür auch eine Fortschrei-
bung der SDG-Unterziele sowie 
der zu ihrer Messung erforderli-
chen Indikatoren.

Globale Gerechtigkeit

Immer drängender werden 
aus Sicht der kommunalen Spit-
zenverbände auch Fragen der 

globalen Gerechtigkeit. Trotz 
positiver Entwicklungen müs-
se das Engagement auf allen 
Ebenen und in allen Landestei-
len gleichermaßen weiter aus-
gebaut werden, um tatsäch-
lich zu gewährleisten, dass nie-
mand zurückgelassen wird. „Der 
demografische Wandel mit sei-
nen komplexen Auswirkungen 
zwingt uns dazu, alle Potenzi-
ale, die in der Gesellschaft vor-
handen sind, auf ihrem jeweili-
gen Niveau zu fördern. Dies be-
trifft vor allem die weitere Stär-
kung von Bildungsangeboten 
und wichtige Ausweitung der 
Erwerbsmöglichkeiten für Frau-
en, Älteren sowie Menschen mit 
Handicap oder Migrationshin-
tergrund“, heißt es.

Angesichts dieser großen He-
rausforderungen und der Kürze 
der verbleibenden Zeit beste-
he eine hohe Dringlichkeit, die 
Umsetzung der SDGs auf kom-
munaler Ebene voranzutrei-
ben. Dabei sollten Kommunen 
schon jetzt in die Gestaltung 
der Post-Agenda 2030 einbezo-
gen werden. � DK

Knapp 40 Prozent aller direktdemokratischen 
Verfahren bundesweit fanden 2022 in Bayern 
statt. Damit ist der Freistaat unangefochte-
ner Spitzenreiter, wie der vom Verein Mehr 
Demokratie veröffentlichte Bürgerbegeh-
rensbericht 2023 ausweist. Der alle zwei Jah-
re erscheinende Report wird in Zusammen-
arbeit mit dem Institut für Demokratie- und 
Partizipationsforschung an der Bergischen 
Universität Wuppertal erstellt.

Obwohl besonders der Beginn des vergan-
genen Jahres noch von den Auswirkungen der 
Corona-Pandemie geprägt und dadurch das 
Sammeln von Unterschriften eingeschränkt 
war, haben die Bürger in Bayern 94 direktde-
mokratische Verfahren neu eingeleitet. Diese 
setzten sich laut Bericht aus 64 Bürgerbegeh-
ren und 30 Ratsbegehren zusammen.

Insgesamt fanden seit Einführung von Bür-
ger- und Ratsbegehren im Jahr 1995 in Bayern 
3.485 direktdemokratische Verfahren statt, 
darunter 2.805 Bürgerbegehren und 680 Rats-
begehren. Seit 1995 kam es zudem zu 2.161 
Bürgerentscheiden im Freistaat.

Laut Andrea Beck vom Landesvorstand 
Mehr Demokratie Bayern „lässt sich die ho-
he Anzahl an direktdemokratischen Verfah-
ren mit den guten Regelungen für Bürgerbe-

gehren und Bürgerentscheide im Freistaat er-
klären. Es gibt kaum kommunale Themen, 
die nicht Gegenstand eines Bürgerbegehrens 
werden können. Außerdem herrschen in Bay-
ern moderate Quoren, was die Zulässigkeit 
von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 
erleichtert.“

Die Orte mit den meisten direktdemokrati-
schen Verfahren sind Augsburg (37 Verfahren), 
München (35) und Landshut (25). Die häufigs-
ten Bürgerentscheide fanden deutschlandweit 
in Landsberg am Lech statt (16).

Inhaltlich zeigte sich im Freistaat ein klarer 
Fokus bei den direktdemokratischen Verfah-
ren auf den Klimaschutz, hieß es weiter. Zwi-
schen 2013 und 2022 fanden den Angaben zu-
folge 153 klimabezogene Verfahren statt, das 
sind 13,1 Prozent aller direktdemokratischen 
Verfahren in Bayern in dem Zeitraum.

Anders als vielfach behauptet belege die 
Auswertung nicht, dass die direktdemokrati-
schen Verfahren genutzt würden, um den Kli-
maschutz auszubremsen: 67,3 Prozent (103) 
hatten eine positive Zielrichtung, nur 32 Pro-
zent (49) eine bremsende. Die meisten Verfah-
ren bezogen sich auf Windräder (37) Mobilität 
und Verkehr (27), Photovoltaik-Freiflächen (25) 
sowie Fuß- und Radentscheide (11). � DK

Bürgerbegehrensbericht 2023:

Bayern ist Spitzenreiter bei direkter Demokratie

Wiedergutmachung von NS-Unrecht
Vereinbarung über ein großangelegtes Projekt  

zur Digitalisierung historischer Quellen über die Wiedergutmachung von NS-Unrecht

Den Opfern von NS-Unrecht Wiedergutmachung zu leisten oder 
das wenigstens zu versuchen, gehört zum Grundverständnis der 
Bundesrepublik Deutschland. Im Vollzug der Entschädigungs- und 
Rückerstattungsgesetze entstanden dabei nach 1945 auch in Bay-
ern hunderttausende Akten, die das Grauen der NS-Verbrechen 
im Einzelfall ebenso dokumentieren wie den Umgang des demo-
kratischen Rechtsstaats mit diesem schweren Erbe. 

Um der aus dem NS-Unrecht 
resultierenden Verantwortung 
der Bundesrepublik Deutsch-
land auch über das Ableben der 
letzten direkt Betroffenen hin-
aus weiterhin gerecht zu wer-
den, fördert das Bundesminis-
terium der Finanzen in enger Zu-
sammenarbeit mit den Archiv-
verwaltungen des Bundes und 
der Länder die Einrichtung ei-
nes „Themenportals Wiedergut-
machung“, um dort einschlägige 
Archivbestände in digitalisierter 
Form für Forschung und Öffent-
lichkeit komfortabel zugänglich 
zu machen. 

Rahmenvereinbarung

Die dazu notwendige Rah-
menvereinbarung zwischen 
Bund und Ländern wurde am 1. 
Juni 2022 auf dem Petersberg 
bei Bonn auch von der Gene-
raldirektion der Staatlichen Ar-
chive Bayerns unterzeichnet. 
Mit der am 19. April 2023 ge-
schlossenen weiterführenden 
Vereinbarung sichert das Bun-
desfinanzministerium nun die 
Finanzierung eines großange-
legten Projekts, in dem über ei-

nen Zeitraum von sieben Jahren 
wichtige Inhalte für das The-
menportal aufbereitet werden 
sollen: Über 52.000 Akten aus 
den Beständen des Bayerischen 
Hauptstaatsarchivs und des 
Staatsarchivs München werden 
intensiv erschlossen, digitali-
siert und für die spätere Online-
stellung verfügbar gemacht. Die 
Bandbreite reicht dabei von Do-
kumenten über die Mitwirkung 
Bayerns an der Ausgestaltung 
der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen der Wiedergutmachung 
im Nachkriegsdeutschland bis 
hin zu individuellen Entschädi-
gungs- und Rückerstattungsfäl-
len. Das Vorhaben versteht sich 
als Pilotprojekt, langfristig soll 
die gesamte einschlägige Über-
lieferung der Staatlichen Archi-
ve Bayerns auf diese Weise er-
schlossen werden. 

Provenienzforschung fördern

Der Generaldirektor der 
Staatlichen Archive Dr. Bern-
hard Grau freut sich über den 
Abschluss der Vereinbarung: 
„Das Erschließungs- und Digita-
lisierungsprojekt wird den Zu-

gang der wissenschaftlichen 
Forschung zur Wiedergutma-
chungsüberlieferung erheb-
lich verbessern, die zahlreichen 
Vorhaben der Provenienzfor-
schung befördern, aber auch ei-
nen wichtigen Beitrag zur Stär-
kung der Erinnerungskultur leis-
ten.“ Frau Ministerialdirigentin 
Eva-Maria Meyer, zuständige 
Unterabteilungsleiterin im Bun-
desministerium der Finanzen, 
betont die Bedeutung dieses 
Schrittes für das gesamte Vor-
haben: „Das Themenportal Wie-
dergutmachung nimmt nun zu-
nehmend Gestalt an. Mit dieser 
Plattform erhalten die Familien 
und Nachkommen der Überle-
benden in den folgenden Jahr-
zehnten eine Anlaufstelle für In-
formationen über das Verfol-
gungsschicksal ihrer Angehö-
rigen, und auch darüber, was 
nach 1945 im Austausch mit 
deutschen Behörden geschah. 

Darüber hinaus wird das The-
menportal sowohl für For-
schung und Wissenschaft, Bil-
dungsprojekte, aber auch für 
die internationale Vernetzung 
mit unseren Partnern von gro-
ßem Nutzen sein.“

Das Themenportal Wieder-
gutmachung, in dem die bay-
erischen Bestände künftig zu-
gänglich sein sollen, ist online 
erreichbar unter: https://www.
archivportal-d.de/themenpor-
tale/wiedergutmachung. � r

KOMMUNALE 2023:

Gemeinsam gestalten 
wir Zukunft

Schon jetzt verzeichnet die 
KOMMUNALE 2023, die vom 
18. bis 19. Oktober 2023 in den 
Nürnberger Messehallen stattfin-
det, einen Rekord: Die Standflä-
chen sind ausgebucht. Deutsch-
lands größte Fachmesse für den 
kommunalen Bedarf zeigt Bür-
germeisterinnen und Bürger-
meistern sowie Beschaffungs-
entscheidenden die Zukunfts- 
trends in Landkreisen, Städten 
und Gemeinden. Mit dem Trans-
formationsthema Digitalisierung 
setzt sie einen wichtigen Schwer-
punkt und stellt die zukunftsfähi-
ge Entwicklung von Kommunen 
noch gezielter in den Fokus. Das 
neue Kooperationsprojekt der 
KOMMUNALE und KommDigita-
le schafft ein erweitertes Spiel-
feld für kommunale Themen – 
und das ab sofort jedes Jahr. Der 
Ticketshop für interessierte Fach-
besucherinnen und -besucher ist 
ab sofort online: www.kommu-
nale.de/de/besucher/tickets�  r

https://www.archivportal-d.de/themenportale/wiedergutmachung
https://www.archivportal-d.de/themenportale/wiedergutmachung
https://www.archivportal-d.de/themenportale/wiedergutmachung
http://www.kommunale.de/de/besucher/tickets
http://www.kommunale.de/de/besucher/tickets


Gemeinsam Großes gestalten.

STANDARD IST MAN NICHT. 
STANDARDS SETZT MAN.

Sie möchten den Glasfaser-Ausbau in Ihrer Region vorantreiben? Dann setzen Sie auf 
einen Partner, der seit über 10 Jahren als Pionier der Branche tätig ist. 1,7 Millionen 
verlegte Glasfaser-Anschlüsse im minimalinvasiven Ausbauverfahren sind die Basis 
des DIN-Entwurfs 18220 – und sollen damit bald zum Branchenstandard werden. 
Ihre Kommune profitiert schon heute davon. Werden Sie mit uns zum Schrittmacher 
der Digitalisierung in Ihrer Region: deutsche-glasfaser.de/kommunen

Deutsche Glasfaser Wholesale GmbH · Am Kuhm 31 · 46325 Borken

DIN 
18220
standardisierter 
Glasfaser-Ausbau

1,7 MIO.
verlegte Glasfaser- 

Anschlüsse

10 JAHRE
Glasfaser- 
Erfahrung

https://www.deutsche-glasfaser.de/kommunen/
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V.l. sitzend: Bürgermeister Rudolf Schopper (Püchersreuth), Bür-
germeister Markus Ludwig (Störnstein), Rainer Spiegel (Tele-
kom). Hinten stehend: Eduard Maier (Breitbandberatung Bayern).  
� Bild: Telekom

Schnelles Internet 
für Püchersreuth 
und Störnstein

Telekom erhält Zuschlag für Netzausbau
Die Telekom hat die öffentliche Ausschreibung für den Inter-
net-Ausbau in Püchersreuth und Störnstein mit der Ortsteilen 
Ilsenbach, Kotzenbach, Lanz, Mitteldorf, Pfaffenreuth, Oberndorf, 
Rastenhof und Wurz gewonnen. Ab Fertigstellung können rund 
430 Haushalte Anschlüsse mit einem Tempo von bis zu 1 Gbit/s  
nutzen. Die Gemeinden Püchersreuth und Störnstein und die Te-
lekom haben dazu jetzt einen Vertrag unterschrieben. 

Die Telekom wird rund 95 Ki-
lometer Glasfaser verlegen und 
sieben Verteiler aufstellen. Das 
neue Netz ist so leistungsstark, 
dass Arbeiten und Lernen zu-
hause, Video-Konferenzen, Sur-
fen und Streamen gleichzeitig 
möglich sind.

Starker Partner

„Die Ansprüche der Bürger an 
ihren Internet-Anschluss stei-
gen ständig. Bandbreite ist heu-
te so wichtig wie Gas, Wasser 
und Strom“, betont Markus Lud-
wig, Bürgermeister von Störn-
stein. „Wir haben mit der Tele-
kom einen starken Partner an 
unserer Seite. So sicheren sich 
unsere Gemeinden einen digita-
len Standortvorteil und wird als 
Wohn- und Arbeitsplatz noch at-
traktiver“, ergänzt Rudolf Schop-

per, Bürgermeister von Püchers-
reuth.

„Wir danken den Gemeinden 
Püchersreuth und Störnstein 
für das Vertrauen und setzen 
die Projekte zügig um“, sagt Rai-
ner Spiegel, Regionalmanager 
der Deutschen Telekom. „Das 
Bauen und Betreiben von Net-
zen ist die Kernkompetenz der  
Telekom.“

Die Telekom steigt nun in 
die Feinplanung für den Aus-
bau ein. Als Erstes wird eine 
Tiefbau-Firma ausgewählt und 
Material bestellt. Parallel da-
zu werden Baugenehmigungen 
eingeholt. Sobald alle Leitun-
gen verlegt und alle Verteiler 
aufgestellt sind, erfolgt die An-
bindung ans Netz der Telekom. 
Anschließend können die Kun-
den die neuen Anschlüsse bu-
chen.� r

Glasfaser für 
Lauingen a. d. Donau

Die Deutsche Telekom wird eigenwirtschaftlich in der Stadt Lauin-
gen, sowie den Ortsteilen Faimingen, Veitriedhausen und Frauen-
riedhausen ein Glasfasernetz für 6.155 Haushalte in den Jahren 
2025-2026 ausbauen. Dabei werden mehr als 85 Kilometer Glasfa-
serkabel bis in die Häuser verlegt und 65 neue Netzverteiler aufge-
stellt. Hierzu wurde jetzt eine gemeinsame Erklärung zwischen der 
Stadt Lauingen und der Telekom Deutschland GmbH unterzeichnet. 

Der Glasfaserhausanschluss ist 
für die Eigentümer kostenfrei. 
Das neue Netz ermöglicht Band-
breiten bis zu 1 Gigabit pro Se-
kunde (Gbit/s). 

sowohl schnellen als auch stabi-
len Internetverbindungen her-
vor: „Glasfaser ist die Techno-
logie, mit der die zukünftig be-
nötigten Datenmengen ohne 

Probleme transportiert 
werden können. Ein Glas-
faseranschluss in der ei-
genen Wohnung, im eige-
nen Haus oder im eigenen 
Betrieb ist in der heutigen 
Zeit genauso wichtig wie 
ein Anschluss an Strom, 
Wasser oder Gas. Und na-
türlich stärken wir die hei-
mische Wirtschaft dadurch 
ebenfalls und sind für die 
digitale Zukunft gerüstet.“

„Die Anwohner im Aus-
baugebiet von Lauingen 
und den Ortsteilen Fai-
mingen, Veitriedhausen 
und Frauenriedhausen ha-
ben jetzt die Chance auf 
einen Glasfaseranschluss. 
Ein wichtiger Punkt dabei: 
Er kommt nicht von allein. 
Dafür brauchen wir das 
Einverständnis der Grund-

stückseigentümer. Denn um den 
Glasfaseranschluss zu legen, 
müssen wir privaten Grund be-
treten“, so Andreas Schnelle, Re-
gionalmanager der Telekom.� r

Andreas Schnelle (Telekom Deutsch-
land GmH) und Katja Müller (1. Bürger-
meisterin Stadt Lauingen). �  
� Bild: Antje Kling (Stadt Lauingen)

Lauingens Erste Bürgermeis-
terin Katja Müller zeigt sich er-
freut über den eigenwirtschaft-
lichen Glasfaserausbau der Tele-
kom und hebt die Bedeutung von 

Kooperationsvertrag zum  
Glasfaserausbau in Aschau am Inn
Das bayerische Telekommunikationsunternehmen LEONET wird 
Aschau am Inn im Landkreis Mühldorf mit gigabitfähiger Glasfaser 
versorgen. Dazu haben Bürgermeister Christian Weyrich und LEO-
NET Geschäftsführer Martin Naber im Rathaus einen Kooperati-
onsvertrag unterzeichnet. Insgesamt wird auf einer Länge von 29 
Kilometern eine Trasse für Glasfaserkabel gegraben, über die LEO-
NET künftig Internetanschlüsse mit einer Download-Geschwindig-
keit von 1.000 Mbit/s bereitstellen kann – bei Bedarf auch mehr.

Die errechnete Wirtschaftlich-
keitslücke des Projektes fördert 
der Freistaat mit seiner Giga- 
bitrichtlinie. Das Netz soll fast 500 
Haushalte in der 3.400-Einwoh-
ner-Gemeinde versorgen können. 
Für die nutznießenden Eigentü-
mer ist der Hausanschluss kos-
tenlos, sie müssen nur die Bauar-
beiten auf ihrem Grundstück ge-
statten. Die Bauarbeiten sollen 
laut Vertrag im Herbst 2024 ab-
geschlossen sein. Verantwortlich 
für den Tiefbau wird ein Unter-
nehmen aus der Region sein.

Bei Bürgermeister Christian 
Weyrich und seiner Verwaltung 
stößt das Projekt auf viel Wohl-
wollen. Der Bürgermeister ver-
weist auf die bisher gut verlau-
fende Zusammenarbeit. Wey-

rich sagt: „Wir sind froh, mit der  
Leonet einen seriösen Partner 
für den geförderten Ausbau eines 
zukunftssicheren Glasfasernetzes 
gefunden zu haben.“

Die Gemeinde wird Leonet bei 
der anstehenden Vorvermark-
tung nach ihren Möglichkeiten 
unterstützen. „Ich kann nur je-
dem empfehlen, sich wenigstens 
einen Hausanschluss legen zu las-
sen“, sagt der Bürgermeister.

Leonet plant darüber hinaus 
einen eigenwirtschaftlich finan-
zierten Glasfaserausbau fast al-
ler übrigen Gebiete der Gemein-
de. Leonet-Geschäftsführer Mar-
tin Naber sagt: „Wir sind an der 
nachhaltigen und raschen Versor-
gung von Aschau am Inn mit Glas-
faser interessiert.“ � r

V.l.: Prof. Dr. Erich Bauer (Vorstandsvorsitzender LUCE Stiftung),  
Dr. Peter Deml (2. Vorstand Akademie Ostbayern-Böhmen) und 
Josef Schönhammer (1. Vorsitzender Akademie Ostbayern-Böh-
men) unterzeichnen die Absichtserklärung. 
� Bild: Sebastian Gmeiner, LUCE Stiftung.

KI im Fokus der Zusammenarbeit
Die Lars und Christian Engel (LUCE) Stiftung und die Akademie 
Ostbayern-Böhmen wollen im Themengebiet der Künstlichen In-
telligenz (KI) zusammenwirken. Die Absichtserklärung im Rahmen 
einer privilegierten Partnerschaft unterschrieben Prof. Dr. Erich 
Bauer, Vorstandsvorsitzender LUCE Stiftung, und Josef Schön-
hammer, 1. Vorsitzender der Akademie Ostbayern-Böhmen.

„Wir werden in Zukunft ge-
meinsam an KI-bezogenen Pro-
jekten wie z.B. der DENKWELT 
Oberpfalz arbeiten und an Use 
Cases für Anwendungsgebiete 
der KI forschen“, freut sich Er-
ich Bauer über die Zusammen-
arbeit. Darüber hinaus werden 
fachspezifische Workshops und 
Veranstaltungen stattfinden.

„Die Akademie Ostbayern- 

Böhmen freut auf die Zusam-
menarbeit mit der LUCE Stiftung. 
Das Patronat durch die Stiftung 
ist für die Arbeit der Akademie 
wichtig und stärkt auch deren 
Ziele, zu einer Wissens-, Wirt-
schafts-, und Kulturregion im 
ostbayerischen Raum beizutra-
gen“, so Josef Schönhammer, 1. 
Vorsitzender der Akademie Ost-
bayern-Böhmen.� r

Siegel für Kommunale 
IT-Sicherheit verlängert

Der Markt Ergolding konnte 2023 sein Siegel für Kommunale IT-Si-
cherheit wieder erfolgreich verlängern. Erster Bürgermeister 
Andreas Strauß nahm es stellvertretend für die Gemeinde entgegen.

Das 2021 eingeführte Infor-
mationssicherheits- und Daten-
schutzkonzept der Firma Acta-
go GmbH hat sich in den letzten 
Jahren als sehr erfolgreich be-
währt, und wird in Zusammen-
arbeit mit Michael Staudacher, 
von Actago und Michael Wissin-
ger, IT-Administrator Markt Er-
golding, stetig weiterentwickelt 
und verbessert.

„Inzwischen hat sich im Be-
reich Datenschutz und Informa-
tionssicherheit, eine erfolgreiche 
Routine eingespielt, die von allen 
Mitarbeitern positiv angenom-
men wurde“, so Michael Wissin-
ger, IT-Administrator Markt Er-
golding. Das Landesamt für Si-
cherheit in der Informationstech-
nik bestätigt mit dem Siegel, dass 

Landkreis Rottal-Inn:

Eröffnung des  
grenzüberschreitenden 
Gründerzentrums GreG
Aiwanger: „Digitalisierung und Existenzgründung  

auch im ländlichen Raum!“

In Pfarrkirchen wurden die neuen Räumlichkeiten des digita-
len Gründerzentrums GreG Rottal-Inn offiziell eröffnet. GreG 
steht für grenzüberschreitendes Gründerzentrum und gestal-
tet mit dem im März eingeweihten Standort in Freyung-Gra-
fenau ein lebendiges Gründer-Ökosystem in Niederbayern,  
Österreich und Tschechien. 

Drei European Digital  
Innovation Hubs für Bayern

Aiwanger: „Großer Erfolg für Bayern und seinen Mittelstand“

Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger hat die Entschei-
dung der EU-Kommission begrüßt, drei European Digital Inno-
vation Hubs (EDIHs) in Bayern aufzubauen. „Das ist ein großer 
Erfolg für den Freistaat und seinen Mittelstand. Über 4 Mio. 
Euro EU-Fördergelder gehen zur Unterstützung der digitalen 
Transformation bei kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 
nach Bayern“, so Aiwanger.

Nach seinen Worten ist die  
Digitalisierung eine der großen 
Herausforderungen. „Hier wer-
den wir jetzt neue, zusätzliche 
Netzwerke etablieren können, 
die dem Mittelstand zur Seite 
stehen.“
1. Niederbayern und Oberpfalz

Der EDIH Digital Innovation 
Ostbayern (DInO) mit den Part-
nern TH Deggendorf, OTH Re-
gensburg, R-Tech GmbH und der 
Bayerischen KI-Agentur konzen-
triert sich auf die Unterstützung 
der Digitalisierung der KMUs 
speziell im ländlichen Raum. Die 
inhaltlichen Schwerpunkte rei-
chen vom Wissenstransfer zu 
Themen wie KI, Cybersicherheit 
über Angebote zu Testplattfor-
men für Unternehmen bis hin zu 
Kooperationen mit benachbar-
ten europäischen Regionen. Die 
Vernetzung von Start-ups mit 
KMUs aus dem Handwerk run-
den das Hub ideal ab.
2. Metropolregion Nürnberg

Der EDIH DIGICARE mit den 
Partnern Medical Valley EMN 
e. V., Forum MedTech Pharma 
e. V. und Bayern Innovativ zielt 
darauf ab, die Zeit bis zur Markt-
einführung von Produkten zu 
verkürzen. Darüber hinaus bie-
tet das Zentrum unterstützen-
de Dienstleistungen an, die indi-
viduell auf die Bedürfnisse von 
Gesundheitsversorgern sowie 
Patientinnen und Patienten zu-
geschnitten sind. Die besonders 
effiziente Healthcare-Infrastruk-
tur der Region mit starken Part-
nern aus Versorgung, Indust-
rie und Forschung bietet hierfür 
optimale Bedingungen.
3. Bayern Innovativ

Mit dem Hub „Digitale Inno-
vationen für die Industrie in 
Bayern (EDIH-DIBI)“ der Projekt-
partner Bayern Innovativ Gm-
bH, Fraunhofer IIS in Nürnberg, 
Digitales Zentrum Schwaben, 
Fraunhofer IGCV, TH in Augs-

burg sowie appliedAI, fortiss 
und UnternehmerTUM in Mün-
chen werden vorwiegend kleine 
und mittlere Industrieunterneh-
men und Startups unterstützt, 
um deren Existenz- und Wett-
bewerbsfähigkeit in Transfor-
mationsprozessen der Industrie 
4.0 zu steigern.

Zentren mit 
bewährten Partnern

Aiwanger: „Alle drei Zent-
ren haben bewährte Partner 
aus Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft und können da-
durch eine Schlüsselfunktion 
einnehmen, um unsere Unter-
nehmen bei der digitalen Trans-
formation erfolgreich zu beglei-
ten. Hier machen sich jetzt auch 
die Investitionen in der High-
tech Agenda für den Mittel-
stand bezahlt.“ Zudem erfahren 
die neuen Netzwerke über För-
derungen des Wirtschaftsminis-
teriums oder durch eine Förde-
rung des Wissenschaftsministe-
riums aus EFRE-Mitteln eine Un-
terstützung.

Hintergrund: Die EU-Kommis-
sion will ein europaweites Netz-
werk von europäischen digita-
len Innovationszentren (Euro-
pean Digital Innovation Hubs/
EDIHs) als Teil des „Digital Euro-
pe Programms“ aufbauen. Ziel 
ist es, europäische Unterneh-
men – insbesondere KMUs - bei 
der digitalen Transformation in 
den Themenfeldern High Per-
formance Computing, Künstli-
che Intelligenz, Cybersicherheit, 
Digitalisierungskompetenzen zu 
unterstützen. Die in die loka-
le und regionale Wirtschaft ein-
gebetteten EDIHs fungieren da-
bei als Vermittler und Matchma-
ker zwischen den Bedürfnissen 
der Unterstützung suchenden 
Unternehmen und Institutionen 
und möglichen Anbietern.� r

Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger bei der Eröffnung: 
„Wir wollen Digitalisierung und 
Gründung auch im ländlichen 
Raum. Unser Erfolgsrezept für 
Start-ups besteht aus kurzen 
Wegen, Gründungsexpertise, 
digitaler Kompetenz und einem 
starken Netzwerk. Mittlerwei-
le beheimatet das Gründerland 
Bayern 19 digitale Gründer-
zentren an 28 Standorten. Die-
se Strategie zahlt sich aus! Bei 
den pro-Kopf-Gründungen ha-
ben wir in München sogar Ber-
lin überholt.“ 2022 wurden laut 
startupdetector in München 
14,5 Start-ups und in Berlin 13,6 
Start-ups pro 100 000 Einwoh-
ner gegründet.

„Start-ups treiben unsere hei-
mische Wirtschaft an. Sie sind 
nicht nur unsere Mittelständler 
von morgen und sichern wert-
volle Arbeitsplätze. Mit inno-

vativen Ideen, zum Beispiel in 
Schlüsselbereichen wie Künstli-
cher Intelligenz, setzen sie wich-
tige Impulse für bestehende 
Unternehmen“, betont der Mi-
nister die Bedeutung des Start-
up-Ökosystems für die Region.

Starkes Netzwerk

Für die Infrastruktur erhält 
das GreG Rottal-Inn eine Förder-
summe von 829.000 Euro. Ne-
ben den Räumlichkeiten profi-
tieren Gründerinnen und Grün-
der vor allem von dem bayern-
weiten, starken Netzwerk der 
digitalen Gründerzentren (För-
derung 338.000 Euro). Beide 
GreG-Standorte bilden mit den 
weiteren digitalen Gründerzen-
tren LINK in Landshut, ITC1 in 
Deggendorf und INN.KUBATOR 
in Passau ein starkes niederbay-
erisches Netzwerk.� r

der Markt Ergolding erfolgreich 
ein gesetzeskonformes Infor-
mationssicherheitskonzept ein-
geführt hat, zum Schutz der ge-
meindlich gespeicherten Daten, 
der Bürger, Mitarbeiter und Un-
ternehmen.

Im Besonderen ist hervorzu-
heben, dass das Informationssi-
cherheitskonzept nicht nur das 
Rathaus umfasst, sondern auch 
viele weitere Einrichtungen der 
Marktgemeinde z.B., den Bauhof, 
die Bücherei, die Horte Ergoling 
und Piflas, die Mittagsbetreuung  
Ergolding und Piflas, die Kinder-
häuser Am Bründl, Kleine Strol-
che und Wurzelstubn, als auch 
die Kinderkrippe Lindenbäum-
chen sowie die VHS-Außenstelle 
Ergolding.� r
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www.telekom.de/glasfaser

Jetzt #dabei sein und 
mit Glasfaser verbinden

Staatsministerin Gerlach:

Rückenwind für die Digitalisierung
Bayern und Schleswig-Holstein bringen die Verwaltungs-Digita-
lisierung voran: In einer einmaligen Nord-Süd-Kooperation zur 
Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) in den Kommunen 
arbeiten die beiden Bundesländer eng zusammen, um das Aus-
rollen von OZG-Leistungen zu beschleunigen. Dabei kommen mo-
dernste Cloud-Technologien zum Einsatz.

Kommunale Verwaltungen kön- 
nen mit Hilfe einer in Schles-
wig-Holstein entwickelten Soft-
ware (OZG-Cloud) online gestell-
te Anträge und Anfragen von Bür-
gern und Unternehmen besser 
bündeln und anschließend digi-
tal schneller bearbeiten. Dieses 
System zur besseren Bürgerkom-
munikation soll künftig auch in 
Bayern eingesetzt und gemein-
sam weiterentwickelt werden. 
Die OZG-Cloud ist eine cloudba-
sierte fachunabhängige Infra-
strukturkomponente/Plattform-
lösung, die es ermöglichen soll, 
alle Schritte - vom Antrag bis zur 
Genehmigung eines Verwaltungs-
verfahrens – digital abwickeln zu 
können. Und das nicht nur von 
Seiten der Bürger, sondern auch 
„im Backoffice“ von Seiten der 
Verwaltung.

Kommunikation mit 
OZG-Cloud verbessern

Nach den Worten von Bayerns 
Digitalministerin Judith Gerlach 
„müssen wir in Deutschland end-
lich Schluss machen mit der Zet-
telwirtschaft. Deshalb ist wichtig, 
dass wir alle Kräfte bündeln, um 
die Digitalisierung der Verwal-
tungen gerade auch in den Kom-
munen voranzubringen. Mit der 
OZG-Cloud wollen wir gemein-
sam mit Schleswig-Holstein die 
Kommunikation der Bürgerinnen 
und Bürger mit ihrer Kommune 

verbessern, beispielsweise über 
die Bayern-ID. So geht moderner 
Staat.“

Gerlach zufolge „werden wir in 
Bayern jetzt die bisherigen Funk-
tionen der OZG-Cloud einbinden 
und dann gemeinsam weitere An-
wendungen entwickeln. Dabei 
sind auch andere Bundesländer 
als Partner herzlich willkommen. 
Die Verwaltungsdigitalisierung ist 
eine Gemeinschaftsaufgabe, die 
alle betrifft – Bund, Länder und 
Kommunen: Bayern und Schles-
wig-Holstein gehen hier gerne  
voran.“

Verlängerte Nutzung 
der Elster-Technologie

Als „Sieg der Vernunft“ hat die 
Ministerin die von der Bundes-
regierung beschlossene Verlän-
gerung für die Nutzung der Els-
ter-Technologie zur Identifizie-
rung bei digitalen Behörden-
gängen bezeichnet. Mit dem 
Beschluss können Bürger das si-
chere und einfache Elster-Verfah-
ren für weitere drei Jahre bis zum 
30. Juni 2026 auch für Verwal-
tungsleistungen außerhalb der 
Steuer nutzen. Bayern hatte die-
se Verlängerung mit einem Ent-
schließungsantrag im Bundesrat 
gefordert, dem andere Bundes-
länder zugestimmt hatten.

Laut Gerlach ist ein niedrig-
schwelliger Zugang zur digitalen 
Verwaltung vonnöten. Behörden-

gänge müssen künftig so schnell 
und einfach wie Online-Shop-
ping sein. „Dafür brauchen wir ei-
ne einfache Möglichkeit, sich di-
gital auszuweisen. Die in Bayern 
entwickelte Elster-Technologie ist 
hier eine bewährte Lösung, die 
vorerst auch weiter genutzt wer-
den kann.“

Erfolgreicher bayerischer 
Entschließungsantrag

Die Bundesregierung hatte zu-
nächst geplant, die Nutzung von 
Elster für Verwaltungsleistungen 
außerhalb der Steuer am 30. Ju-
ni 2023 auslaufen zu lassen. Statt-
dessen sollte nur noch auf den 
elektronischen Personalausweis 
(nPA) gesetzt werden. Dieser ist 
allerdings nur unzureichend ak-
zeptiert. Bayern hatte sich des-
halb im März mit einem jetzt  
erfolgreichen Entschließungsan-
trag im Bundesrat dafür einge-
setzt, dass das Elster-Verfahren 
für Bürgerkonten bis mindestens 
Juni 2026 genutzt werden kann. 
Es solle zumindest als Übergangs-
technologie verfügbar bleiben, 
bis eine breit akzeptierte, prak-
tikable Lösung entwickelt ist. Für 
das bundesweit einheitliche Un-
ternehmenskonto gilt eine fünf-
jährige Befristung von Elster.

Neues Open Data Portal

Datenmodellen gehört die Zu-
kunft. Wie Gerlach zudem mitteil-
te, stellt das Bayerische Digitalmi-
nisterium auf einer frei zugängli-
chen digitalen Plattform ab sofort 
Bürgern und Unternehmen kos-
tenlos öffentliche Daten von Staat 
und Behörden zur Verfügung, die 

die Grundlage für neue Services 
in den Kommunen und innovati-
ve Geschäftsmodelle in der Wirt-
schaft schaffen sollen. Ziel von 
Open Data Bayern ist, das Portal 
zur zentralen Plattform für offene 
Daten der Bayerischen Staatsre-
gierung auszubauen. Öffentliche 
Daten sollen genutzt werden, um 
neues Wirtschaftswachstum und 
wissenschaftliche Forschung zu 
ermöglichen.

Über 700 Datensätze

Zunächst geht die Plattform mit 
über 700 Datensätzen online, da-
runter Geodaten und Daten aus 
Kommunen. So finden sich dort 
beispielsweise Standorte bayeri-
scher Brauereigasthöfe, Geoda-
ten von E-Ladestationen in ein-
zelnen Städten und Gemeinden 
sowie hochauflösende 3D-Mo-
delle bayerischer Schlösser. Wei-
tere Daten sollen sukzessive hin-
zukommen.

Die Datensätze liegen für die 
Nutzer frei verfügbar und in be-
kannten Standardformaten im 
Portal vor, so dass sie direkt in 
bestehende Systeme importiert 
werden können. Dabei werden 
erstmals Informationen von Staat 
und Behörden gebündelt, die 
sonst überall dezentral im Netz 
verteilt sind.

Das neue Open Data Portal ent-
wickelt das Digitalministerium in 
Zusammenarbeit mit der von ihr 
gegründeten Digitalagentur byte. 
Künftig will diese auch vernetzte 
Daten darstellen. Das ermöglicht 
komplexe Analysen und neue An-
wendungsfälle. Zum Beispiel kön-
nen Verkehrsdaten aus Würzburg 
mit Wetterdaten aus Würzburg 
kombiniert werden und lassen 
sich durch die Standardisierung 
auch weltweit mit anderen Da-
ten etwa aus wissenschaftlichen  
Bibliotheken verknüpfen.� DK

Bezirk Unterfranken setzt 
auf künstliche Intelligenz

Künstliche Intelligenz ist drauf und dran, unsere Arbeitswelt 
grundlegend zu verändern. Darin sind sich die Fachleute längst ei-
nig. Besonders groß dürften die Möglichkeiten von KI in der öf-
fentlichen Verwaltung sein. Seit kurzem verarbeitet beim Bezirk 
Unterfranken eine KI-gestützte Software einen großen Teil der ein-
gehenden Post. Zuvor hatte „KIRA“ – der Name steht für „Künst-
liche Intelligenz Registratur Assistenz“ – viel trainiert und viel da-
zugelernt. Offensichtlich mit großem Erfolg, denn der Echt-Betrieb 
lief von Anfang an ohne Probleme. Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sind mit ihrem KI-Kollegen zufrieden.

Schon jetzt ist KIRA in der La- 
ge, die Post-Eingänge mehr als 
400 verschiedenen Dokumen-
tenbezeichnungen zuzuordnen.  
Dabei ist sie durchaus lernfä-
hig: je häufiger sie einzelne Do-
kumente schon einmal gesehen 
hat, desto sicherer ist sie in ih-
rer Einschätzung. Wenn sich KI-
RA einmal unschlüssig ist, ste-
hen nach wie vor Bezirks-Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aus 
Fleisch und Blut bereit, um dem 
„Kollegen Computer“ unter die 
Arme zu greifen.

Neue technische 
Möglichkeiten

KIRA erkennt das Datum des 
Poststempels und setzt die-
ses als Dokumentendatum ein, 
sie sortiert leere Seiten aus und 
ordnet einzelne Dokumente di-
rekt bestimmten Kategorien zu. 
Zahlreiche Dokumente werden 
automatisch mit einem Such-
begriff versehen, um das späte-
re Wiederfinden zu erleichtern. 
Bei diffizilen Nachrichten an 
den Bezirk werden automatisch 
die dafür zuständigen leitenden 
Bezirks-Mitarbeiter oder Mitar-
beiterinnen verständigt. Das gilt 
zum Beispiel bei Widersprüchen 

zu Bescheiden oder Rechtsstrei-
tigkeiten.

Begeistert von den neuen 
technologischen Möglichkeiten  
sind nicht zuletzt Bezirks-Direk-
tor Dr. Gernot Janke und Be-
zirkstagspräsident Erwin Dot-
zel. „Wenn alles nach Plan läuft, 
sollte KIRA nach einer entspre-
chenden Anlernphase von et-
wa einem halben Jahr 75 bis 90 
Prozent der eingehenden Post-
stücke selbstständig verarbei-
ten“, betonte Dr. Janke bei der 
KIRA-Inbetriebnahme. „Wenn 
KIRA ihren Job gut macht, wol-
len wir sie auch für andere Ar-
beiten einsetzen, etwa für die 
Verteilung zentral eingehender 
E-Mails sowie das Ausrollen der 
Software auf weitere Bereiche 
der Bezirksverwaltung“, ergänz-
te Dotzel.

In diesem Zusammenhang 
wies der Bezirkstagspräsident 
darauf hin, dass Unterfranken 
als erster Bezirk in Bayern erst 
vor wenigen Wochen als „Digita-
les Amt“ ausgezeichnet worden 
war. Der Bezirk habe die Vorzüge 
der Digitalisierung bereits früh-
zeitig erkannt. So habe man zum 
Beispiel schon vor geraumer Zeit 
die elektronische Akte einge-
führt, betonte Dotzel.� r

https://www.telekom.de/netz/glasfaser?wt_mc=alias_glasfaser
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Gigabit-Studie von Dialog Consult und VATM:

Beschleunigter Glasfaser-Ausbau
Der Ausbau mit sehr schnellem und stabilem Festnetz-Internet 
nimmt Fahrt auf. Laut einer Studie von Dialog Consult im Auftrag 
des Internetbranchenverbands VATM werden deutschlandweit En-
de Juni 15,1 Millionen Haushalte über reine Glasfaserkabel verfü-
gen können. Das sind 2,1 Millionen mehr als zu Beginn des Jahres.

„Diese Entwicklung ist er-
freulich“, erläuterte VATM-Ge-
schäftsführer Dr. Frederic Ufer. 
„Wir wissen aber auch, dass die 
Wettbewerber im Markt vor-
sichtiger agieren. Gleichzei-
tig basieren auch Mitte 2023 
noch zwei Drittel der von den 
Kunden genutzten Breitband- 
anschlüsse auf dem Kupfer-
doppelader-Anschlussnetz der 
Telekom Deutschland. Eine 
durchaus schwierige Gemen-
gelage.“

„Der Glasfaserausbau findet 
zu einem großen Teil im länd-
lichen Bereich statt, dort wo 
es keine anderen gigabitfähi-
gen (HFC-) Netze gibt“, ergänz-
te Andreas Walter, Geschäfts-
führer der Dialog Consult Gm-
bH. Insgesamt klettert im ers-
ten Halbjahr 2023 der Anteil der 
Haushalte und KMU, die einen 
gigabitfähigen Anschluss bezie-
hen können, um 2,7 Prozent-
punkte auf 71,1 Prozent. „Wir 
sehen auch, dass im städtischen 
Bereich der Infrastrukturwett-
bewerb zunimmt. 8,2 Millionen 
Haushalte können zwischen ei-
nem FTTB/H-Netz und einem 
DOCSIS-Kabelnetz wählen.“

Laut Studie wird im ersten 
Halbjahr 2023 weiterhin der Lö-
wenanteil der gigabitfähigen 
Anschlüsse (84 Prozent) von 
den Wettbewerbern angeboten. 
Mehr als 92 Prozent der Nut-
zer beziehen ihren Gigabit-An-
schluss von einem Wettbewerbs- 
unternehmen. Ähnlich ist die 
Entwicklung im FTTB/H-Markt: 
Rund 8,6 Millionen der Glasfa-
seranschlüsse wurden und wer-
den von den Wettbewerbern 
insgesamt bis Ende des ersten 
Halbjahres 2023 gebaut. Damit 
entfallen von den verfügbaren 
FTTB/H-Anschlüssen 57 Prozent 
auf die Wettbewerber. Betrach-
tet man den gesamten Breit-
bandmarkt, kann die Telekom 
aufgrund der deutlichen Zu-
wächse im DSL-Markt seit 2020 
sogar Marktanteile hinzugewin-
nen.

Mehr als 25 Prozent der ins-
gesamt 15,1 Millionen Glasfa-
seranschlüsse werden von den 
Endkunden genutzt. „Erfreulich 
hoch ist die Take-up-Rate der 
Wettbewerber, die mit knapp 
34 Prozent deutlich über der der 
Deutschen Telekom von weni-
ger als 14 Prozent liegt“, beton-
te Walter. Insgesamt habe die 
Telekom im ersten Halbjahr ih-
ren Glasfaserausbau deutlich 
gesteigert. Mit einem Zuwachs 
von 1,2 Millionen Anschlüssen 

sei sie allerdings noch weit von 
dem versprochenen Wachstum 
von 3 Millionen Anschlüssen im 
Jahr 2023 entfernt.

Weiterhin ungestillt ist der 
Hunger nach Datenvolumen. 
Das über gigabitfähige An-
schlüsse erzeugte Datenvolu-
men pro Anschluss und Monat 
ist allein im ersten Halbjahr um 
gut 7 Prozent gewachsen und 
liegt bei durchschnittlich 411 
Gigabyte. „Auch die Nachfrage 
nach hochbitratigen Anschlüs-
sen nimmt weiter zu“, führ-
te Walter aus. Knapp die Hälf-
te der Kunden der Wettbewer-
ber fragt Bandbreiten von 250 
Mbit/s und mehr nach. „Gerade 
auch das Produkt ‚Gigabit-Band-
breite‘ ist offensichtlich ‚sexy‘ 
und übt einen besonderen Reiz 
auf Kunden aus.“

Im Geschäftskundenmarkt 
fragen zwei Drittel der Kunden 
der Wettbewerber Bandbreiten 
von 250 Mbit/s und mehr nach, 
bei Bandbreiten von 500 Mbit/s 
und mehr ist es über ein Drittel.

Spiegelbild der  
schwierigen Gesamtsituation

„Die Studie ist aber gleich-
zeitig auch Spiegelbild einer 
schwierigen Gesamtsituation 
in Deutschland für ausbauende 
Unternehmen und Investoren“, 
stellte Ufer fest. „Steigende 
Zins- und Baukosten sind Para-
meter, die den Ausbau erheblich 
verteuern. Allem voran müs-
sen daher jetzt die politischen 
Rahmenbedingungen stimmen, 
sonst geben die Investoren kein 
Vollgas mehr.“ Nur bei anhal-
tend hohen Investitionen in den 
FTTB/H-Ausbau und ohne ei-
nen „Glasfaser-Überbau“, so die 
Prognose von Dialog Consult, 
könne das Ziel der Gigabit-Stra-
tegie des Bundesdigitalminis-
teriums erfüllt werden, bis En-
de 2025 eine FTTB/H-Versor-
gungsquote von 50 Prozent zu 
erreichen. Fazit des Geschäfts-
führers nach einem Jahr Giga-
bitstrategie: „Wir brauchen ei-
ne bessere Förderpriorisierung, 
eine sinnvolle Verknüpfung  
zwischen eigenwirtschaftlichem 
und gefördertem Ausbau, Stich-
wort Super-Fast-Lane, und na-
türlich vor allem ein Gegensteu-
ern bei strategischem Überbau, 
den Bürgermeister und Wettbe-
werber gleichermaßen kritisie-
ren.“

„Wenn der Businessplan der 
Investoren zerstört wird, wer-
den sie sich eben nicht mit den 

angekündigten über 50 Milli-
arden Euro am Glasfaseraus-
bau in unserem Land beteili-
gen können.“ Dies habe die vom 
Bundesdigitalministerium be-
auftragte Studie des WIK ein-
drucksvoll belegt. „Die Ver-
sorgungszahlen der neu ange-
schlossenen Bürger werden ein-
brechen“, so Ufer, „wenn wir für 
diesen Markt die gleichen Wett-
bewerbsmaßstäbe anlegen wie 
für den Bau von mehreren Su-
permärkten oder Bäckereien in 
einer Ortschaft.“

Komplett-Ausbau und  
reine Glasfaser im Visier

Die Studienergebnisse zeigten 
klar, dass es die Wettbewerber 
sind, die auf Komplett-Ausbau 
und auf reine Glasfaser setzten. 
„Bei der Deutschen Telekom se-
hen wir Handtuchwerfen und 
möglichst viele Rosinen picken. 
Diese Rosinenpickerei kann sich 
nur die Telekom leisten, denn 
sie allein kann außerhalb sol-
cher kleinen Ausbaugebiete ihre 
Kunden weiterhin mit Vectoring 
abspeisen. Als marktmächtiges 
Unternehmen kann sie ihre Kar-
ten hier voll ausspielen.“ Damit 

entwickle sich Vectoring hin-
sichtlich der Take-up-Rate zum 
weiteren Hemmschuh und wer-
de zu einer Fragmentierung des 
Marktes und der Netze führen. 
„Genau das können die Bürger 
und Bürgermeister gerade nicht 
brauchen: einen hervorragend 
mit Glasfaser versorgten Markt-
platz, aber im Rest der Kommu-
ne weiterhin nur Vectoring.“

Eine große Gefahr für den flä-
chendeckenden Ausbau droht 
Ufer zufolge unter anderem 
durch das neue Förderkon-
zept der Bundesregierung. Statt  
wie versprochen den schnellen 
eigenwirtschaftlichen Ausbau 
besser mit dem geförderten zu 
verzahnen, stehe zu befürch-
ten, dass die Bagger meist für 
lange Jahre aus dem Dorf rollen, 
ohne die Anschlüsse gebaut zu 
haben, die einer Förderung be-
durft hätten. 

„Der Grund ist so simpel wie 
überraschend“, führte Ufer aus. 
„Gerade dort, wo der eigenwirt-
schaftliche Ausbau gut klappt 
und nur wenige Anschlüsse in 
die Förderung müssten, bekom-
men diese beim neuen ‚Scoring‘ 
nicht die erforderlichen Punk-
te, um auf die sogenannte Fast 
Lane bei der Förderung zu kom-
men.“ Deutschland brauche ei-
ne Super Fast Lane, wenn es 
nicht immer weiter zurückfallen 
wolle.� DK

Techniktage 2023 von 
AKDB und LivingData

Mit rund 500 Teilnehmern, verteilt über drei Tage, waren die 
Techniktage von AKDB und ihrer Systemhaustochter LivingData 
dieses Jahr sehr gut besucht. Im Mittelpunkt standen die Themen 
IT-Outsourcing, Cloud Computing und Internet of Things in baye-
rischen Kommunen.

Der Fachkräftemangel macht 
auch vor den IT-Abteilungen 
bayerischer Kommunen nicht 
halt. Das war eine der meist ge-
hörten Klagen auf den Technik-
tagen, die mittlerweile zum fes-
ten Frühjahrs-Treffen für kom-
munale IT-Verantwortliche in 
Bayern geworden sind. Dieses 
Jahr standen sie unter dem Mot-
to „Mit Sicherheit zu smarten 
Lösungen“ und fanden in Mün-
chen, Fürth und online statt.

„Es ist bekannt, dass das Ma-
nagement der kommunalen IT 
immer zeitintensiver wird. Und 
dass bei immer größeren Nach-
wuchsproblemen“, so Bernd 
Schaps, Bereichsleiter Platform 
& Cloud Services bei der AK-
DB. „Hinzu kommen immer öf-
ter massive Cyberattacken, wie 
erst kürzlich in Potsdam und im 
Rhein-Pfalz-Kreis.“

Deshalb weckte die Frage, wie 
öffentliche IT-Dienstleister Kom-
munen unterstützen können, 
besonderes Interesse. „Wir ver-
zeichnen einen Anstieg von 65 
Prozent gegenüber dem Vor-

jahr bei Anfragen nach Mana-
ged Services vonseiten der Kom-
munen“, so Peter Sedlmayr, Ge-
schäftsführer der LivingData. 
„Es geht dabei um die Unter-
stützung der IT-Verantwortli-
chen in den Kommunen und um 
die Verlagerung von zeitfressen-
den Routineaufgaben - etwa das 
Einspielen von Patches oder Ba-
ckup und Recovery. Unsere Ex-
perten betreuen bei Bedarf so-
gar die gesamte IT-Sicherheits-
infrastruktur.“

Thema Nachhaltigkeit

Auf den Techniktagen ging es 
auch um das Thema Nachhal-
tigkeit und wie digitale Lösun-
gen dazu beitragen können. Et-
wa mithilfe von „KI-veredel-
ten“ Daten in Smart-City-Lö-
sungen und digitalen Zwillingen. 
„Durch den Einsatz von In- 
ternet-of-Things-Lösungen ver-
setzen wir heute Kommunen in 
die Lage, datenbasiert schnel-
lere Entscheidungen zu tref-
fen“, so Ralf Pichl, Geschäfts-
führer der roosi GmbH, die Teil 
der AKDB-Unternehmensgrup-
pe ist. „Das optimiert Prozesse 
und spart Ressourcen. Die Auto-
matisierung von Vorgängen un-
terstützt Kommunen angesichts 
des Fachkräftemangels. Ich den-
ke zum Beispiel an KI-gestütz-
te Kamerasysteme, die Ver-
kehrsflüsse erfassen. Dabei ach-
ten wir darauf, dass persönliche 
Daten nicht gespeichert werden 
– etwa Nummernschilder oder 
Gesichter. Die Daten werden 
anonymisiert an die Smart Da-
ta Services weitergeleitet und 
dann in einem Dashboard visua-
lisiert.“

Wie IT-Verantwortliche ih-
re Mitarbeitenden für Innova-
tionen begeistern können, ver-
riet der Rennsport-Manager und 
ehemalige Williams-CEO Jost Ca-
pito in seiner Keynote: Nie auf-
hören zu kommunizieren, laute-
te seine Empfehlung. Und keine 
Angst vorm Scheitern haben. 

Vorträge, Fotos und Down-
loads von den Techniktagen 
2023 unter: www.akdb.de/
techniktage� r

Der Technische Geschäftsführer von M-net, Dr. Hermann Rodler, 
Augsburgs Wirtschaftsreferent Dr. Wolfgang Hübschle und swa Ge-
schäftsführer Alfred Müllner (v.l.) starteten 2022 den Glasfaseraus-
bau von weiteren 4.000 Haushalten in 600 Gebäuden.
� Bild: swa/Thomas Hosemann

Stadtwerke Augsburg und M-net:

Erschließung von mehr als 
200 weiteren Gebäuden 

mit Glasfaser
Das Glasfasernetz in Augsburg wird immer dichter. Die Stadtwer-
ke Augsburg (swa) und ihre Telekommunikationstochter M-net 
haben im vergangenen Jahr über 200 weitere Gebäude an ihr zu-
kunftssicheres Glasfasernetz angeschlossen. 2023 kommen wei-
tere 200 Gebäude hinzu, unter anderem in der Innenstadt, im 
Bismarckviertel und im Hochfeld. Davon profitieren rund 1.400 
Haushalte in den neu erschlossenen Objekten. Nutzerinnen und 
Nutzer können bei M-net schnelle und stabile Internet-, Telefon- 
und HD-TV-Anschlüsse mit einer Übertragungsgeschwindigkeit 
von bis zu 1 Gigabit pro Sekunde buchen. 

2020 begannen die swa und 
M-net mit der zweiten Stufe des 
Glasfaserausbaus in Augsburg. 
Seit 2006 hatten die beiden Un-
ternehmen bereits 21.500 pri-
vate Haushalte und Gewerbe-
einheiten im Stadtgebiet über 
die leistungsstarken Lichtwel-
lenleiter angeschlossen. Im Rah-
men der zweiten Stufe kommen 
nun bis 2027 weitere 16.000 
Wohneinheiten hinzu. Mit Ab-
schluss der zweiten Stufe wer-
den also über 37.000 Wohn- und 
Büroeinheiten in Augsburg über 
leistungsstarke FTTB/H-Glasfa-
seranschlüsse mit Geschwindig-
keiten bis zu 1 Gigabit pro Se-
kunde (= 1.000 Megabit pro Se-
kunde) verfügen.

Wo gebaut wird

Im Jahr 2022 wurden neue 
Glasfaserleitungen über eine 
Länge von knapp 60 Kilometer 
in der Innenstadt, im Bismarck-
viertel und im Hochfeld verlegt. 
Die Bauarbeiten in diesen Stadt-
vierteln werden 2023 fortge-
setzt. Darüber hinaus beginnen 
nun auch die Erschließungsar-
beiten in Pfersee, Oberhausen 
und im Antonsviertel.

Der Ausbau findet zunächst in 
der FTTB-Variante statt (= Fiber-
to-the-Building). Dabei werden 
die Glasfaserkabel bis in die ein-
zelnen Gebäudekeller verlegt. 
Über einen optisch-elektrischen 
Wandler werden die Datensig-
nale dann über die bestehenden 
Telefonleitungen im Haus in die 
Wohnungen weitergeleitet. Dar-
über hinaus bietet M-net den Ei-
gentümern auch einen kosten-
losen FTTH-Ausbau (= Fiber-to-
the-Home) an. Dabei werden im 
Haus neue Glasfaserleitungen 
bis in die einzelnen Wohnun-
gen verlegt. FTTH bietet die leis-
tungsstärksten und schnellsten 
Anschlüsse, da die durchgängige 
Übertragung mittels Lichtwel-
len eine Signalverbreitung ohne 
technische Qualitätsverluste er-
möglicht. Um die künftige Glas-
fasererschließung zu erleich-
tern, verlegen die swa vor allem 
in Neubaugebieten beim An-
schluss an Strom oder Fernwär-
me im Vorfeld zusätzliche Leer-
rohre. Darin kann später Glasfa-
ser verlegt werden, sobald der 
Anschluss verfügbar ist.

„Wir liegen im Plan und kom-
men mit dem Ausbau gut vor-
an“, erklärt swa Geschäftsfüh-
rer Alfred Müllner. „Mehr denn 
je ist der Glasfaserausbau heu-

te auch eine Frage der kommu-
nalen Daseinsvorsorge. Es geht 
also nicht nur darum, ein biss-
chen schneller surfen zu kön-
nen, sondern die Infrastruktur 
und Immobilien unserer Stadt 
zukunftssicher zu machen“, so 
Müllner. 

Angebote von M-net

Nach dem Aufbau des passi-
ven Glasfasernetzes durch die 
swa übernimmt Bayerns führen-
der Glasfaseranbieter M-net die 
Installation der aktiven Netz-
technik und den Netzbetrieb. 
Kundinnen und Kunden kön-
nen dann Internetanschlüs-
se mit Gigabit-Geschwindigkeit 
buchen und von weiteren Zu-
satzdiensten profitieren. Spezi-
ell für Geschäftskunden stehen 
noch schnellere Leitungen be-
reit, darüber hinaus können sie 
bei M-net smarte Telefonie-, 
Server- und Vernetzungslösun-
gen buchen. Privatkunden steht 
unter anderem mit TVplus ein 
hochwertiger IP-TV-Anschluss 
mit über 100 Sendern zur Verfü-
gung, von denen viele bereits in 
HD eingespeist werden. Zusätz-
lich bietet TVplus zeitversetz-
tes Fernsehen, einen Cloud-Re-
korder und zusätzlich spezielle 
Sprach- und Themenpakete.

„M-net ist seit über 25 Jahren 
ein verlässlicher und engagier-
ter Anbieter aus der Region für 
die Region“, sagt Nelson Killius, 
Sprecher der M-net Geschäfts-
führung. „So profitieren unsere 
Kundinnen und Kunden nicht nur 
von hilfsbereiten Ansprechpart-
nern vor Ort, sondern können 
dank der überlegenen Glasfaser-
technologie zugleich die schnells-
ten, sichersten und klimafreund-
lichsten Internetanschlüsse nut-
zen, die es derzeit gibt.“

Warum Glasfaser?

Rasante Up- und Downloads, 
Surfen ohne Wartezeiten beim 
Seitenaufbau oder unterbre-
chungsfreies Videostreaming 
sind nur einige der vielen Vor-
teile, die ein leistungsfähiger In-
ternetanschluss mit sich bringt. 
Zukunftssichere Glasfaseran-
schlüsse bieten hohe und stabi-
le Datenübertragungsgeschwin-
digkeiten und sind daher be-
sonders für datenintensive An-
wendungen geeignet. Darüber 
hinaus sind Glasfaseranschlüsse 
besonders energieeffizient und 
schonen dadurch das Klima.� r
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L EO N E T. D E

Der Ausbau der Glasfaserinfrastruktur mit offenem Zugang ist 
für Kommunen in ländlich geprägten Regionen die Lösung, um 
zukunftsfest gegenüber den Ballungsräumen attraktiv zu bleiben.
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Verleihung des Zertifikates und des Prüfnachweises BSI Grundschutz auf der Bühne des IT-Sicherheits- 
clusters e.V. beim CISIS12-Kundentag. � Bild: IT-Sicherheitscluster e.V.

Geförderte Umsetzung  
der Informationssicherheit

CISIS12 und BSI Grundschutz Kommunalprofil in Kombination
Von Ralf Turban, Mein-Datenschutzberater

Der Markt Burgheim, der Markt Titting und die Stadt Hilpoltstein 
sind die ersten Verwaltungen, die sich dem Zertifizierungsaudit 
des Informationssicherheitsmanagements (ISMS) mit der Norm 
CISIS12 in Kombination mit gleichzeitigem Prüfnachweis des „BSI 
IT-Grundschutz-Profil: Basis-Absicherung Kommunalverwaltung“ 
unterzogen haben. CISIS12 ist die aktuelle Version des etablierten 
ISIS12 und erweitert die Funktionen um die Themen Compliance, 
Prozesse und Notfallthematiken. Der Name steht für Compliance- 
Informations-SIcherheits-Management-System in 12 Schritten.

Die Erlangung des Prüfnach-
weises für das „BSI IT-Grund-
schutz-Profil für Kommunalver-
waltungen“ erfordert eine Teil-
menge der Umsetzungsschritte 
von CISIS12 und einige weni-
ge weitere Maßnahmen. Da-
mit werden nachgewiesenerma-
ßen die Forderungen des Deut-
schen Städtetages, des Deut-
schen Landkreistages und des 
Deutschen Städte- und Gemein-
debundes erfüllt. Ebenso wird 
gegenüber allen Aufsichtsbehör-
den, wie dem BayLfD oder dem 
Prüfer des LRA auf Landkreis- 
ebene sowie bei Kommunen ab 
5000 Einwohnern dem BKPV, so-
mit die Umsetzung der Informa-
tionssicherheits-Anforderungen 
sicher belegt.

Gemäß den Vorgaben des 
Bayerischen Digitalisierungsge- 
setzes (BayDiG) Art. 43 müs-
sen bekanntermaßen alle Baye-
rischen Behörden bezüglich der 
Sicherheit der informationstech-
nischen Systeme angemesse-
ne technische und organisato-
rische Maßnahmen im Sinn von 
Art. 32 der Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) und Art. 32 
des Bayerischen Datenschutzge-
setzes (BayDSG) treffen und die 
hierzu erforderlichen Informa-

tionssicherheitskonzepte erstel-
len. Um hier den Bayerischen 
Verwaltungen unter die Arme 
zu greifen, hat das BayStMI ei-
ne aktuell laufende Fördermaß-
nahme aufgelegt, die bis zu 80 
Prozent der entstehenden Bera-
tungs- / Schulungs- und Zertifi-
zierungskosten erstattet.

Die drei genannten Verwal-
tungen haben schnell erkannt, 
dass die Informationssicher-
heit kein starrer Zustand ist und 
ständiger Änderung und Aktua-
lisierung unterliegt. Somit wird 
aus dem geforderten Informati-
onssicherheitsKONZEPT und der 
ständigen Rechenschaftspflicht 
der Verwaltungsleitung aus der 
DSGVO ein Informationssicher-
heitsMANAGEMENT. Aus der 
Nachweisbarkeit leitet sich der 
Anspruch der Verwaltungslei-
tung der regelmäßigen Überwa-
chung durch einen Dritten (Zerti-
fizierung / Prüfnachweis) ab.

Die Koordination der Bear-
beitung der Informationssicher- 
heitskonzeption über alle drei 
Verwaltungen (Burgheim, Tit- 
ting und Hilpoltstein hinweg 
wurde mit der Fachfirma 
„Mein-Datenschutzberater“ 
vorgenommen. „Mein-Daten-
schutzberater.de“ verfügt nach 

langjähriger ISMS-Erfahrung im 
kommunalen Umfeld über die 
passende Expertise, um bayeri-
sche Verwaltungsstrukturen „im 
Rahmen der Verhältnismäßig-
keit“ auf dem Weg zur geförder-
ten Umsetzung zu begleiten.

Für den Erhalt des Zertifika-
tes mussten bei einem zweitägi-
gen Audit die Umsetzung der 12 
Schritte des CISIS12 und die An-
forderungen des Prüfnachweises 
für das „BSI IT-Grundschutz-Pro-
fil für Kommunalverwaltungen“ 
den Auditoren dargestellt werden. 
Im Rahmen der Umsetzung wur-
de gemeinsam mit den BeraterIn-
nen von „Mein-Datenschutzbera-
ter“ einiges an Dokumentationen, 
angefangen von der Informati-
onssicherheitsleitlinie, dem IT-Be-
triebshandbuch sowie Inhalte 
für die Risikobehandlung gemäß 
BSI-Gefährdungslagen bis hin zum 
IT-Notfallhandbuch, erstellt.

Unterstützt wurde die Umset-
zung der Informationssicherheit 
mit dem Programm M24S (www.
m24s.info), welches die Eintei-
lung der Tätigkeiten und den 
strukturierten Aufbau der zu be-
arbeiteten Punkte passend unter-
stützt. Die Variabilität des M24S 
im Hinblick auf die verschiede-
nen Kommunalstrukturen wur-
de bei jeder der Zertifizierungen 
deutlich. So sind z.B. in Burgheim, 
Titting und der Stadt Hilpoltstein 
neben den Anforderungen von 
CISIS12 und des „BSI IT-Grund-
schutz-Profils für Kommunalver-
waltungen“ auch viele individu-
elle Themen der Kommunalstruk-
turen mit eingeflossen. � r

Deutsche Glasfaser in Möhrendorf:

Schnelle Ausbauverfahren  
beim Glasfaser-Praxistag

Der Baupartner von Deutsche Glasfaser hat bei einem Praxistag 
Hausanschlüsse in Möhrendorf (Landkreis Erlangen-Höchstadt) 
den Teilnehmenden aus Politik, Wirtschaft sowie interessierten 
Anwohnerinnen und Anwohnern moderne Verfahren zum Ver-
legen der Glasfaserkabel und die professionelle Montage von 
Hausanschlüssen vorgeführt. Deutsche Glasfaser sorgt auch in 
Möhrendorf dafür, dass immer mehr Haushalte an das leistungs-
starke Glasfaser-Netz der Zukunft angeschlossen werden.

Die rund 50 Teilnehmenden 
bekamen an drei verschiede-
nen Baustellen unterschiedliche 
Phasen der Glasfaserverlegung 
präsentiert. Vorgeführt wurde 
unter anderem der Einsatz ei-
ner hochleistungsstarken Frä-
se. Statt Gehweg und Asphaltde-
cke großflächig zu öffnen und an-
schließend auszuheben, wird nur 
ein schmaler Schlitz in die Ober-
fläche gefräst. Die Rohre für die 
Glasfaser werden darin verlegt 
und der schmale Einschnitt ist 
schnell wieder verschlossen. 

Glasfasertechnologie  
ist Investition in die Zukunft

Ebenfalls demonstriert wur-
de der Einsatz einer Erdrakete 
bei einer Gartenbohrung zur Vor-
bereitung eines Hausanschlus-
ses. Bei diesem minimalinvasi-
ven Bauverfahren gräbt sich der 
sogenannte Bodenverdrängungs-
hammer in kürzester Zeit zielge-
nau unter der Gartenfläche hin-
durch und bringt das leistungs-
starke Glasfaser-Kabel bis an die 
Hauswand.

In seiner Begrüßungsanspra-
che sagte Albert Füracker, Baye-

rischer Staatsminister der Finan-
zen und für Heimat: „Wer in Glas-
faser investiert, investiert in die 
Zukunft – der Freistaat spielt da-
bei eine Vorreiterrolle! Seit 2014 
investieren wir in den flächen-
deckenden Breitbandausbau mit 
mehr als 2,1 Milliarden Euro 
Fördergeldern und damit mehr 
als jedes andere Bundesland. 
Die Erfolgsbilanz seit Förderbe-
ginn kann sich sehen lassen: Über 
80.000 Kilometer Glasfaserkabel 
werden verlegt – das ist mehr als 
zwei Mal um die Erde! Damit sind 
98 Prozent der bayerischen Haus-
halte mit schnellem Internet ver-
sorgt. Die Deutsche Glasfaser ist 
beim Breitbandausbau wichtiger 
Partner für Freistaat und Kom-
munen. Wir freuen uns, dass die 
Deutsche Glasfaser auf alterna-
tive, moderne Verlegeverfahren 
auch in geringerer Tiefe setzt – 
das spart Zeit und Kosten. Vie-
len Dank an alle, die am Ausbau 
hochmoderner Infrastruktur für 
Bayern arbeiten!“

Manfred Bachmayer, stellver-
tretender Landrat des Kreises Er-
langen-Höchstadt , sagte: „Der 
Glasfaserausbau ist ein wichtiger 
Schritt für die digitale Zukunft un-

seres Landkreises. Durch den sta-
bilen Ausbau in den Kommunen 
schaffen wir eine zukunftssiche-
re Infrastruktur, die sowohl für 
Unternehmen als auch für priva-
te Haushalte ein entscheidendes 
Kriterium der Standortwahl ist.“

Bald modernste Technologie 
im Ort

Thomas Fischer, Bürgermeis-
ter der Gemeinde Möhrendorf, 
freute sich über die positive Per-
spektive, bald modernste Tech-
nologie im Ort zur Verfügung 
zu haben: „Ich bin sehr glück-
lich, dass wir die Deutsche Glas-
faser zur Gründungszeit für den 
eigenwirtschaftlichen Ausbau 
des FTTH-Netzes in der Gemein-
de Möhrendorf finden konn-
ten. Eine so große Infrastruktur-
maßnahme bedarf sehr vieler 
Absprachen, damit am Ende al-
le mit der Umsetzung zufrieden 
sind. Zum aktuellen Zeitpunkt 
bin ich mit der Kommunikation 
sowohl mit Deutsche Glasfaser 
als auch zu deren ausführenden 
Firmen sehr zufrieden und bin 
auch mit der ausgeführten Leis-
tung sehr zufrieden.“

Digitalisierung  
braucht Glasfaser

Andreas Pfisterer, CEO von 
Deutsche Glasfaser, richtete den 
Blick von Möhrendorf auf das 
gesamte Land: „Digitalisierung 
braucht Glasfaser. Ohne Digita-
lisierung gibt es keine langfristig 
erfolgreiche, wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung in 
den Regionen, in ganz Deutsch-
land. Für uns bei Deutsche Glasfa-
ser ist darum klar: Nur mit einem 
flächendeckenden und sicheren 
Glasfasernetz kann Deutschland 
vorankommen. Deutsche Glas-
faser hat in Bayern bereits fast 
150.000 Haushalte mit Glasfaser 
erschlossen. Etwa 50.000 weite-
re Anschlüsse befinden sich der-
zeit im Bau. Zudem versorgt das 
Unternehmen in Bayern heu-
te mehr als 130 Kommunen und 
über 45 Gewerbegebiete.“

Moderne Bauverfahren

Die Experten von Deutsche 
Glasfaser beantworteten al-
le Fragen der Anwesenden. In 
Möhrendorf ist der Netzausbau 
mit Hilfe moderner Bauverfah-
ren und Verlegung in Glasfaser-
tiefe seit dem Baustart Mitte Juli 
2022 gut vorangekommen: 19 
von insgesamt 27 Kilometer 
Tiefbau sind bereits geschafft. 
Das Ziel von Deutsche Glasfa-
ser ist es, bis September mit 
dem Tiefbau fertig zu sein. Wä-
ren herkömmliche Bauverfah-
ren zum Einsatz gekommen, hät-
ten die Bauarbeiten für die 27 Ki-
lometer doppelt so lange gedau-
ert.

Alle Informationen über Deut-
sche Glasfaser und die buchba-
ren Produkte sind außerdem on-
line unter www.deutsche-glasfa-
ser.de verfügbar. � r

Zahlen oder nicht zahlen? 
Bei Ransomware-Angriffen gibt es kein Pauschalrezept

Angriffe mit Ransomware werden insbesondere im Gesundheits-
bereich zum schrecklichen Alltag. Von 2020 bis 2021 stieg die Zahl 
der Lösegelderpressungen um fast 650 Prozent. Bei der aktuel-
len Sitzung des eHealth-Hub im Cyber-Sicherheitsrat Deutschland 
e.V. stand daher der Umgang mit Ransomware im Fokus.

„Wir erleben skrupellose Ha-
cker, die aus persönlicher Pro-
fitgier und zum Teil geduldet 
durch feindlich gesinnte Staa-
ten die kritische Infrastruktur in 
Deutschland angreifen. Globa-
le Konflikte werden heute auch 
in der IT-Infrastruktur des örtli-
chen Stadtkrankenhauses aus-
getragen“, beschrieb Hans-Wil-
helm Dünn, Präsident des CSRD 
e.V., die aktuelle Lage.

„Krisenmanagement umfasst 
mehr als ein IT-Notfallkonzept. 
Die explizite Vorbereitung auf 
ein Worst-Case-Szenario spart 
im Zweifel Geld und Nerven“, 
so Oliver Schneider, Managing 
Director bei RiskWorkers. „Das 
Zahlen von Lösegeld kann un-
ter Umständen die bestmögli-
che Option sein, sollte jedoch 
niemals ohne professionelle 
Verhandlungen erfolgen – denn 
auch kriminelle Hacker haben 
Schmerzpunkte.“

Jan Arfwedson, Leiter des 
eHealth-Hub, verwies darauf, 
dass in vielen Krankenhaus-
geschäftsführungen das The-
ma Cybersicherheit noch im-
mer nicht priorisiert wird: „Je-
des Krankenhaus braucht ei-

ne Sicherheitsorganisation, die 
sich dem Thema annimmt, Ri-
siken bewertet und die Umset-
zung angemessener technischer 
und organisatorischer Maßnah-
men initiiert und deren wirk-
same Umsetzung kontrolliert.“ 
Häufig wird darunter die Funkti-
on des Informationssicherheits-
beauftragten (ISB) verstanden, 
der der KH-Leitung unterstellt 
ist und an diese berichtet. In die-
sem Zusammenhang verwies er 
auf die Arbeitshilfe des CSRD e.V. 
„Der Informationssicherheitsbe-
auftragte im Krankenhaus“.

Der Cyber- Sicherheitsrat 
Deutschland e.V. wurde im Au-
gust 2012 von namhaften Per-
sönlichkeiten gegründet. Der in 
Berlin ansässige Verein ist poli-
tisch neutral und berät Unter-
nehmen, Behörden und poli-
tische Entscheidungsträger im 
Bereich Cyber-Sicherheit. Zu 
den Mitgliedern des Vereins 
zählen große und mittelständi-
sche Unternehmen, Betreiber 
kritischer Infrastrukturen sowie 
Bundesländer und Bundesins-
titutionen, Experten und politi-
sche Entscheider mit Bezug zum 
Thema Cyber-Sicherheit. � r
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Drei Kommunen auf dem Weg 
zur Smart City und Smart Region

Der Glasfaserausbau schreitet voran und damit auch die Digitalisie-
rung von Angeboten und Prozessen in Gemeinden und Regionen. 
Um die digitalen Infrastrukturen sinnvoll und erfolgreich nutzen zu 
können benötigen Kommunen jedoch individuelle Digitalisierungs-
strategien. Viele Kreise, Gemeinden und Städte setzen auf Beteili-
gungsverfahren wie Bürgerdialoge, um gemeinsam praxisorientierte 
Ideen für Smart Cities und Smart Regions zu erarbeiten. Hierfür be-
nötigen sie Ressourcen in Form von Zeit, Geld und Personal. 

„Für die Strategieentwicklung 
sind das Projektmanagement 
und der Einsatz innovativer Me-
thoden entscheidend“, so Clai-
re Piqueret Rose, Leiterin des 
Teams Smart Regions der atene 
KOM GmbH. Kommunen sollten 
kooperieren, um Ressourcen ge-
zielt zu nutzen und Kosten zu tei-
len. Der Bund bietet Fördermög-
lichkeiten für den Ausbau der di-
gitalen Infrastruktur, ebenso für 
den Aufbau von Smart Cities oder 
Smart Regions. Zusätzlich können 
externe Berater Kommunen bei 
ihren Plänen unterstützen. Ro-
se rät Kommunen zu Beginn fest-
zulegen, wer die Digitalisierungs-
strategie begleitet und politische 
Vertreter in den Prozess zu inte-
grieren: „Ihre Unterstützung ist 
wichtig, um Verwaltung und Bür-
ger bei neuen digitalen Lösungen 
einzubeziehen. Politischer Rück-
halt ist entscheidend für die ko-
operative Gestaltung der Maß-
nahmen.“

Smart City Modellprojekt  
im Ilzer Land

Um die Digitalisierung voranzu-
treiben, haben sich zum Beispiel 
elf Gemeinden im bayerischen 
Ilzer Land zusammengeschlos-
sen. Ihre Digitalisierungsstrate-
gie, die „SmartesLand Strategie“, 
zielt auf eine integrierte, gemein-
wohlorientierte und nachhalti-
ge Regionalentwicklung. Unter 
dem Motto „Hand in Hand im Il-
zer Land: Gemeinsam digital wer-
den und analog bleiben“ nehmen 
sie kommunale Innovationsfel-
der in den Blick und erarbeiten 
gemeinsam mit den Gemein-
den, der atene KOM GmbH, Ex-
perten vor Ort und der Bevölke-
rung Lösungen. Das Förderpro-
gramm "Modellprojekte Smart 
Cities" des Bundesministeriums 
für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bauwesen unterstützt sie da-
bei. In der ländlich geprägten Re-
gion im Bayerischen Wald sollen 
digitale Lösungen die Gemein-
schaft vor Ort fördern, z. B. durch 

hybride Dorfzentren und die On-
line-Beteiligungsplattform MIT-
REDEN. Der Gemeindeverbund 
plant auch den Aufbau eines re-
gionalen Datenraums, um das Po-
tenzial verschiedener Daten aus 
den Gemeinden zu nutzen. 

Mobilitätswende  
in München

Auch München hat sich ambi-
tionierte Ziele für die Digitalisie-
rung gesetzt und arbeitet parallel 
an zahlreichen Projekten. So ist 
die Kommune beispielsweise Teil 
des Modellprojekts „Smart Cities 
Smart Regions – Kommunale Di-
gitalisierungsstrategien für Städ-
tebau und Mobilität der Zukunft“ 
des Bayerischen Staatsministe-
riums für Wohnen, Bau und Ver-

gleitet das Projekt. Ziel der Stadt 
ist es mit innovativen Projekten 
wie diesem die Abgasemissionen 
bis 2025 um 80 Prozent zu redu-
zieren und den öffentlichen Nah-
verkehr zu verbessern. 

Am Anfang des Weges:  
Landkreis Meißen

Der sächsische Landkreis Mei-
ßen befindet sich dagegen noch 
am Anfang der Transformation. 
Gemeinsam mit der Wirtschafts-
förderung Region Meißen GmbH 
und im Auftrag des Landratsam-
tes wird derzeit eine Digitalisie-
rungsstrategie im Rahmen des 
Modellvorhabens „Smarte.Land.
Regionen“ des Bundesministe-
riums für Ernährung und Land-
wirtschaft erstellt. Unterstützt 
werden die Akteure von der ate-
ne KOM und dem Daten-Kom-
petenzzentrum Städte und Regi-
onen. Und auch hier hat die Be-
teiligung der Bevölkerung und 
der Akteure vor Ort Priorität: In 
einem Ideenworkshop wurden 
Zukunftsbilder der Digitalisie-
rung entwickelt und Ansätze für 
Daseinsvorsorge, Wirtschafts-
förderung und Verwaltung er-
arbeitet. Der Landkreis nutzt  
eine Online-Beteiligungsplatt-
form, um weitere Anregungen 
der Bürger:innen sowie von Ex-
pert:innen einzuholen. Für den 
Erfolg des Prozesses ist es wich-
tig, den Mehrwert der Digitalisie-
rung deutlich zu machen, um die 
Akteure und Bürger vor Ort ein-
zubeziehen. 

Rose betont: „Insbesondere  
bei der Entwicklung von Digi-
talstrategien auf Gemeindever-
bund-Ebene ist es zentral eine 
Akteursanalyse durchzuführen, 
um alle Gruppen ausgewogen 
einzubeziehen“. Das Ilzer Land, 
München und der Landkreis Mei-
ßen gehen unterschiedliche We-
ge, um ihre digitale Infrastruk-
tur zu nutzen. Für wirksame und 
umsetzbare Maßnahmen wer-
den die Ideen aufeinander abge-
stimmt und in einem Fahrplan für 
die digitale Transformation der 
gesamten Region zusammenge-
führt. So entsteht eine individu-
elle Digitalisierungsstrategie, die 
regionale Akteure aus Wirtschaft 
und Gesellschaft einbindet und 
den Weg bereitet für eine nach-
haltige Digitalisierung des ganzen 
Landes.� r

Claire Piqueret Rose.
� Bild: atene KOM GmbH

kehr. Dadurch erhält die Stadt-
verwaltung Unterstützung bei 
der Erarbeitung von digitalen Ent-
wicklungskonzepten und kann so 
die Bürgerinnen und Bürger stär-
ker in die Digitalisierung einbin-
den. Auch im Bereich Mobilität 
der Zukunft setzt München auf 
die Zusammenarbeit mit Bürge-
rinnen und Bürgern und ist Test-
feld für einen Pilotversuch von 
urbanem automatisiertem Stra-
ßenverkehr im Rahmen des För-
derprojekts TEMPUS. Die atene 
KOM GmbH koordiniert und be-

Digitaler Bauantrag:

Bayernweit 50 Städte  
und Landratsämter dabei

Seit 1. Juni dieses Jahres können am Landratsamt Berchtes-
gadener Land sowie in den Städten Erding, Fürth, Nördlingen 
und Straubing Bauanträge auch digital eingereicht werden. 
Damit bieten 50 Städte und Landratsämter in Bayern den di-
gitalen Bauantrag an.

Laut Bauminister Christian Bernreiter läuft bei 47 weiteren 
der Probebetrieb. Zusammen sind das bereits mehr als zwei 
Drittel aller bayerischen Bauaufsichtsbehörden. Die Erfahrun-
gen seien rundum positiv: „Insgesamt sind an den bislang teil-
nehmenden Ämtern schon über 6.000 digitale Anträge einge-
reicht worden.“

Nach Angaben des Bayerischen Staatsministeriums für 
Wohnen, Bau und Verkehr ermöglicht es der digitale Bauan-
trag, Bauanträge über ein Online-Formular direkt beim zu-
ständigen Landratsamt, der kreisfreien Stadt, Großen Kreis-
stadt oder Delegationsgemeinde einzureichen. Auch die am 
Computer entworfenen Pläne könnten unmittelbar dem On-
line-Antrag angehängt werden.

Beim Ausfüllen würden zahlreiche Hilfestellungen gege-
ben, zum Beispiel auf erforderliche Bauvorlagen hingewie-
sen. Dadurch würden Bauanträge vollständiger und die Bear-
beitungszeiten reduziert. Für die Beratung von Bauherrn oder 
Planern seien weiterhin die Gemeinden erste Ansprechpart-
ner. Diese würden auch im Genehmigungsprozess miteinbe-
zogen. Außerdem bleibe die bisherige analoge Antragstellung 
in Papierform möglich.

Wie Digitalministerin Judith Gerlach hervorhob, würden mit 
diesem zeitgemäßen digitalen Bürgerservice Barrieren für die 
Antragsteller abgebaut und die Bearbeitung der Anträge mo-
dernisiert. Dies sei fortschrittlicher Dienst am Kunden. „Hier 
ist die kommunale Ebene gefordert, entsprechende Angebo-
te zu machen, so dass hoffentlich bald die Beantragung die-
ser äußerst wichtigen Leistung in ganz Bayern möglich ist.“ DK

Die GKDS informiert:

Fünf Jahre 
DSGVO

Am 25. Mai 2018 trat die  
DSGVO in Kraft. Große Erwar-
tungen, aber auch Befürchtun-
gen, waren mit ihrer Einfüh-
rung verbunden. Was hat die 
DSGVO bewirkt und wie geht 
es weiter?

Während es vor der DSGVO 
nur wenige Möglichkeiten gab, 
Datenschutzverstöße zu sankti-
onieren, änderte sich das bei ih-
rer Einführung rapide. Der Buß-
geldrahmen wurde drastisch 
erhöht. Damit sollten vor allem 
die großen Technologie-Kon-
zerne zu datenschutzgerech-
tem Verhalten gebracht wer-
den - und die Erwartungen an 
eine wirksame Sanktionierung 
erfüllten sich.

Bußgelder greifen

Viele Firmen wurden zur Zah-
lung von Bußgeldern aufgefor-
dert. Im Januar dieses Jahres 
verlangte die französische Auf-
sichtsbehörde CNIL (Commis-
sion Nationale de l’Informa-
tique et des Libertés) 5 Mio Eu-
ro von den Betreibern der Soci-
al-Media-Plattform TikTok. Der 
Grund:  datensammelnde Coo-
kies konnten zwar mit einem 
Klick akzeptiert werden, ih-
re Ablehnung war aber für die 
Nutzerinnen und Nutzer sehr 
schwierig durchzuführen. Au-
ßerdem verhängte die irische 
Datenschutzbehörde DPC (Data 
Protection Commission) gegen 
den Konzern Meta, ehemals Fa-
cebook, ein Bußgeld in Höhe 
von 1,2 Milliarden Euro wegen 
unzulässiger Datenübermittlun-
gen in die USA.

Die Befürchtung, dass die 
Einführung der DSGVO eine 
große Abmahnwelle auslösen 
würde, trat nicht ein. Eben-
so war der bürokratische Auf-
wand bei der Umsetzung der 
DSGVO durch Unternehmen, 
Behörden und Kommunen ge- 
ringer als erwartet. Denn 
schnell standen Dienstleister 
wie die GKDS bereit, die dabei 
unterstützten.

ePrivacy-Verordnung 
verzögert sich

Mit der DSGVO sollte auch 
die ePrivacy-Verordnung zur 
europaweiten Regelung der 
elektronischen Kommunikation 
in Kraft treten und unter ande-
rem Direktwerbung verbieten. 
Die ePrivacy-Verordnung gibt 
es immer noch nicht. Die Euro-
päische Union, die EU-Kommis-
sion und das Europaparlament 
haben zwar die Verhandlungen 
dazu wiederaufgenommen, die 
Einführung der ePrivacy-Ver-
ordnung verzögert sich aber 
weiter.

Geplante Änderungen zu 
grenzüberschreitenden 
Datenverarbeitungen

Inzwischen plant die EU-Kom-
mission einige Änderungen an 
der DSGVO, die im Wesentli-
chen die grenzüberschreiten-
den Datenverarbeitungen be-
treffen. Nachdem vor allem die 
irische Aufsichtsbehörde Da-
tenschutzbeschwerden gegen 
große Technologieunterneh-
men schleppend bearbeitete, 
ist nun geplant, verbindliche 
Bearbeitungsfristen einzufüh-
ren. Auch sollen die Beschwer-
deverfahren harmonisiert und 
damit die Zusammenarbeit zwi-
schen den einzelnen Aufsichts-
behörden beschleunigt wer-
den.

Die DSGVO ist fünf Jahre alt 
geworden und den Kinderschu-
hen entwachsen. Sie wird ak-
zeptiert, umgesetzt und hat 
ihren anfänglichen Schrecken 
längst verloren.� r

SBR-net Consulting-Studie zum deutschen Mobilfunkmarkt:

Enorme Wettbewerbsdefizite
Mit den Wettbewerbsverhältnissen auf dem deutschen Mobil-
funkmarkt hat sich eine aktuelle Studie im Auftrag des Bundes-
verbandes Breitbandkommunikation (BREKO) und der 1&1 Mo-
bilfunk GmbH befasst. Im Ergebnis stellen die mit der Studie 
beauftragten Telekommunikationsexperten von SBR-net Consul-
ting dabei erhebliche Wettbewerbsdefizite fest.

Eine große Anzahl von Ver-
triebspartnern und Submarken 
erweckt den Anschein von Wett-
bewerb. Tatsächlich aber gibt es 
der Studie zufolge kaum Konkur-
renz um innovative Dienste und 
Tarifmodelle. Im 5G-Netz schir-
men die etablierten Netzbetrei-
ber Telekom, Vodafone und Te-
lefónica den Wettbewerb be-
sonders restriktiv ab und verzö-
gern das Angebot von 5G-Tarifen 
als Mobilfunkvorleistung. Wett-
bewerbern ohne eigenes Mo-
bilfunknetz ist es deshalb nicht 
möglich, eigene Angebote auf 
5G-Basis anzubieten. „Dies geht 
zu Lasten der Verbraucher, die 
vielerorts mit der in die Jah-
re gekommenen 4G-Technolo-
gie versorgt werden müssen“, 
heißt es. Ebenso fehlten den al-
ternativen Glasfasernetzbetrei-
bern, sprich den Wettbewer-
bern der Telekom, die die maß-
geblichen Treiber des Glasfaser- 
ausbaus in Deutschland sind, 
marktgerechte Vorleistungsan-
gebote von den etablierten Mo-
bilfunknetzbetreibern, um wett-
bewerbsfähige Bündelprodukte 
anzubieten.

Marktbefragung unter 
132 Glasfasernetzbetreibern

Eine im Rahmen der Studie 
erfolgte Marktbefragung unter 
132 Glasfasernetzbetreibern 
zeigt: Rund 90 Prozent sprechen 
sich für eine MVNO- und Diens-
teanbieterverpflichtung aus, die  
den marktgerechten Zugang 
zu Vorleistungen der etablier-
ten Netzbetreiber absichert 
und erwarten zudem verbes-
serte Wettbewerbsbedingungen 
durch den Markteintritt des vier-
ten Netzbetreibers.

Das Auslaufen der aktuellen 
Frequenzzuteilungen in den Be-
reichen 800 MHz, 1.800 MHz 
und 2,6 GHz zum 31. Dezember 
2025 bietet bis zur übernächs-
ten Frequenzvergabe ab 2034 
die letzte Chance, den Wettbe-
werb auf dem deutschen Mo-
bilfunkmarkt zu beleben. Hier 
sieht die Studie die Regulie-

rungsbehörde in der Pflicht, 
wettbewerbsfördernde Bedin-
gungen zu schaffen, um die Wei-
chen für die Zukunft im deut-
schen Telekommunikations-
markt zu diesem entscheiden-
den Zeitpunkt richtig zu stellen 
– zur Wahrung der Verbraucher- 
interessen, um Innovationspo-
tenzial auszuschöpfen und den 
Glasfaserausbau in Deutschland 
zu unterstützen.

Die derzeitigen Frequenzver-
gabebedingungen sehen vor, 
dass ohne das Recht auf faire 
Angebote die etablierten Mo-
bilfunknetzbetreiber mit ande-
ren Mobilfunk- und Festnetzbe-
treibern und Mobilfunkdiens-
teanbietern zu Vorleistungen 
verhandeln müssen. Dieses Ver-
handlungsgebot habe sich, so 
die Untersuchung, als unwirk-
sam erwiesen und müsse durch 
eine sogenannte MVNO- und 
Diensteanbieterverpflichtung 
gestärkt werden. Letztere stel-
le sicher, dass die alternativen 
Netzbetreiber einen fairen Zu-
gang zu marktgerechten Vor-
leistungen der etablierten Mo-
bilfunknetzbetreiber erhalten 
können.

Der Markteintritt des vier-
ten Mobilfunknetzbetreibers 
könne den Wettbewerb auf al-
len Ebenen verbessern, sowohl 
durch das direkte Angebot von 
Diensten an Endkunden als auch 
durch das Angebot von Vorleis-
tungen für Diensteanbieter und 
alternative Netzbetreiber. Da 
der Neueinsteiger aber erst ein 
flächendeckendes Netz aufbau-
en muss, sei neben einem fairen 
Anteil am Mobilfunkspektrum 
auch ein diskriminierungsfreies 
National Roaming inklusive des 
Zugangs zum Markstandard 5G 
erforderlich. Denn nur so kön-
ne ein Neueinsteiger in der Auf-
bauphase seines eigenen Netzes 
bundesweit wettbewerbsfähige 
Mobilfunkprodukte anbieten. 
Und nur unter dieser Vorausset-
zung sei der vierte Netzbetreiber 
in der Lage, marktfähige Produk-
te zur Weitervermarktung be-
reitzustellen.� DK

Personenbezogene Daten 
auf Weltreise

Prof. Dr. Thomas Petri, Bayerischer Landesbeauftragter für den Datenschutz, 
veröffentlicht neue Orientierungshilfe zu Internationalen Datentransfers

Die Welt der Datenschutz-Grundverordnung hat leider Grenzen. 
Außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums gibt es selten 
mehr, meistens erheblich weniger Datenschutz. 

Gleichwohl nutzen auch baye-
rische öffentliche Stellen trans-
fergeneigte Betriebsmittel aus 
Drittländern, oder sie legen auf 
andere Weise solche Daten ei-
nem Empfänger „von außen“ of-
fen. Die Datenschutz-Grundver-
ordnung möchte personenbezo-
gene Daten aus ihrem Geltungs-
bereich möglichst auch über 
dessen Grenzen hinaus schützen 
und hält dafür ein recht komple-
xes Regelwerk bereit. Das berei-
tet nicht nur Verantwortlichen, 
sondern auch Datenschutz-Auf-
sichtsbehörden einiges Kopfzer-
brechen. Die Diskussion über 
dieses Regelwerk ist seit einigen 
Jahren im Fluss und noch nicht 
an einem Ende angelangt.

Der Bayerische Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz, Prof. 
Dr. Thomas Petri, legt nun ei-
ne neue Orientierungshilfe „In-
ternationale Datentransfers“ 
vor, die den aktuellen Stand der 
Rechtsentwicklung nachzeich-
net und daraus Hinweise für die 

Verwaltungspraxis der bayeri-
schen öffentlichen Stellen ab-
leitet. Die nach der „Schrems 

einschlägige Verlautbarungen 
der Konferenz der unabhängigen 
Datenschutzaufsichtsbehörden 
des Bundes und der Länder so-
wie der geplante Beschluss nach 
Art. 45 Datenschutz-Grundver-
ordnung der Europäischen Kom-
mission zu Datentransfers in die 
USA.

Petri: „Drittlandtransfers sind 
auch im Alltag der bayerischen 
Staatsbehörden und Kommu-
nen ein wiederkehrendes The-
ma, stammen doch die gängigen 
Produkte für IT-Dienstleistungen 
oftmals aus dem Nicht-EU-Aus-
land. Sobald personenbezogene 
Daten im Spiel sind, führen Dritt-
landbezüge häufig zu rechtlichen 
Komplikationen. Verantwortli-
che sollten gleichwohl nicht ‚den 
Kopf in den Sand stecken‘, son-
dern sich den Herausforderun-
gen stellen. Dabei möchte die 
neue Orientierungshilfe Unter-
stützung bieten. Auch bei Dritt-
staatentransfers gilt: Mit genü-
gend Wissen werden viele Prob-
leme beherrschbarer.“

Näheres unter https://www.
datenschutz-bayern.de, Rubrik 
„Datenschutzreform 2018“.� r

Prof. Dr. Thomas Petri. � Bild: BayLfD

II“-Entscheidung entstandenen 
Wegweisungen des Europäi-
schen Datenschutzausschusses 
sind ebenso berücksichtigt wie 

https://www.datenschutz-bayern.de
https://www.datenschutz-bayern.de
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ABC Arbeitsplatz Kommune: 
Grundsteuerreform

Veränderungen für Kommunen in Bezug auf die Digitalisierung

In Kooperation mit
DATEV eG

GZ KOMMUNAL-

Die Messbescheiddaten werden von den Finanz-
behörden nun ausschließlich in elektronischer 
Form via ELSTER-Portal zur Verfügung gestellt. 
Papierbasierte Prozesse werden damit abgelöst. 

Speziell für Kommunen, Kammern, Universi-
täten, Landschaftsverbände, Banken, Behörden, 
Anstalten oder Service-Provider steht im ELS-
TER-Portal das Verfahren ELSTER-Transfer be-
reit. Darüber lassen sich bestimmte Daten – wie 
eben die Messbescheiddaten für die Grundsteu-
er – elektronisch mit der Finanzverwaltung aus-
tauschen sowie Dokumente in die Postfächer 
von Anwendern einstellen. Da die Rechenzent-
ren der Partner der Finanzverwaltung bei Daten-
abholverfahren aber ausschließlich Rohdaten zur 
Verfügung stellen, bedarf es nun zwingend einer 
Software, in der diese aufbereitet und weiterver-
arbeitet werden. Städte und Gemeinden, die im 
Umfeld der Grundsteuer noch mit papierbehaf-
teten Prozessen gearbeitet haben, sollten sich al-
so schnell ein digitales System für die Bearbei-
tung ihrer Abgabeninformationen anschaffen. 

Geprüfte Datenqualität  
durch Teilautomatisierung 

Ein solches Programm, das den ELSTER-Trans-
fer zuverlässig unterstützt, ist DATEV Kommunale 
Abgabe. Die elektronisch übermittelten Mess-
bescheiddaten lassen sich darin sowohl für die 
Grundsteuer als auch für die Gewerbesteuer ein-
fach einlesen. Im Zuge des Imports werden neue 

Finanzamtsaktenzeichen oder Steuernummern 
automatisiert im Bestand angelegt und neue Ab-
gaben gebildet. Ist für das importierte Finanz-
amtsaktenzeichen oder die Steuernummer be-
reits eine Abgabe im System vorhanden, erzeugt 
der Import auf Basis des dahinterliegenden Sach-
verhaltes eine entsprechende Korrekturversion. 
Die durchgeführten Aktionen werden in einem 
Ergebnisprotokoll dokumentiert. Sollten sich sei-
tens der Finanzverwaltung Änderungen am Satz- 
aufbau der Importdateien ergeben, werden die-
se zeitnah in der Importschnittstelle angepasst. 

Vor dem ersten Import ist es sinnvoll, die Da-
tenqualität des zuständigen Finanzamtsakten-
zeichen- und Steuernummernbestands zu prü-
fen. Das eindeutige Zuordnungskriterium für 
die elektronische Verarbeitung ist das Finanz-
amtsaktenzeichen bzw. die Steuernummer. Ein 
Import ist nur möglich, wenn diese mit dem Auf-
bau von den Finanzbehörden geführten Finanz-
amtsaktenzeichen und Steuernummern über-
einstimmen. Im Hinblick auf die Umsetzung der 
Grundsteuerreform empfiehlt es sich, den Da-
tenbestand zu bereinigen. Zu beachten ist, dass 
die Finanzamtsaktenzeichen und Steuernum-
mern in den Importdateien rein numerisch über-
mittelt werden und deswegen weder Sonder-
zeichen noch Trennstriche enthalten dürfen. 
Mit Hilfe künstlicher Intelligenz unterstützt ein  
DATEV-Tool dabei, den Datenbestand zu analy-
sieren und für die Bereinigung vorzubereiten. 

Weitere Informationen:
www.datev.de/public-sector� r

www.akdb.de

Aufs Amt gehe ich, wenn ich
Beratung brauche.
Schon heute hat die AKDB rund 500 Online-Dienste im Repertoire. 
Schnell, einfach und sicher. Für Standard-Anliegen muss keiner mehr aufs Amt. 
Das entlastet Bürger wie Verwaltungsmitarbeiter. 

Altersvorsorge für weibliche Beschäftigte 
von Kommunen

Ein Gastbeitrag von Eva Kaiser, Abteilungsleiterin freiwillige Versicherung, BVK Zusatzversorgung
Der Arbeitsplatz Kommune ist mehrheitlich weiblich. Laut dbb – Be-
amtenbund und Tarifunion sind fast zwei Drittel der gut 1,6 Mio. Be-
schäftigten bei den deutschen Kommunen weiblich. Um genau zu 
sein: 62,5 Prozent sind Frauen und 37,5 Prozent Männer. Das The-
ma, dass Frauen in Deutschland ein deutlichgeringeres Altersein-
kommen erzielen als Männer, ist deshalb für die kommunalen Ar-
beitgeber von besonderer Bedeutung. 

Ein angemessenes Leben im Al-
ter führen zu können, ist selbst-
verständlich ein Ziel, das für Män-
ner und Frauen gleichermaßen 
bedeutend ist. Wie sich zeigt, ist 
eine zusätzliche Altersversorgung 
für Frauen aber noch wichtiger 
als für Männer. Die Frage ist: Wie 
können die Kommunen ihre weib-
lichen Beschäftigten darin unter-
stützen, den Unterschied beim 
Alterseinkommen zu verringern?

Das ist gar nicht so einfach. 
Denn es tut sich eine noch deut-
lichere Lücke in der Altersversor-
gung der Frauen auf: Die durch-
schnittliche monatliche gesetz-
liche Rente lag 2021 für Männer 
bei rund 1.369 Euro brutto und für 
Frauen bei rund 909 Euro brutto. 
Frauen erhielten also rund 34 Pro-
zent weniger Bruttorente. Hiervon 
gehen noch Kranken- und Pflege-
versicherungsbeiträge ab, und sie 
muss in der Regel auch versteu-
ert werden. Bei der durchschnitt-
lichen Betriebsrente für die kom-
munalen Beschäftigten der BVK 
Zusatzversorgung liegt der Unter-
schied bei ca. 40 Prozent – in ab-
soluten Zahlen erhalten hier die 
Männer monatlich durchschnitt-
lich 471 Euro brutto und die Frau-
en 279 Euro brutto.

Auch, wenn staatliche Leistun-
gen einen Teil auffangen kön-
nen, müssen viele Frauen im Ru-
hestand einen erheblichen Rück-
gang ihres Lebensstandards in 
Kauf nehmen. Gerade deshalb 
ist es für Mitarbeiterinnen von 
größter Bedeutung, über die Al-
tersversorgung der ersten Säu-
le hinaus gute Altersvorsorge zu 
betreiben. Ein Auftrag nicht nur 
für die weiblichen Beschäftigten, 
sondern auch für die Personalpo-
litik der Kommunen.

Der „Care Gap“  
wird zum „Pension Gap“

Ursachen für diese Unter-
schiede gibt es vielfältige, ins 
Auge sticht ein wiederkehren-
der Grund: Wer weniger in die 
Altersversorgung einzahlt, be-
kommt grundsätzlich auch we-
niger heraus. So einfach ist es. 
Erfreulicherweise liegt laut der 
Bundesagentur für Arbeit die Er-
werbstätigenquote der Frauen 
bei guten 73,1 Prozent (Männer 
80,6 Prozent) und nimmt damit 
Rang 7 in der EU ein. In Teilzeit ar-
beitet die Hälfte der Arbeitneh-
merinnen, jedoch nur 12 Pro-
zent der Arbeitnehmer. Die Un-
terschiede in der Rentenhöhe er-
geben sich insbesondere aus den 
unterschiedlichen Erwerbsbio-
graphien. In der sog. „Care Ar-
beit“, also in der Kindererziehung 
oder der Pflege von Angehörigen, 
engagieren sich typischerweise 
Frauen stärker. Gemäß dem Sta-
tistischen Bundesamt sind rund 
40 Prozent der Mütter von Kin-
dern unter drei Jahren erwerbs-
tätig. Bei den Vätern sind es rund 
90 Prozent. So ist der Gehaltsun-
terschied und damit die Einzah-
lung in die Gesetzliche Renten-
versicherung in jüngeren Jahren 
zwischen Männern und Frauen 
in gleichen Berufen wenig spür-
bar, er vergrößert sich im Laufe 
des Erwerbslebens jedoch enorm 
und ist im Alter folgenschwer. 

Die Kommunen leisten be-
reits heute mit der Betriebsren-
te durch die Zusatzversorgung 
einen wichtigen Beitrag zur Al-
tersversorgung ihrer Beschäftig-
ten. Auch beweisen sie sich schon 
lang als attraktive Arbeitgeber 
insbesondere für Frauen, etwa 
mit attraktiven Arbeitszeitmodel-
len und Angeboten an Plätzen in 

kommunalen Kinderbetreuungs-
einrichtungen. Damit können sie 
sich als verantwortungsbewuss-
ter Arbeitgeber präsentieren 
und Vorbildfunktion einnehmen. 
Weiter können Kommunen auch 
an dieser Stelle dem Fachkräfte-
mangel begegnen, indem sie es 
ermöglichen, dass Mitarbeiterin-
nen ihre Erwerbstätigkeit erhö-
hen und die stärkere Übernah-
me von Care Arbeit durch Mitar-
beiter selbstverständlicher wird. 
Das würde nahezu automatisch 
die Altersvorsorge der Mitarbei-
terinnen verbessern.

Die Kommunen können ihre 
Mitarbeiterinnen unterstützen, 
ihre Altersversorgung zu verbes-
sern, ja geradezu zu optimieren. 
Sie können aktive Aufklärungsar-
beit leisten und die Mitarbeite-
rinnen für das Thema sensibilisie-
ren. Sie können durch Informa-
tionen helfen, zunächst einmal 
ein Bewusstsein für das Thema 
und die Notwendigkeit zusätzli-
cher eigener Vorsorge zu schaf-
fen. Ein weiterer Schritt besteht 
darin, Frauen dabei zu unterstüt-
zen, tatsächlich zusätzlich etwas 
für ihre Altersvorsorge tun. 

Verwaltungen und Firmen, die 
sich für die Frauen bei der eige-
nen Altersvorsorge einsetzen, 
stärken ihr Image als attraktiver 
und fürsorgender Arbeitgeber. 
Kommunale Beamte, Angestell-
te und Arbeiter leisten hervor-
ragende Arbeit. Sie sollten dem-
zufolge einen Anspruch auf ei-
nen gesicherten Ruhestand ha-
ben. Indem Arbeitgeber sich über 
das Normalmaß für die Alters-
vorsoge ihrer Beschäftigten und 
im Besonderen ihrer weiblichen 
Mitarbeiterinnen engagieren, 
übernehmen sie nicht nur unter-
nehmerische, sondern auch ge-
sellschaftspolitische Verantwor-
tung. Und letztlich zahlt dieses 
Engagement auch auf das perso-
nalpolitische Instrument der Mit-
arbeitergewinnung und -bindung 
ein. Gering(er) verdienende Frau-
en bedürfen besonders einer Un-
terstützung hinsichtlich der Mög-
lichkeiten zum Aufbau einer zu-
sätzlichen Alterssicherung. 

Der Aspekt, dass sich je-
mand kümmert und auch an ih-
re Ansprüche denkt, wird sie den 
Mehrwert eines soliden Arbeit-
gebers erkennen lassen und ihr 
Commitment steigern. Es geht 
den kommunalen Arbeitgebern 
nicht nur um einen außenwirk-
samen Imageerfolg, es geht um 
tatsächliche Fürsorge und Über-
nahme von Verantwortung. Das 
schafft nachhaltig Vertrauen. Mit 
der BVK Zusatzversorgung haben 
die bayerischen kommunalen Ar-
beitgeber eine Versorgungsein-
richtung an ihrer Seite, die das 
Thema Altersvorsorge für Frauen 
schon seit Längerem adressiert. 

Die BVK Zusatzversorgung 
als Partner der Kommunen

Die BVK Zusatzversorgung ist 
in Sachen Altersversorgung der 
wichtigste Partner der bayeri-
schen Kommunen. Sie setzt für 
deren Beschäftigte die betrieb-
liche Altersversorgung auf der 
Grundlage des Altersvorsorge-
tarifvertrag-Kommunal (ATV-K) 
um. Diesen Partner können die 
bayerischen Kommunen auch in 
Sachen zusätzliche Altersvorsor-
ge für Frauen in Anspruch neh-
men. Hilfreich ist dabei, dass die 
tarifvertraglich verankerte frei-
willige Versicherung (PlusPunkt- 
Rente) der BVK Zusatzversor-
gung in Hinblick auf eine zusätz-
liche Absicherung (nicht nur) von  

Frauen mehrere Vorteile aufweist.
Für viele Versicherte ist beim 

Vertragsabschluss der Gesichts-
punkt der verlässlichen, lebens-
langen Altersabsicherung von 
großer Bedeutung. Unter diesem 
Gesichtspunkt ist die PlusPunkt- 
Rente der BVK Zusatzversorgung 
ein absolutes Premium-Produkt: 
Sie bietet eine im Marktvergleich 
kaum zu überbietende garan-
tierte lebenslange Altersrente. 
Die Versicherten können eigen-
verantwortlich über die Alters-
vorsorge entscheiden: Vertrags- 
abschluss, Beitragshöhe und För-
dervariante liegen in ihrem Er-
messen. Kommunale Arbeitge-
ber können ihre weiblichen Be-
schäftigten deshalb guten Ge-
wissens dazu ermutigen, sich 
eigenständig fürs Alter abzusi-
chern und sich dabei beraten zu 
lassen.

Fachkundige und neutrale 
Beratung

Die BVK Zusatzversorgung be-
rät fundiert zur betrieblichen Al-
tersversorgung und deren staat-
licher Förderung, darüber hinaus 
auch zu Fragen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung. Die Berate-
rinnen und Berater der BVK Zu-
satzversorgung agieren in jeder 
Hinsicht neutral, da sie keine Pro-
visionen für den Abschluss von 
Verträgen erhalten. Ein Vorteil, 
den viele unserer Kunden schät-
zen. Viele Mitglieder der BVK Zu-
satzversorgung nutzen bereits un-
sere Angebote. Alle übrigen sind 
ebenfalls herzlich eingeladen, sich 
wegen Informationsveranstaltun-
gen und Beratungstagen für ihre 
Beschäftigten dorthin zu wenden.

Zudem bietet die BVK Zusatz-
versorgung nicht nur Beratun-
gen vor Ort, sondern auch telefo-
nische Online-Beratungen durch 
ihr Kundencenter an. Dabei kann 
als Beratungsschwerpunkt die 
„Beratung Altersvorsorge für 
Frauen“ ausgewählt werden, die 

speziell auf die Bedürfnisse von 
weiblichen Versicherten der BVK 
Zusatzversorgung zugeschnitten 
ist. Hier erhalten Frauen fun-
dierte Informationen, wie sie ih-
re Altersvorsorge frühzeitig und 
vorausschauend planen kön-
nen – inklusive passender Mo-

dellberechnungen. Termine für 
die „Beratung Altersvorsorge für 
Frauen“ können über das On-
line-Terminbuchungstool auf der 
Internetseite der BVK Zusatzver-
sorgung https://www.bvk-zusatz-
versorgung.de/terminbuchung 
direkt gebucht werden. � r

http://www.datev.de/public-sector
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Jahrestagung Wasserkraft in Bayern:

„Kleine“ Wasserkraft  
und große Politik

Die diesjährige Mitgliederversammlung und Jahrestagung Wasser-
kraft in Bayern der Vereinigung Wasserkraftwerke in Bayern (VWB) 
im Mai glänzte mit großer Politikprominenz. Nicht nur rund 200 
VWB-Mitglieder konnte Fritz Schweiger, 1. Vorsitzender der VWB im 
Münchner Augustiner Schützengarten der Königlich Privilegierten 
Hauptschützengesellschaft München von 1406 begrüßen, sondern 
auch starke politische Unterstützer der bayerischen Wasserkraft. 

Den Auftakt machte Dr. Flori-
an Herrmann (MdL), Leiter der 
bayerischen Staatskanzlei und 
Staatsminister für Bundesange-
legenheiten und Medien. Herr-
mann betonte, dass die Wasser-
kraft in Bayern für eine zuverläs-
sige und planbare Stromversor-
gung unverzichtbar ist. Sie ist mit 
knapp 30 Prozent Anteil an den 
Erneuerbaren in Bayern noch vor 
der Photovoltaik die wichtigs-
te Quelle für CO2-freien Strom. 
Die rund um die Uhr verfügbare 
Wasserkraft trägt mit 14 Prozent 
zur gesamten Stromerzeugung 
im Freistaat bei. Deshalb forder-
te Hermann, dass auch Berlin die 
Belange der Wasserkraft gleich-
wertig gegenüber den anderen 
Formen der Erneuerbaren Ener-
gien anerkennen müsse. Daher 
war und ist es auch ein zentra-
les Anliegen Bayerns, sich für die 
Zukunft der Wasserkraft und de-
ren Speicherung in Pumpspei-
cherkraftwerken konsequent 
einzusetzen, so der Staatsminis-
ter. Deshalb solle bis 2030 die 
bayerische Wasserkraft jährlich 
um rund eine Milliarde Kilowatt-
stunden gesteigert werden. Bay-
ern solle bei den Erneuerbaren 

Wasserkraft, Biomasse und Pho-
tovoltaik Platz 1 einnehmen. Um 
den Ausbau-Turbo zu zünden, 
müsste man mehr Mut zur Lü-
cke bei den Genehmigungsver-
fahren zeigen. Dass sich ein star-
kes Engagement für die Wasser-
kraft lohnt, habe Bayern bei der 
letzten Novelle des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes sehr er-
folgreich bewiesen, so Hermann 
und fuhr fort: „Gemeinsam mit 
der Vereinigung Wasserkraft-
werke in Bayern konnten wir ei-
ne geplante Diskriminierung der 
Wasserkraft durch die Bundesre-
gierung verhindern. Modernisie-
rungen und Leistungssteigerun-
gen bieten erhebliche Potentia-
le, die wir im Freistaat gerne he-
ben wollen.“

Wasserkraft 
 ist unverzichtbar

Einen weiteren starken Ver-
bündeten in Sachen Wasser-
kraft fand die VWB in Chris-
tian Dürr (MdB), Vorsitzen-
der der FDP-Bundestagsfrakti-
on. Er wies mit Nachdruck auf 
den wachsenden Stellenwert 
der Wasserkraft in der aktuel-

len energiepolitischen Lage in 
Deutschland hin. Wasserkraft 
ist für Deutschlands und insbe-
sondere Bayerns Stromversor-
gung unverzichtbar, denn sie 
ist sauber, grundlastfähig, leis-
tungsstark und hat eine hohe 
Jahresnutzung. Dürr versprach, 
dass die FDP sich auf Bundese-
bene besonderes einsetzen 
wird, dieser Form der Strom- 

erzeugung in Deutschland ei-
ne dauerhafte Zukunft zu si-
chern. So habe gerade auch die 
FDP bei der Reform des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes dar- 
auf gedrungen, dass die Wasser-
kraft genau wie andere Erneu-
erbare Energien im überragen-
den öffentlichen Interesse steht 
und somit bei den Planungs- 
und Genehmigungsverfahren 
priorisiert werden muss. Dürr 
sprach sich auch dafür aus, die 
finanzielle Förderung der Was-
serkraft sicherzustellen, um 
Nachteile gegenüber anderen 
regenerativen Energieformen 
zu verhindern. Leider klaffen 
Realität und Vision weit ausei-

nander. Der Bundestagsabge-
ordnete Christian Dürr plädier-
te daher nachdrücklich dafür, 
Naturschutzbelange pragmati-
scher zu betrachten und in der 
Energiepolitik mehr Rationali-
tät Raum zu geben. Dann ließen 
sich auch vorhandene Wasser-
kraftpotenziale erschließen und 
neue Wasserkraftwerke bauen. 

Nutzung von vorhandenen 
Querbauwerken

Wie groß die Potenziale für 
die bayerische Wasserkraft sind, 
stellte Stefan Thums, Ministeri-
alrat des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie, 
vor. Sein Ministerium hat in ei-
ner Studie die mögliche energe-
tische Nutzung an Querbauwer-
ken in Bayerns Gewässern ana-
lysiert. Dabei wurde zwischen 
Standorten mit einem Leistungs-
potenzial von mehr als 100 Kilo-
watt und solchen zwischen 50 
und 99 Kilowatt unterschieden. 
Thums betonte, dass die Poten-
zialanalyse keine Festlegung von 
Standorten ist, sondern vor allem 
eine Unterstützung darstellt, ge-
eignete Standorte mit einer rech-
nerisch mittleren Kraftwerksleis-
tung von mindestens 50 Kilowatt 
identifizieren, dort Akzeptanzin-
strumente zu schaffen und Aus-
bauhemmnisse zu minimieren. 
Natürlich ist für jeden Standort 
bei Planung einer Wasserkraft-
nutzung eine wasserrechtliche 
Genehmigung zu beantragen. 
Im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens erfolgt dann eine er-
gebnisoffene Einzelfallprüfung. 
Schließlich liegen Wasserkraft-
anlagen nun im überragenden 
öffentlichen Interesse und die-

Dr. Florian Herrmann (Mitte), Leiter Bayerische Staatskanzlei und 
Staatsminister für Bundesangelegenheiten und Medien, hielt die Er-
öffnungsrede; Altlandrat und MdL a.D. Hermann Steinmaßl (li.), 2. 
Vorsitzender der Vereinigung Wasserkraftwerke in Bayern e.V. (VWB), 
und Fritz Schweiger (re.), 1. Vorsitzender der VWB, dankten mit einem 
„Flusskiesel“ für die Wasserkraftunterstützung.	 Bild: VWB 2023

Genehmigung und Wasserkraft:

Immer noch  
ein ungleiches Paar

Das überragende öffentliche Interesse beim Ausbau der Wasserkraft 
als wichtigem Bestandteil im erneuerbaren Energie-Mix in Deutsch-
land ist trotz entsprechender Gesetzeslage (Stichwort Osterpaket) 
noch nicht überall in der Genehmigungspraxis angekommen. 

Im Juli letzten Jahres ist das 
reformierte Erneuerbare Energi-
engesetz 2023 in Kraft getreten. 
Zum 1. Januar 2023 trat flankie-
rend die neue Fassung des Bay-
erischen Klimaschutzgesetzes in 
Kraft, das die Bedeutung der er-
neuerbaren Energien nun auch 
im Landesrecht betont.

So soll angesichts Ukraine- 
krieg, Energie- und Klimakrise, 
Atom- und Kohle-/Gasausstieg 
den Erneuerbaren Energien die 
Hochgeschwindigkeits-Überhol-
spur auf dem Ausbau-Highway 
freiräumen, darunter auch der 
lange von der Politik wenig ge-
schätzten Wasserkraft. Ob Wind, 
Sonne, Wasser, Biomasse, Geo-
thermie oder Wasserstoff – all 
deren Ausbau ist per Gesetz nun 
gleichberechtigt von überragen-
dem öffentlichen Interesse, denn 
ohne den erhofften beschleunig-
ten, diskriminierungsfreien Aus-
bau regenerativer Energien droht 
es eng zu werden mit der Versor-
gungssicherheit in Deutschland 
4.0. Sich blauäugig auf Ersatzlie-
ferungen von Import-Energien zu 
verlassen, wenn es in Deutsch-
land knapp wird, wurde durch 
das ausbleibende Russlandgas 
seit dem Ukrainekrieg drastisch 
vor Augen geführt. 

Sieben Jahre (plus X)

Dennoch ist die neue Rechts-
lage vor allem für die Wasser-
kraft in Bayern bei den mit den 
Genehmigungen befassten Be-
hörden und Ämtern in der Pra-
xis auch nach fast einem Jahr 
noch nicht ganz angekommen. 
Die Vereinigung Wasserkraft-
werke in Bayern e.V. (VWB) und 
der Landesverband Bayerischer 
Wasserkraftwerke eG (LVBW) 
fordern daher, dem geltenden 
Recht nun endlich das notwendi-

ge Gewicht einzuräumen und in 
der Praxis umzusetzen. Die Ge-
nehmigungsverfahren und Ver-
waltungsentscheidungen beim 
Ausbau unter anderem von Was-
serkraftanlagen als wichtigs-
te grundlastfähige Stromerzeu-
gungstechnik bei den Erneuerba-
ren Energien muss beschleunigt 
werden, um dem überragen-
den öffentlichen Interesse von 
Erneuerbaren Energie-Anla-
gen gemäß Rechtlage Rechnung 
zu tragen. Schützenhilfe erwar-
ten VWB und LVBW von den 
zuständigen bayerischen Um-
welt- und Wirtschaftsministeri-
en, denn an deren Weisungen 
sind die Beamten in den unter-
stellten Behörden gebunden. Dr. 
Martin Schröder, Vorstandsmit-
glied der VWB, sieht in der Ver-
waltungspraxis erhebliche Defi-
zite und beanstandet die lange 
Genehmigungsdauer von durch-
schnittlich sieben Jahren (plus X) 
vor allem bei Wasserkraftanla-
gen. Ohne eine Veränderung des 
derzeitigen behördlichen Geneh-
migungsdenkens kann die Ener-
giewende nicht wirklich Tempo 
aufnehmen und vor allem das 
Potenzial der grundlastfähigen 
klimaschonenden (kleinen) Was-
serkraft zur Sicherung der Ener-
gieversorgung ausschöpfen.

Ermutigende  
Dienstanweisung

Am 24. Februar 2023 sandte 
das Bayerische Umweltministe- 
rium als Lichtstreifen am Horizont 
der Wasserkraft eine schriftli-
che Dienstanweisung an die Be-
zirksregierungen, Landratsäm-
ter, Wasserwirtschaftsämter und 
das Bayerische Landesamt für 
Umwelt mit der Aufforderung, 
bei Verwaltungsentscheidungen 
der besonderen Bedeutung (der 

nen der öffentlichen Sicherheit. 
Daher muss es neben der Mo-
dernisierung und Nachrüstung 
(Stichwort: Repowering) vor al-
lem auch einen weiteren Wasser-
kraftzubau geben, um den Belan-
gen des Gemeinwohls gerecht zu 
werden und sich den angestreb-
ten Klimaziele anzunähern, so 
Thums weiter. Die Ergebnisse der 
Potenzialanalyse sind im Internet 
auf den Seiten des Energieatlas 
Bayern ausführlich dargestellt.

Wasserkraft  
ist Heimatenergie

Fritz Schweiger, 1. Vorsitzen-
der der Vereinigung Wasserkraft-
werke in Bayern e. V. (VWB) ap-
pellierte an die anwesenden 
VWB-Mitglieder, in der positiven 
Darstellung der Wasserkraft als 
Heimatenergie für Bayern nicht 
nachzulassen, nachdem durch 
das reformierte EEG die Was-
serkraftnutzung eine unverhoff-
te politische und rechtliche Stär-
kung erfahren hat. Schweiger be-
tonte, dass Bayern einmal mehr 
auf die heimische, klima- und res-
sourcenschonende Wasserkraft 
setzen muss, denn sie weist im 
Gegensatz zu den schwankenden 
Energieträgern Wind und Son-
ne eine sichere und zuverlässi-
ge Stromerzeugung auf und bie-
tet eine gute, weil systemstabili-
sierende Ergänzung zur Photovol-
taik- und Windkrafttechnologie. 
Der Erzeugungsmix machts; jede 
regenerative Energieerzeugung 
wird gebraucht, um von den Fos-
silen soweit wie möglich wegzu-
kommen bei gleichzeitiger Be-
rücksichtigung von Netzstabili-
tät, Versorgungssicherheit und 
Bezahlbarkeit der Energiewende, 
so Fritz Schweiger. � JK

erneuerbaren Energien) beim Kli-
maschutz – wann immer und so-
weit wie möglich – Rechnung zu 
tragen. 

Die besondere Bedeutung der 
erneuerbaren Energien und des 
Klimaschutzes sind bei allem 
staatlichen Handeln zu berück-
sichtigen, soweit im Rahmen der 
gesetzlichen Vorgaben Entschei-
dungsspielräume bestehen. Das 
kann in Form einer Abwägung, 
Beurteilung oder Ermessensaus-
übung sein.

Darüber hinaus ist der Bedeu-
tung von Energiewende und Kli-
maschutz auch bei unbestimm-
ten und auslegungsbedürftigen 
Rechtsbegriffen sowie Verhält-
nismäßigkeitserwägungen Rech-
nung zu tragen.

Daneben ist dem überragen-
den öffentlichen Interesse an er-
neuerbaren Energien und der Be-
rücksichtigung des Klimaschut-
zes auch im nicht rechtlich nor-
mierten Bereich zu entsprechen, 
z.B. bei der Priorisierung der Be-
arbeitung in Genehmigungsver-
fahren, der Arbeitsorganisation 
oder im Rahmen des Personal-
einsatzes.

An Klarheit lässt die Dienstan-
weisung nichts zu wünschen üb-
rig. Allein bei der Umsetzung ist 
gerade in den Landratsämtern 
und den Wasserwirtschaftsäm-
tern noch Luft nach oben. VWB 
und LVBW sehen die bayeri-
schen Ministerien weiter in der 
Pflicht. So wäre für die Wasser-
kraft auch eine Dienstanwei-
sung des Staatsministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten nötig, da dieses für die 
Fischerei und Fischereifachbera-
ter der Bezirke zuständig ist. Er-
gänzend sollte sich zudem das 
bayerische Innenministerium um 
eine gesetzeskonforme Umset-
zung des Vorrangs kümmern, da 
erneuerbare Energien Kraft aus-
drücklicher gesetzlicher Anord-
nung der öffentlichen Sicherheit 
dienen. Ohne eine ausreichend 
sichere Energieversorgung sind 
die Existenz des Staates, die öf-
fentliche Ordnung und jeder Ein-
zelne gefährdet. Die Wasserkraft 
insbesondere in Bayern leistet 
einen immer wichtigeren und 
wertvollen Beitrag für eine siche-
re Stromversorgung.� JK

Die Wärmewende aus der Theorie 
in die Praxis holen

Sozialverträgliche Wärmeversorgung und Klimaschutz als Gemeinschaftsprojekt
Für eine erfolgreiche Wärmewende bis zur Klimaneutralität 2045 
braucht es eine Vielzahl an Maßnahmen und eine flächendeckende 
Kommunale Wärmeplanung. Der ROUNDTABLE WÄRMEWENDE, an 
dem Unternehmen der Energiewirtschaft und der Wohnungswirt-
schaft teilgenommen haben, sieht die Kommunale Wärmeplanung 
als Leitfaden für eine Energieleitplanung, in der Wärmenetze mit Er-
neuerbaren Energien und unvermeidbarer Abwärme eine zentrale 
Rolle spielen müssen.

Um das Ziel der Klimaneutra-
lität im Gebäudesektor bis 2045 
zu erreichen, müssen möglichst 
frühzeitig die richtigen Schritte 
und Grundlagen gelegt werden.  
Dabei braucht es vor allem ein 
Zusammenwirken der Energie- 
und Wohnungswirtschaft, um die 
Transformation des Gebäudesek-
tors effizient und sozialverträg-
lich zu gestalten.

Im Rahmen eines halbjährigen 
Dialogprozesses haben sich die 
Mitglieder des ROUNDTABLES 
WÄRMEWENDE (Stadtwerke 
München GmbH, Hamburger 
Energiewerke GmbH, Stadtwer-
ke Energie Jena-Pößneck GmbH, 

EWS Elektrizitätswerke Schönau 
eG, GP Joule GmbH, Vonovia SE, 
jenawohnen GmbH, Märkische 
Scholle eG und B&O Gruppe) zu 
Best-Practice Beispielen aus ih-
ren Unternehmen und den not-
wendigen Rahmenbedingungen 
für eine erfolgreiche Wärmewen-
de ausgetauscht. 

Einer der zentralen Überein-
stimmungspunkte aller betei-
ligten Unternehmen ist die be-
sondere Rolle der Kommunalen 
Wärmeplanung, deren zentrale 
Bedeutung von den momentan 
geführten Debatten zu techno-
logischen Lösungen der Wärme-
wende überschattet wird. 

Goldene Regel der  
kommunalen Wärmewende

Eine Kommunale Wärmpla-
nung, als Energieleitplanung eta-
bliert, kann klare Vorgaben tref-
fen, welche Technologien zur 
Wärmeerzeugung vorrangig zur 
Anwendung kommen sollen und 
damit die größte Kosten- und 
Energieeffizienz besitzen. Dabei 
sieht der ROUNDTABLE WÄRME-
WENDE folgende Goldene Regel 
der kommunalen Wärmewende 
als zielführend:

Wärmenetze mit Erneuerba-
ren Energien und unvermeid-
barer Abwärme wo möglich, 
Einzelhauslösungen mit Luft-
wärmepumpe wo nötig und un-
ter Berücksichtigung der Kapa-
zitäten des Stromnetzes mög-
lich.

Bei einer Betrachtung der 
Kommunalen Wärmeplanung als 
Kerninstrument der Wärmewen-
de hilft es, sektorenübergreifend 
zu denken. Förderung und Effizi-
enzstandards müssen weniger 
an einzelnen Technologien und 
Maßnahmen ausgerichtet sein, 
sondern sollen geringinvestive 
und geringinvasive Maßnahmen 
mit guter Umsetzbarkeit und ei-
nem guten Kosten-Energieein-
sparungsverhältnis besonders fo-
kussieren. 

Verlässlichkeit und Vertrauen 
sind wichtig, um private und öf-
fentliche Investitionen in Wär-
mewende und Klimaschutz zu er-
möglichen. Schaffung einer eige-
nen gesetzlichen Grundlage für 
die BEW-Bundesförderung für 
effiziente Wärmenetze, steuerli-
che Sonderabschreibungen bzw. 
Investitionszulagen für Klima-
schutzmaßnahmen im Gebäu-
desektor sowie bessere Rahmen-
bedingungen für die Geothermie 
sind einige der vorgeschlagenen 
Maßnahmen. 

Weitere Informationen zum 
ROUNDTABLE WÄRMEWENDE 
unter https://www.jk-kom.de/
waermewende/.� r

Bayerische Energietage vom 14. bis 16. Juli: 

Energiewende. Hier. Jetzt
Im Rahmen der Bayerischen Energietage bieten unter dem 
Motto „Energiewende. Hier. Jetzt." zahlreiche Akteure in ganz 
Bayern Aktionen und Veranstaltungen an – vor Ort und digital.

Die Bayerischen Energietage werden vom Team Energiewen-
de Bayern organisiert, das 2020 vom Bayerischen Wirtschafts-
ministerium gegründet wurde. Das Team Energiewende Bayern 
steht für eine objektive und vertrauenswürdige Orientierungs-
hilfe in der Energiewende. Die Bayerischen Energietage bieten 
den Akteuren und Projekten der Energiewende eine große Büh-
ne und machen die vielen Positivbeispiele in Bayern sichtbar. 
Besucherinnen und Besuchern können sich bayernweit zu Ener-
giethemen informieren und an unterschiedlichen Aktionen und 
Veranstaltungen teilnehmen und so die Energiewende vor Ort 
erleben. Mehr Informationen und alle Aktivitäten finden Sie un-
ter www.energietage.bayern.

Das Bayerische Landesamt für Umwelt (LfU) beteiligt sich:
•	 14.07.: Führung durch ein Passivhaus in 86343 Königsbrunn

Anmeldung erbeten unter https://www.lfu.bayern.de/
veranstaltungen/termin_detail.htm?id=510

•	 13.07.: Energie-Atlas Bayern, Online-Sprechstunde, 13-15 Uhr
Anmeldung https://www.lfu.bayern.de/veranstaltungen/
termin_detail.htm?id=506 � r

https://www.jk-kom.de/waermewende/
https://www.jk-kom.de/waermewende/
http://www.energietage.bayern
https://www.lfu.bayern.de/veranstaltungen/termin_detail.htm?id=510
https://www.lfu.bayern.de/veranstaltungen/termin_detail.htm?id=510
https://www.lfu.bayern.de/veranstaltungen/termin_detail.htm?id=506
https://www.lfu.bayern.de/veranstaltungen/termin_detail.htm?id=506
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Bayerns Energieplan 2040 mit 
dem Mut zur ungewollten Lücke

GZ-Interview mit Detlef Fischer, Hauptgeschäftsführer  
des VBEW Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft e.V.

Bayerns Energie- und Klimaschutzpläne bis 2040 sind im Politdeutsch 
höchst ambitioniert (die GZ berichtete in ihrer Ausgabe 11 vom 2.  
Juni 2023). Wie die damit verbundenen Herausforderungen in den 
verbleibenden 17 Jahren zu stemmen sind, soll eine Studie zeigen, 
die von der VBEW Dienstleistungsgesellschaft mbH beauftragt und 
Ende April 2023 veröffentlicht wurde (https://bayernplan-energie.
ffe.de/#menue). Wie aus der Studien-Theorie eine reale Umsetzung 
werden soll, dazu befragten wir Detlef Fischer, Hauptgeschäftsfüh-
rer des VBEW.

GZ: Wie soll Bayern bis 2040 kli-
maneutral werden?
Detlef Fischer: Das ist die Gret-
chenfrage und wird ganz schön 
heftig werden. Beispielswei-
se müssten bereits seit 2019 je-
de Woche über 50 Fußballfel-
der mit Photovoltaik (PV)-Anla-
gen entstehen und rund 2.700 
Hausdächer mit jeweils 10- 
Kilowatt(kW)-Solarstromanla- 
gen belegt werden. Dann 
bräuchte es noch Woche für 
Woche zwei Windkraftanla-
gen mit jeweils 5.500 kW. Au-
ßerdem müssten jede Woche 
1.000 Wohngebäude energie-
sparend saniert und 5.700 PKW 
mit klimaneutralen Antrieben zu-
gelassen werden. Zudem benö-
tigten wir jede Woche zur Was-

Fischer: Da wir dem Computer 
und den Wissenschaftlern der 
Forschungsstelle für Energiewirt-
schaft (FfE) Glauben schenken, 
ist ein klimaneutrales Bayern bis 
2040 möglich. Die FfE hat das in 
ihrer Studie „Bayernplan Energie 
2040“ in vier Szenarien nachvoll-
ziehbar berechnet. Wir alle müs-
sen es allerdings auch wollen, 
denn die dafür zu bewältigenden 
Aufgaben sind in jedem Szenario 
nicht nur herausfordernd sondern 
in der Tat epochal. Wir müssten 
dafür ab sofort viel nachhaltiger 
wirtschaften und leben. Und na-
türlich, so ehrlich muss man sein, 
würde es dabei auch zu unange-
nehmen Begleiterscheinungen 
kommen, wie der Verlust von Ar-
beitsplätzen z.B. in der Chemie- 

verheißen da nichts Gutes. Je län-
ger wir mit der unweigerlich not-
wendigen Transformation war-
ten, desto schwieriger wird es für 
die heutige Gesellschaft und die 
uns nachfolgenden Generatio-
nen. Wir müssten schon im Vor-
schulalter beginnen, mit einem 
Fach „Transformation“ über die 
Wege und Ziele der Klimaneutra-
lität zu lehren. Denn schon ein al-
tes deutsches Sprichwort bringt 
es auf den Punkt: Was Hänschen 
nicht lernt, lernt Hans nimmer 
mehr. Und dann haben wir ganz 
schlechte Karten, klimaneutral zu 
werden.
GZ: Was erwarten Sie von der 
Bundespolitik?
Fischer: Die Fokussierung der am-
tierenden Bundesregierung auf 
die Klimapolitik wird von weiten 
Teilen der Energiewirtschaft im 
Grundsatz unterstützt. Auch wir 
wollen eine klimaneutrale Ener-
gieversorgung erreichen.

Paragraphen-Tsunami

Aber: Die Bundespolitik über-
schüttet unseren Wirtschafts-
zweig derzeit mit einem Para-
graphen-Tsunami. Wir sind durch 
die wechselnden, teilweise wider-
sprüchlichen administrativen An-
forderungen zur Energiewende 
im Dauerkrisenmodus. Es muss 
ein zielführenderer Weg zum ge-
wünschten nachhaltigen Wirt-
schaften gefunden werden, oh-
ne dass für jede Detailregelung 
der politische Zank in Bundestag 
und Bundesrat befeuert wird, um 
dann nach kurzer Zeit wieder ei-
ne Rolle rückwärts hinzulegen. 
Wir benötigen weniger und nicht 
mehr Paragraphen. Wo sind 
praktikable Vorschläge? War- 
um lässt man zum Beispiel nicht 
einfach mal den CO2-Preis richtig 
wirken? Von unseren Top-Volks-
wirtschaftlern wird permanent 
nur rumgemotzt, statt konstruk-
tive Vorschläge zu machen. Wir 
brauchen ein System, welches 
von sich heraus zu Nachhaltig-
keit führt. Das haben die Bun-
desregierung und leider auch vie-
le Lobbyisten noch nicht mal an-
satzweise begriffen. 
GZ: Was erwarten Sie von der 
Landespolitik?
Fischer: Bayern hat seine CO2-ar-
me Pole-Position unter den Bun-
desländern in der Stromversor-
gung mit dem Ausstieg aus der 
Kernkraft weitestgehend verlo-
ren. Der Wegfall der russischen 
Erdgaslieferungen tat ein Übri-
ges. Die vielen Photovoltaik-An-
lagen sind zwar irgendwie putzig, 
helfen uns im Winter, wenn es dar- 
auf ankommt, aber überhaupt 
nicht weiter. Aus diesem Grund 
wäre die Staatsregierung gut be-
raten bestmöglich und konstruk-
tiv in Berlin mitzugestalten, auch 
wenn das gegen das „Mia san 
Mia-Gefühl“ geht. 

Vielmehr müssten die eige-
nen Anstrengungen für eine sta-
bile Energieversorgung spür-
bar erhöht werden. Gefühlt läuft 
das schon seit dem 24.02.2022 
besser. Schließlich wird jetzt je-
de neue Windkraftanlage und 
jede neue Umspannanlage von 
mindestens einem Minister oder 
dem Ministerpräsidenten persön-
lich eingeweiht. Auch der Spaten-
stichspaten ist allzeit bereit im-
mer im Kofferraum. Die Staatsre-
gierung ist bei gleichem Personal 
wie ausgewechselt. Plötzlich sind 
sogar Stromtrassen und Pump-
speicherkraftwerke sexy, und 
man kann gar nicht genug davon 
bekommen.
GZ: Was erwarten Sie von der 
Kommunalpolitik?
Fischer: Jeder politisch Verant-
wortliche muss der Bevölkerung 
klarmachen, dass eine Windkraft-
anlage, eine Photovoltaikanlage, 

eine Strom- oder Wasserstofflei-
tung, ein Speicher, ein Umspann-
werk, ein Elektrolyseur tatsäch-
lich ein Segen für die Kommune 
ist. Mit dem Ausbau der Energie- 
infrastruktur wird ein Beitrag zur 
Sicherung der Energieversorgung 
vor Ort und für die ganze Region 
und damit auch für die benach-
barte Großstadt geleistet. Was 
nützt der Gemeinde der nächs-
te Supermarkt, das nächste Ge-
werbegebiet, wenn für den Be-
trieb die Energie fehlt. Die Poli-
tiktreibenden in den Großstädten 
sollten Demut und Dankbarkeit 
den Kommunalpolitikern auf dem 
Lande zollen, wenn diese sich 
standfest für die Energiewende 
einsetzen.

Die Kommunalpolitik muss die 
Personen vor Ort stärken, die sich 
für die Transformation einsetzen. 
Denn mit der bisherigen Strate-
gie „Wir nehmen Jeden mit“ wird 
man nicht ans Ziel kommen; so 
traurig es ist, aber nicht jeder will 
mitgenommen werden.
GZ: Was passiert mit Gemein-
den, die sich der Energiewende 
verweigern?
Fischer: Die Energie kommt zu-
künftig vor allem aus der Regi-
on. Das ist das Kernelement einer 
dezentralen Energieversorgung, 
nach der alle gerufen haben. Jetzt 
ist sie da! Jede Gemeinde muss 
mitmachen und ihre eigenen Po-
tentiale heben. Wer nicht mit-
macht, stellt die kommunale Fa-
milie vor die Zerreißprobe. Den 
hoffentlich sehr wenigen Gemein-
den, die sich der Energiewende 
verweigern wollen, wird man da-
her voraussichtlich die kommuna-
le Planungshoheit nehmen müs-
sen. Schließlich wird zukünftig 
vor allem das Land die Stadt mit 
Energie versorgen. Was das real 
bedeutet, ist noch nicht bei allen 
politisch Verantwortlichen ange-
kommen.

Stilllegung von Erdgasnetzen

GZ: Was passiert mit den Erdgas-
netzen?
Fischer: Klar ist, dass Erdgas bis 
2040 aus der Energieversorgung 
in Bayern ausscheiden muss. So 
will es schon das Bayerische Kli-
maschutzgesetz. Klar ist auch, 
dass wir im Bereich der Gaswirt-
schaft dann vor allem auf Was-
serstoff setzen. Im Idealfall wer-
den aus den Erdgasnetzen also 
Wasserstoff- oder zum Teil auch 
Biomethannetze. Ob aber jeder 
Erdgashausanschluss in einem 
klimaneutralen Bayern weiterhin 
benötigt wird, ist fraglich. Es wird 
also vermutlich zu Stilllegungen 
von Erdgasnetzen kommen. Da-
durch entsteht für unsere Volks-
wirtschaft zweifelsfrei ein Scha-
den. Aber das ist ja nichts Neues. 
Wir haben es in Bayern auch ge-
schafft, fünf voll funktionsfähige 
Kernkraftwerke vorzeitig aus dem 
Leistungsbetrieb (Wiederbeschaf-
fungswert mindestens 25 Milliar-
den Euro) zu nehmen. Anderer-
seits entschädigen wir jeden Tag 
Photovoltaik- und Windkraftan-

lagen für nicht erzeugten Strom 
und bezahlen andernorts un-
ter anderem für das Hochfahren 
konventioneller Kraftwerke, da-
mit das Netz stabil bleibt. Lange 
nachdenken darf man über einen 
solchen Irrsinn natürlich nicht.

Kernfusion ist keine Option

GZ: Sehen Sie nach dem Kom-
plettausstieg aus der Kernener-
gie realistische Chancen für die 
Kernfusion?
Fischer: Die Kernfusion ist bis 
2040 sicher keine ernstzuneh-
mende Option. Bis dahin wollen 
wir ja in Bayern schon klimaneu-
tral sein. Wer die Kernfusion ins 
Spiel bringt, gaukelt der Bevölke-
rung den nächsten Heilsbringer 
vor, den es zumindest für die Lö-
sung unserer aktuellen Probleme 
schlicht nicht gibt.

Umso mehr bedauere ich, dass 
wir viel zu früh aus der Kernkraft 
ausgestiegen sind. Leider wur-
de vor allem mit Hilfe der Me-
dien die CO2-freie Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energi-
en und der Kernkraft zugunsten 
einer wählerstimmenorientier-
ten und ideologiegetriebenen Po-
litik gegeneinander ausgespielt. 
Spätestens nach Fukushima 2011 
sind so auch die konservativen 
Parteien auf diesen Zug aufge-
sprungen. Kurz vor dem endgül-
tigen Kernkraft-Aus ist die Wäh-
lerstimmung wieder gekippt und 
viele Leute meinten nun, die Kern-
kraft solle weiterbetrieben wer-
den. Unsere Politik tickt so sim-
pel, dass man vor ihr Angst be-
kommen muss. Sie ist parteiüber-
greifend einfach nicht in der Lage 
(oder willens), die epochalen Her- 
ausforderungen unserer Zeit der 
Bevölkerung zu vermitteln. Ge-
sellschaft und Politik scheitern am 
Willen, die Mühsal der komplexen 
Problemlösungen auf sich zu neh-
men. Energiewirtschaft ist nicht 

wechselhafter Mainstream, son-
dern bedeutet Generationenpoli-
tik. Das passt aber nicht in unsere 
schnelllebige Zeit. 
GZ: Was machen Sie privat für 
die Energiewende?
Fischer: Unsere Familie versucht 
einen einigermaßen klimascho-
nenden Lebensstil an den Tag zu 
legen. Zu Hause betreiben wir 
maximal mögliche Solarstrom-
anlagen. Und wir fahren mit dem 
„schwarzgebrannten“ Strom aus 
der eigenen Photovoltaik-Anlage 
elektrisch. 

Wir versuchen so klimaneutral 
wie möglich den Alltag zu bewäl-
tigen und gegen den Frust anzu-
kämpfen, von Teilen der Gesell-
schaft ob dieser Bemühungen 
ausgelacht zu werden. Zu vie-
le Menschen machen einfach so 
weiter, als ob es den Klimawandel 
nicht gibt und denken sich „Nach 
mir die Sintflut“. 
GZ: Das klingt, als hätten Sie 
nicht mehr viele Freunde?
Fischer: So ist es. Ein wesent-
licher Teil unserer Gesellschaft 
verweigert sich der tausendmal 
wissenschaftlich belegten Wahr-
heit, dass es eine katastrophale 
Klimaveränderung gibt. Er flüch-
tet sich lieber in Scheinwelten, 
Selbstüberhöhung sowie Dop-
pelmoral und hat daher natürlich 
mit mir ein extremes Problem. 
Mit der Definition von weltver-
bessernden Zielen sind wir wirk-
lich einsame Spitze; um die Um-
setzung sollen sich dann gerne 
andere irgendwann kümmern. 
Bestenfalls lässt sich das auf die 
nächste Generation verschie-
ben, und wir machen weiter Par-
ty, stellen hier und da zur Beru-
higung ein Windrad und/oder ein 
paar PV-Module auf. Diese Stra-
tegie ist leichter zu ertragen und 
lässt sich von der Politik sowie ei-
ner wachstumsorientieren Wirt-
schaft auch viel besser der Bevöl-
kerung vermitteln. � JK

GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel mit Detlef Fischer. 
	 Bild: Theresa von Hassel

serstoffherstellung einen Elek- 
trolyseur mit 5.000 kW Leistung 
sowie Batteriespeicher mit einer 
Speicherkapazität von 3.000 Ki-
lowattstunden (kWh) (entspricht 
rund 3.000 herkömmlichen Auto-
batterien in Verbrennern). Ergän-
zend dazu wären viele neue Lei-
tungen und hunderte neuer Um-
spannwerke nötig. Das aber ist 
nur die elektrische Seite der Ener-
giewende. Zusätzlich müsste die 
Erdgaswirtschaft auf eine klima-
neutrale Wasserstoff- und Biome- 
thanwirtschaft umgebaut wer-
den, um die Öl- und Kohlewirt-
schaft bis 2040 weitestgehend 
zu ersetzen. Auch die treibhaus-
gasrelevanten Emissionen in der 
Landwirtschaft und aus der Land-
nutzung (z. B. den Mooren und 
der Waldbewirtschaftung) müss-
ten wir uns vorknöpfen, eben-
so die CO2-Emissionen aus den 
Produktionsprozessen der Indus-
trie, Beispiel Zementherstellung. 
Und nicht vergessen werden dür-
fen die real existierenden Men-
gen an CO2 aus dem internatio-
nalen Flugverkehr, die in kaum ei-
ner Statistik berücksichtigt wer-
den. Momentan fliegt jeder in 
München startende Flieger ab 
der Landesgrenze angeblich treib-
hausgasneutral. Diese Verschleie-
rung resultiert aus der amtlichen 
CO2-Quellenbilanz und ist natür-
lich reine Schönfärberei.
GZ: Wie soll das Geschilderte in 
der Realität umgesetzt werden?

industrie. Wichtig wäre, dass 
gleichwertige neue Arbeitsplätze 
entstehen, vorausgesetzt, die Be-
troffenen sind zum Umlernen be-
reit. Sicher ist, dass es zu Umbrü-
chen kommen muss, sonst funk-
tioniert es tatsächlich nicht, dass 
wir bis 2040 total grün sind. Ein 
„Weiter so wie bisher“ ist keine 
Option. Das wäre eine Illusion, ein 
Energiewendemärchen mit Beto-
nung auf Märchen. Ich bin zu-
tiefst davon überzeugt, dass das 
Projekt „Klimaneutrales Bayern 
2040“ alternativlos ist. Der be-
sonders auch in Bayern spürbare 
Klimawandel ist schon heute un-
übersehbar.
GZ: Wie wollen Sie die Bevölke-
rung von dem Projektziel über-
zeugen?
Fischer: Für die Menschen in Bay-
ern wird das herausfordernder 
als die Corona-Pandemie; da be-
stand ja die berechtigte Hoff-
nung, dass sie auch mal wieder 
vorbeigehen wird. Klimaneut-
rales, richtig nachhaltiges Wirt-
schaften wird uns auf Dauer ex-
trem beschäftigen. Wir müssen 
unbedingt und zeitnah lernen, un-
sere nicht nachwachsenden Res-
sourcen bestmöglich im Kreislauf 
zu fahren. Wie eine hemmungslos 
konsumorientierte Gesellschaft 
mit den unausweichlich kommen-
den Veränderungen klarkommen 
wird, müssen wir abwarten. Die 
derzeit laufenden emotionalen 
Diskussionen zur Wärmewende 
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Projekt ARSINOE:

Resilient 
trotz Klimawandel

Mit dem Projekt ARSINOE unterstützen die LMU München und die 
VKU Landesgruppe Bayern die Resilienz von Kommunen im Klima-
wandel. Über einen Innovationswettbewerb werden kreative Ide-
en zum Schutz des Wasserhaushalts und zur nachhaltigeren Wasser-
nutzung finanziell gefördert. 

Der Klimawandel hat Bayern 
erfasst und die bei den Kommu-
nen angesiedelten Leistungen der 
Daseinsvorsorge geraten zuse-
hends unter Druck. Saisonal ver-
änderte Niederschlagsverhältnis-
se und steigende Temperaturen 
wirken sich negativ auf die Was-
serverfügbarkeit und -qualität für 
die Wasserversorgung aus. Hohe 
Temperaturen und längere Tro-
ckenheit lassen Spitzenbedarfe 
beim Wasser in die Höhe schnel-
len. Die eingeschränkte Verfüg-
barkeit von Wasser und Biomas-
se hat Konsequenzen für die 
Energieversorgung. Wegen häu-
figeren Extremereignissen steigt 
die Wahrscheinlichkeit wetter-
bedingter Infrastrukturschäden. 
„Bayerische Kommunen und ihre 
Unternehmen sehen sich immer 
häufiger mit der Frage konfron-
tiert, wie sie mit den Folgen des 
Klimawandels umgehen und eine 
leistungsfähige Daseinsvorsorge 
erhalten.“ erklärt Gunnar Braun, 
Geschäftsführer der VKU Landes-
gruppe Bayern. „Mit ARSINOE ha-
ben wir ein Projekt nach Bayern 
geholt, das die Suche nach Ant-
worten und das Entwickeln neuer 
Lösungsansätze unterstützt.“

Das Projekt ARSINOE:  
Aktiv am bayerischen Main

Im Rahmen von ARSINOE un-
tersuchen 41 Partner aus ganz 
Europa vier Jahre lang, wie die 
Anpassung an den Klimawandel 
in europäischen Regionen gelin-
gen kann, die besonders stark 
vom Klimawandel betroffen sind. 
In Deutschland leiten die LMU 
München und der Verband kom-
munaler Unternehmen e.V. eine 
Fallstudie im bayerischen Main-
einzugsgebiet. „Die Region Un-
terfranken gehört zu den wärms-
ten und niederschlagärmsten 
Regionen Deutschlands und ist 
jetzt schon stark vom Klimawan-
del betroffen. Steigende Jahres-
durchschnittstemperaturen, ei-
ne zunehmende Anzahl von Hit-
zetagen und veränderte Nieder-
schlagsmuster wirken sich auf 
das Leben in der Region aus. Die 
Fallstudie soll zeigen, welche In-
novationen erforderlich sind, um 
Emissionsreduktionsziele zu er-
reichen, Klimaresilienz aufzubau-
en und gleichzeitig die Sicher-
heit von Wasser- und Energiever-
sorgung sowie die Integrität der 

Ökosysteme zu gewährleisten.“, 
erklärt Prof. Ralf Ludwig von der 
LMU München. Dabei setzt das 
Projektteam auf einen systemi-
schen Ansatz, denn die Heraus-
forderungen des Klimawandels 
sind komplex und vernetzt. So 
betrifft beispielsweise eine vor-
anschreitende Wasserknappheit 
in der Region nicht nur die Was-
serversorgung, sondern auch die 
Interessen der Energiewirtschaft, 
Land- und Forstwirtschaft sowie 
der Ökologie. 

Innovationen 
für die Klimaanpassung

Mit ARSINOE wollen LMU und 
VKU praktische Veränderungen 
anstoßen. So wird die LMU hy-
droklimatische Services für die 
Region entwickeln. „Wir wollen 
Kommunen und kommunale Un-
ternehmen befähigen, Klimain-
formationen in ihren Planungs-
prozessen zu nutzen, indem wir 
ihnen die dafür notwendigen 
Werkzeuge an die Hand geben.“ 
erklärt Prof. Ludwig. Dafür för-
dern VKU und LMU ausgewähl-
te Innovationen zur Klimaanpas-
sung finanziell. Wegen des En-
gagements des VKU steht die-
se Innovationssuche als Teil von 
EU-Projekten kommunalen Un-
ternehmen offen, denn es wird 
nicht die europäische KMU-De-
finition angewendet, die kom-
munale Unternehmen regelmä-
ßig ausschließt. Noch bis zum 23. 
Juli können Interessierte am AR-
SINOE-Innovationswettbewerb 
teilnehmen. 

Gefördert werden Innovatio-
nen, die auf den Schutz des Was-
serhaushalts im bayerischen Ein-
zugsgebiet des Mains angesichts 
des fortschreitenden Klimawan-
dels abzielen und zu einem nach-
haltigen Ressourcenmanage-
ment beitragen. Besonderes In-
teresse besteht an Projekten, die 
zur Umsetzung konkreter Was-
serschutzmaßnahmen beitragen, 
den Wasserrückhalt in Böden 
und bebauter Umwelt stärken, 
die Wertschätzung von Wasser 
in der Gesellschaft unterstützen 
und zum Wassersparen motivie-
ren. Willkommen sind Projekte 
zur Kaskadennutzung von Was-
ser und zum effizienten Wasser-
einsatz. Details der Ausschrei-
bung gibt es online unter: www.
arsinoe-project.eu/open-calls �r

DWA-Politikmemorandum:

Wasserwirtschaft in Krisenzeiten
Weiterentwicklung der europäischen Kommunalabwasserrichtli-
nie, Anpassung an den Klimawandel und Erhöhung der wasser-
wirtschaftlichen Resilienz gegenüber Starkregen und Trockenheit: 
In ihrem aktuellen Politikmemorandum, das an die wasser- und 
umweltpolitischen Sprecher der Bundestagsfraktionen überge-
ben wurde, setzt die Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall (DWA) klare Schwerpunkte.

National beziehen sich die 
Forderungen der DWA im Poli-
tikmemorandum vor allem auf 
die Klimaanpassung und die Um-
setzung der Nationalen Wasser-
strategie. Gefordert wird vom 
Bundestag eine unterstützende 
Entschließung, um für die Um-
setzung der Nationalen Wasser-
strategie auch über die Legisla-
turperiode hinaus eine hohe Ver-
bindlichkeit zu schaffen.

„Wir brauchen ein verpflich- 
tendes Starkregenrisikomana- 
gement (SRRM), vergleichbar mit 
dem europarechtlich vorgegebe-
nen Hochwasserrisikomanage-
ment. Beide müssen zwingender 
Bestandteil der Bauleitplanung 
werden“, heißt es. „Das SRRM 
muss auf einer flächendecken-

den Analyse und Kartierung von 
Starkregengefahren basieren, die 
auf bundeseinheitlichen Bewer-
tungsstandards aufbauen – wie 
im Koalitionsvertrag angekün-
digt – und für die Bevölkerung 
‚lesbar‘ sind. Auf dieser Basis ist 
die Risikokommunikation gegen-
über der Bevölkerung zu verbes-
sern und es braucht mehr Anrei-
ze zur Eigenvorsorge der Bürger. 
Der Schutz von Menschenleben 
ist das Ziel.“

Versicherungspflicht für 
Wohngebäude prüfen

Parallel dazu sollte jedoch  
eine Versicherungspflicht für 
Wohngebäude geprüft werden.  
In besonders gefährdeten Gebie-

ten müsse ein generelles absolu-
tes Bauverbot durchgesetzt wer-
den. Dies könne Bestandteil ei-
nes Zonenmodells nach Gefähr-
dungslagen mit unterschiedlich 
strengen Anforderungen sein. 
Daneben seien der technische 
Überflutungsschutz in Form von 
Hochwasser-, Regenrückhaltebe-
cken oder Deichen und Mauern 
auszubauen und die dazu nöti-
gen Genehmigungsverfahren zu 
vereinfachen und zu beschleu-
nigen.

Beiträge zum  
Hochwasserschutz

Talsperren leisteten in Abhän-

gigkeit von ihrer Funktionalität 
schon heute einen erheblichen 
Beitrag zum Hochwasserschutz. 
Eine stärkere Verfügbarmachung 
der bereits bestehenden meteo-
rologischen und hydrologischen 
Daten und der flächendecken-
de Aufbau von Hochwasserpro-
gnosemodellen könnten einen 
zusätzlichen Beitrag zur Steue-
rung von Hochwasserrückhal-
teräumen leisten. Das Katastro-
phenmanagement sollte priori-
siert und fortentwickelt werden 
sowie in einen Wissenstransfer 
mit der Wasserwirtschaft einge-
bunden sein.

Einen vollständigen Schutz 
gegen Überflutungen werde 
es nicht geben können. Für ei-
ne notwendige Risikominderung 
ist es aus Sicht der DWA beson-
ders wichtig, die Vorsorge be-
reits mit dem Rückhalt in der Flä-

che zu beginnen. Ein naturnaher 
Landschaftswasserhaushalt mit 
speicherfähigen Böden und re-
naturierten oder reaktivierten 
Auen sollte geschaffen werden, 
weil damit nicht nur die Überflu-
tungsvorsorge, sondern auch die 
Vorsorge gegen Trockenheit und 
Dürre und der Biodiversitäts-
schutz gestärkt wird.

Regeneration des  
Landschaftswasserhaushalts

Eine wasserbewusste Stadt 
schützt nicht nur vor den Fol-
gen von Starkregen, die was-
serbewusste Stadt hält Was-
ser auch in der Stadt zurück. 
Denn eine nachhaltige Klimaan-
passung bedingt auch die Vor-
sorge gegen Dürre und Tro-
ckenheit. „Um auch langfris-
tig in Deutschland allen Nutzer-
gruppen jederzeit und sicher 
Wasser in ausreichender Men-
ge und Qualität zur Verfügung 
stellen zu können, brauchen wir 
zudem eine Regeneration des 
Landschaftswasserhaushalts“, 
heißt es. „Die Flächenversiege-
lung muss deutlich verringert, 
Moore müssen renaturiert und 
wieder vernässt werden. Für ei-
ne ökologische Gewässerent-
wicklung müssen entsprechen-
de Flächen bereitgestellt wer-
den, Uferstreifen zur Kühlung 
der Gewässer müssen durch-
gehend bewachsen sein. Und 
auch die Wiederverwendung 
von Wasser, auch von gereinig-
tem und speziell aufbereitetem 
Abwasser, muss bundesweit in 
Landwirtschaft, Industrie und 
auch in Kommunen zur Bewäs-
serung von öffentlichen Grün-
anlagen möglich sein.“

Kommunalabwasserrichtlinie

Bei der Weiterentwicklung der 
EU-Kommunalabwasserrichtli-
nie, die derzeit von der EU-Kom-
mission vorangetrieben wird, 
steht für die DWA vor allem die 
erweiterte Produktverantwor-
tung im Fokus. Schädliche Spu-
renstoffeinträge in die Gewässer 
müssten vermieden, wenigstens 
aber reduziert werden. Der Kom-
missionsvorschlag, weitergehen-
de sog. vierte Reinigungsstufen 
auf Kläranlagen vorzugeben, sei 
grundsätzlich richtig. Mit Blick 
auf die hohen Kosten und die 

deutlich steigenden Energiebe-
darfe, die damit verbunden sind, 
sei eine flächendeckende Einfüh-
rung jedoch nicht sinnvoll. Rich-
tig sei ein risikobasierter Ansatz, 
diese Reinigungsstufen dort vor-
zusehen, wo sie gewässer- und 
nutzungsbezogen einen substan-
ziellen Beitrag zum Gewässer-
schutz leisten.

Da die Vermeidung von schäd-
lichen Einträgen sinnvoller ist 
als ihre aufwändige Elimina- 
tion, seien flankierende Maß-
nahmen mit einem ganzheitli-
chen Blick auf Produktionsket-
ten und Eintragspfade uner-
lässlich. Die Entwicklung und 
Implementierung einer erwei-
terten Herstellerverantwor-
tung für Stoffe, die im Wasser-
kreislauf Probleme bereiten, sei 
notwendig und müsse mit Vor-
gaben zur Spurenstoffelimina-
tion verknüpft sein. Die auf eu-
ropäischer Ebene diskutierten 
neuen Vorgaben für Stickstoff 
und Phosphor seien anspruchs-
voll. „Zu streng sind sie, wenn 
es in Deutschland beim nati-
onalen Sonderweg der Über-
wachung mittels Kurzzeitpro-
ben bleibt. Hier muss es zu ei-
ner Vereinheitlichung nach den 
europarechtlich vorgesehenen 
Überwachungsmethoden kom-
men, um eine Vergleichbarkeit 
der Anforderungen zu gewähr-
leisten.“

Als „richtig“ wird die Einfüh-
rung der Abwasserüberwachung 
für Gesundheitsparameter be-
wertet. Sie sollte für Krankheits-
erreger vorgesehen werden kön-
nen, die nach der Beurteilung 
der WHO eine besondere Bedro-
hung darstellen. Im Rahmen der 
Umsetzung sei die Finanzierung 
über die Gesundheitsvorsorge 
zu sichern.

„Anspruchsvolle Vorgaben, 
ausreichende Finanzmittel und 
moderne Anlagen sind für den 
nachhaltigen Gewässerschutz 
absolut notwendig, aber nicht 
ausreichend“, so die DWA. Die 
Wasserwirtschaft benötige gut 
ausgebildete Fachkräfte in den 
Betrieben, Büros und Behörden. 
Der Fachkräftemangel sei seit 
langem in der Wasserwirtschaft 
sehr spürbar. Deshalb brauche 
es eine nationale Fachkräfteof-
fensive, die von Bund, Ländern 
und Verbänden gemeinsam ge-
tragen wird.� DK

Mitgliederversammlung der RAL-Gütegemeinschaft Kanalbau:

Endlich wieder in Präsenz!
In der Hansestadt Lübeck fand die 36. Mitgliederversammlung 
der RAL-Gütegemeinschaft Güteschutz Kanalbau statt – nach drei 
Jahren Pandemie und Online-Treffen endlich wieder in Präsenz. 
Die Lübecker Musik- und Kongresshallen bildeten dabei den Rah-
men für das Netzwerken, Diskutieren und den Informationsaus-
tausch der Mitglieder, die sich bereits am Vortag beim Gesell-
schaftsabend trafen. 

Der festliche Auftakt hat eben-
so Tradition wie das Programm 
der Mitgliederversammlung, das 
mit einem Festvortrag von Ulrich 
Ueckerseifer begann. In seiner 
bekannten pointierten Art ging 
der aus Radio und Fernsehen be-
kannte Journalist auf die Suche 
nach Fachkräften und stellte Ide-
en für ein zielgerichtetes Rekrui-
ting vor. Damit griff er ein brand-
aktuelles und wichtiges Thema 
auf, welches auch die Mitglieder 
der Gütegemeinschaft Kanalbau 
zunehmend vor Herausforde-
rungen stellt. Was folgte, waren 
die Berichte des Vorstandsvor-
sitzenden der Gütegemeinschaft,  
Dipl.-Ing. MBA Ulf Michel, des 
Obmanns des Güteausschusses, 
Dipl.-Ing. Uwe Neuschäfer, des 
Beiratsvorsitzenden, Dipl.-Ing. 
Gunnar Hunold, sowie des Ge-
schäftsführers, Dr.-Ing. Marco 
Künster. Darüber hinaus wurde 
unter anderem über Änderungen 
der Gütesicherung RAL-GZ 961 
sowie über Änderungen der Ver-
einssatzung abgestimmt.

Positive Bilanz

Vorstandsvorsitzender Michel 
ging in seinem Bericht insbeson-
dere auf die Mitgliederentwick-
lung und den aktuellen Stand 
im Bereich der Gütezeichenver-
leihung ein. Darüber hinaus ließ 
er die Vorstandsarbeit des ver-
gangenen Geschäftsjahres Re-
vue passieren. „Die Mitglieder-
zahl hat sich 2022 um 30 zusätz-
liche Mitglieder auf 4.198 er-
höht; hiervon zählen 2.630 zur 
Mitgliedsgruppe 1 (ausführende 
Unternehmen, öffentliche Ein-
richtungen und Ingenieurbüros), 
1.523 zur Mitgliedsgruppe 2 (öf-
fentliche Auftraggeber und Inge-
nieurbüros) und 45 zur Gruppe 3 
(Freunde und Förderer)“, zog Mi-
chel eine positive Bilanz. Auch 
nach mehr als 30 Jahren Güte-
gemeinschaft Kanalbau halte der 
erfreuliche Trend an – und dass 
trotz aller Einschränkungen und 
ungewöhnlichen Rahmenbedin-
gungen wie etwa die Corona-Kri-
se oder der Ukraine-Krieg. Der 
Vorstandsvorsitzende wertete 
das als gutes Signal für das The-
ma Qualität, denn Qualität wür-
de insbesondere dort erreicht, 
wo Auftraggeber diese als klare 
Zielvorstellung definierten. Wei-
teres Entwicklungspotenzial sieht 
Michel vor allem bei der Güte-
sicherung für Ingenieurleistun-
gen: „Hier wünschen wir uns ei-
ne deutlich dynamischere Ent-
wicklung als in den Vorjahren“, so 
Michel. Deshalb stände das The-
ma ganz oben auf der To-do-Liste 
von Vorstand und Gütegemein-
schaft und es würden Konzepte 
erarbeitet, um die Entwicklung 

der Gütezeichen AB (Ausschrei-
bung und Bauüberwachung) in 
den nächsten Jahren voranzu-
bringen.

Weiterbildung gegen  
Fachkräftemangel

Die Serviceorientierung in 
Richtung der Mitglieder stand 
im Bericht des Geschäftsfüh-
rers der Gütegemeinschaft Ka-
nalbau im Fokus. Insbesonde-
re ging Dr. Künster auf die An-
gebote der Weiterbildung ein – 
ein Thema, das insbesondere mit 
Blick auf den Fachkräftemangel 
zunehmend an Bedeutung ge-
winnt. „Im Kanalbau stehen qua-
lifizierte Fachkräfte oder Inge-
nieure mit entsprechender Be-
rufserfahrung nicht mehr in aus-
reichender Anzahl zur Verfügung, 
und der demographische Wandel 
wird diese Situation in Zukunft 
weiter verschärfen“, stellte Küns-
ter fest. In dieser angespannten 
Situation seien Unternehmen 
und Behörden gut beraten, Be-
rufseinsteiger bzw. Quereinstei-
ger auf die Anforderungen des 
Berufsalltags selbst vorzuberei-
ten.“ Hierbei bietet die Gütege-
meinschaft Kanalbau vielfältige 
Unterstützung, so etwa in Form 
der Angebote, die auf der Home-
page www.kanalbau.com unter 
dem Begriff AKADEMIE zur Verfü-
gung stehen. Hierzu gehören ne-
ben dem Veranstaltungsangebot 
diverse fachbezogene Arbeitshil-
fen, Übersichten und Volltextver-
sionen zum Technischen Regel-
werk sowie ein E-Learning-Kurs, 
der zur zeit- und ortsunabhän-
gigen Weiterbildung im Selbst-
studium genutzt werden kann. 
„Er richtet sich an Ingenieure, 
Techniker, Meister und Poliere 
und bietet erfahrenen Mitarbei-
tern die Möglichkeit, bestehen-
des Wissen zu festigen und zu er-
weitern. Neuen Mitarbeitern und 
Quereinsteigern bietet der Kurs 
die Chance, Grundlagenkenntnis-
se im Kanalbau zu erlangen oder 
aufzufrischen“, so Künster. Hin-
zu kommen vielfältige Veranstal-
tungsangebote wie Firmensemi-
nare, Erfahrungsaustausche oder 
Auftraggeber-Fachgespräche.

Mitglieder stimmten ab

Bei den Änderungen der Ver-
einssatzung ging es angesichts 
der durch die Corona-Pande-
mie stark beeinflussten letzten 
drei Jahre im Wesentlichen dar- 
um, eine rechtliche Grundlage 
für die Durchführung von digi-
talen Veranstaltungen zu schaf-
fen – so etwa für die Organe der 
Gütegemeinschaft Kanalbau, zu 
der Güteausschuss, Vorstand und 
Mitgliederversammlung zählen. 

Darüber hinaus wurden die Gü-
te- und Prüfbestimmungen in ei-
nigen Punkten redaktionell über-
arbeitet. Eine wesentliche Ände-
rung betrifft den Vorschlag für 
eine eigene Beurteilungsgruppe 
für den grabenlosen Stollenbau 
bzw. die bergmännische Bauwei-
se. Diese Bauverfahren, die bis-
her unter einer anderen Beurtei-
lungsgruppe zusammengefasst 
waren, werden zukünftig durch 
eine eigene Beurteilungsgrup-
pe dargestellt. Das neue Güte-
zeichen wurde von den Mitglie-
dern ebenso einstimmig verab-
schiedet, wie einige Anpassungen 
in den Durchführungsbestim-
mungen.� r

BDEW zum Pestizid-Bericht der EEA:

„Hersteller an den  
Beseitigungskosten für 

Pestizide beteiligen“
Die EU-Umweltagentur EEA hat eine Analyse zum Einfluss von 
Pestiziden auf die Gesundheit und Ökosysteme in Europa veröf-
fentlicht. Hierzu hat Martin Weyand, BDEW-Hauptgeschäftsfüh-
rer Wasser/Abwasser, Stellung bezogen.

„Die Analyse der EEA zeigt 
die Notwendigkeit, endlich 
Maßnahmen gegen die stei-
gende Menge von Pestiziden 
in unserer Umwelt zu ergrei-
fen. Auch für unsere Trink-
wasserressourcen sind Pesti-
zide eine zunehmende Belas-
tung. Der BDEW unterstützt 
daher die Forderungen der 
EEA, dass EU und Mitgliedstaa-

ten deutlich mehr dafür tun 
müssen, die EU-Ziele unter an-
derem zur Verringerung des  
Gebrauchs und der Risiken che-
mischer Pestizide um 50 Pro- 
zent bis 2030 zu erreichen – 
zum Beispiel durch alterna- 
tive Landwirtschaftsmodelle“, 
stellte Weyand fest.

Erweiterte 
Herstellerverantwortung

Um den Einsatz von Pestizi-
den nachhaltig zu verringen, 
sollten Hersteller aus Sicht des 
BDEW aber auch verursacher-
gerecht an den Kosten für deren 
Beseitigung beteiligt werden. 
Dies schlägt auch die EU-Kom-
mission in ihrem Entwurf für die 
Novelle der kommunalen Ab-
wasserrichtlinie vor. Die Umset-
zung einer solchen sogenann-
ten erweiterten Herstellerver-
antwortung würde Anreize für 
die Entwicklung umweltscho-
nender Grundstoffe und Pro-
dukte schaffen, um zukünf-
tig kritische Einträge von vorn- 
herein zu vermindern und zu 
vermeiden.“� r

http://www.arsinoe-project.eu/open-calls
http://www.arsinoe-project.eu/open-calls
http://www.kanalbau.com
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Umweltminister Glauber:

Moor-, Gewässer- und 
Hochwasserschutz stärken

Der Moorschutz in Bayern wird weiter gestärkt. Zum Erhalt und 
zur Verbesserung der einzigartigen Lebensräume startet der Land-
kreis Wunsiedel mit Unterstützung des Bayerischen Umweltmi-
nisteriums ein Förderprojekt. Es stärkt die Moorachse Häuselloh 
– Breiter Teich – Wunsiedler Weiher, die den bedeutendsten Kom-
plex an Moorgebieten in Oberfranken bildet. Hier hat das Um-
weltministerium bereits 2020 für den Erwerb des Breiten Teichs 
Fördermittel in Höhe von über 350.000 Euro bereitgestellt.

In den kommenden Jahren sol-
len Flächen angekauft werden, 
anschließend Gräben verschlos-
sen und ein naturnaher lichter 
Moorwald geschaffen werden. 
Laut Umweltminister Thorsten 
Glauber „gibt es hier ein breites 
Bündnis, das den Moorschutz 
vor Ort vorantreibt: Die Stadt 
Selb und der Landkreis Wunsie-
del steuern Grundstücke bei. Der 
Bund Naturschutz hat mit dem 
Breiten Teich einen wichtigen 
Baustein im Biotopverbund ge-
sichert. Die Bayerischen Staats-
forsten führen im angrenzenden 
Häuselloh Renaturierungsmaß-
nahmen durch. Der Naturpark 
und der Landschaftspflegever-
band bringen den Naturschutz 
und die naturverträgliche Erho-
lung voran.“ Das Umweltministe-
rium unterstützt das Projekt am 
Wunsiedler Weiher mit 108.000 
Euro. Damit ist Glauber zufolge 
auch hier der Grundstein zum Er-
halt von über 15 Hektar Premi-
um-Moorboden gelegt.

Bayern verfügt insgesamt über 
rund 220.000 Hektar Moorflä-
chen. Der Freistaat will diese 
kostbaren Lebensräume noch 
besser schützen. Ziel der Bayeri-
schen Staatsregierung ist es, bis 
2040 insgesamt 55.000 Hektar 
wieder zu vernässen.

Inn-Studie

Stichwort Hochwasserschutz: 
Verschiedene Maßnahmen ent-
lang von Inn und Salzach haben 
das Potenzial, den Schutz der 
Menschen dort deutlich zu ver-
bessern. Das ist das Ergebnis der 
sog. Inn-Studie, die jetzt veröf-
fentlicht wurde. Dabei handelt 
es sich um eine Potenzialstudie 
und nicht bereits um eine kon-
krete Planung. Untersucht wird, 
welche Maßnahmen zum Hoch-
wasserschutz denkbar sind und 
welche Wirkungen diese Maß-
nahmen haben können. Im Zen-
trum der Studie standen die The-
men Flutpolder, Deichrückver-
legungen und Stauraumbewirt-
schaftung.

Mit Hilfe eines digitalen Mo-
dells wurden in einem technisch 
hochkomplexen Verfahren an 

Inn und Salzach verschiedene 
Rückhalteräume identifiziert, die 
in vier Flussabschnitten im Hin-
blick auf die jeweilige Wirkung 
analysiert wurden. Ergänzt durch 
weitere technische und wirt-
schaftliche Bewertungen sowie 
eine naturschutzfachliche Über-
sichtsbewertung wurden insge-
samt zehn potenzielle Standor-
te für Flutpolder identifiziert. Die 
beste Gesamtbewertung erzielte 
dabei der Standort Feldkirchen 
bei Rosenheim. Mit diesem Flut-
polder wäre beispielsweise ei-
ne Scheitelabsenkung am Pegel 
Wasserburg um bis zu 15 Prozent 
möglich.

Die zweitbeste Gesamtbewer-
tung erzielte der Standort In-
zing, mit dem eine Absenkung 
der Scheitelwelle am Pegel Pas-
sau-Ingling um 18 Prozent mög-
lich wäre. Für die zehn poten-
ziellen Flutpolderstandorte ist 
als nächster Schritt vorgesehen 
und erforderlich, die Frage der 
Wirtschaftlichkeit noch detail-
lierter zu untersuchen. Erst an-
schließend sind weitere Aussa-
gen möglich, welcher Standort 
weiterverfolgt werden kann.

Bei den ebenfalls untersuch-
ten Deichrückverlegungen zeig-
te sich dagegen, dass die Aus-
wirkungen auf die Hochwasser-
scheitel gering sind. Mögliche 
Deichrückverlegungen werden 
deshalb vorrangig im Hinblick auf 
eine lokale Wasserspiegelabsen-
kung sowie einen ökologischen 
Nutzen weiter geprüft.

Durch eine Vorabsenkung der 
untersten acht Stauanlagen am 
Inn und einen dortigen geziel-
ten Wiederaufstau der durchlau-
fenden Hochwasserwelle kann 
am Pegel Passau-Ingling eine Ab-
flussminderung von bis zu neun 
Prozent erreicht werden. Damit 
ist die Stauraumbewirtschaftung 
am Inn eine zusätzliche Maßnah-
me des Hochwasserschutzes. Sie 
kann ohne größere bauliche Maß-
nahmen umgesetzt werden. Stau-
stufen und Flutpolder ergänzen 
sich außerdem in ihrer Wirkung.

In einem nächsten Schritt soll 
deshalb eine Vorplanung zur 
Stauraumbewirtschaftung bei-
spielhaft für zunächst zwei Stau-

stufen am Unteren Inn (Eggl-
fing-Obernberg und Ering-Frau-
enstein) erfolgen. In diesem Rah-
men werden Aspekte wie etwa 
Fragen des Naturschutzes und 
der Standsicherheit der Stau-
dämme näher untersucht.

Die Inn-Studie besteht aus 
sechs Teilprojekten, die unter 
Federführung des Bayerischen 
Landesamts für Umwelt von der 
TU München, der TU Wien und 
der Universität Kassel erarbeitet 
wurden. Untersucht wurden der 
Inn ab Oberaudorf auf einer Län-
ge von rund 210 Kilometern so-
wie die Salzach ab der Saalach-
mündung auf einer Länge von 
rund 60 Kilometern.

Nach Glaubers Angaben zeigt 
die Inn-Studie „große Potenzi-
ale für den Hochwasserschutz, 
die wir zum Schutz der Men-
schen jetzt im Detail weiter un-
tersuchen lassen. Wir setzen auf 
Transparenz und eine enge Be-
teiligung der Region. Dazu wer-
den Informationsveranstaltun-
gen und Dialoge vor Ort folgen.“

„Auf zu lebenswerten Bächen“

Kleine Fließgewässer spielen 
im gesamten Gewässersystem 
eine große Rolle. Um den ökolo-
gischen Zustand von kommuna-
len Bächen weiter zu verbessern, 
hat das Bayerische Umweltmi-
nisterium im Jahr 2021 das Pi-
lotprojekt „Auf zu lebenswer-
ten Bächen“ gestartet. Wie Glau-
ber bei der Besichtigung des Sau-
lochbachs im oberfränkischen 
Goldkronach betonte, zeige das 
Pilotprojekt schon jetzt: „Mit 
engagierten Kümmerern kön-
nen wir bayernweit mehr gesun-
de Bäche schaffen. Vorsorge be-
ginnt vor Ort.“

Am Saulochbach hat die Stadt 
Goldkronach die massive Sohlsi-
cherung und Sohlschwellen weit-
gehend entfernt, Störsteine und 
Weidenstämme als Sicherung 
und Strukturelement eingebaut 
sowie Kiessubstrat und Erlenwur-
zeln eingebracht. Dadurch ist ein 
kleinräumiges Mosaik aus ver-
schiedensten Lebensräumen für 
Tiere und Pflanzen entstanden.

Fließgewässer sind dynami-
sche Landschaftselemente, die 
nicht an der Gemeindegren-
ze stoppen. Um intakte, wider-
standsfähige Gewässer zu schaf-
fen, spielen neben der finanziel-
len Unterstützung engagierte, 
interkommunale Kümmerer, wie 
die Landschaftspflegeverbände 
und Naturparke, eine bedeuten-

de Rolle. Ziel von „Auf zu lebens-
werten Bächen“, das im Mainein-
zugsgebiet durchgeführt wird, ist 
die naturnahe Entwicklung von 
kommunalen Gewässern, um die 
gesetzten Umweltziele nach der 
europäischen Wasserrahmen-
richtlinie zu erreichen.

Über einen Zeitraum von fünf 
Jahren sollen möglichst viele Ge-
meinden, begleitet von den Re-
gierungen Oberfranken und Un-
terfranken und den örtlichen 
Wasserwirtschaftsämtern, Rena-
turierungsmaßnahmen an kom-
munalen Gewässern des Main-
gebiets planen und umsetzen. 
Erfahrungen und Erkenntnisse 
werden anschließend anderen 
interessierten Kommunen in Bay-
ern als Handlungsempfehlung zur 
Verfügung stehen. Im Rahmen 
der fünfjährigen Projektlaufzeit 
stellt das Umweltministerium 
insgesamt knapp 1,8 Millionen 
Euro in Ober- und Unterfranken 
für das Projekt zur Verfügung.

Der Freistaat fördert Gewässer- 
unterhaltungs- und Ausbauvor-
haben zur naturnahen Entwick-
lung und Gestaltung von Gewäs-
sern und ihrer Auen, insbesonde-
re Projekte, die im Rahmen der 
interkommunalen Zusammen-
arbeit umgesetzt werden. Maß-
nahmen nach den Richtlinien für 
Zuwendungen zu wasserwirt-
schaftlichen Vorhaben (RZWas 
2021) können mit bis zu 90 Pro-
zent gefördert werden. Unter die 
geförderten Maßnahmen fallen 
etwa die Herstellung und Ver-
besserung der Durchgängigkeit 
von Gewässern für Fische, die 
Beseitigung von Ufer- und Sohl-
befestigungen oder die Herstel-
lung von Ufergehölzsäumen. Ziel 
sind vielfältige Lebensräume und 
Strukturreichtum im Gewässer.

Klärwerk Erlangen

Stichwort High-Tech im Klär-
werk Erlangen: Dort wurde eine 
neue innovative Trocknungsanla-
ge offiziell in Betrieb genommen. 
Das Vorzeigeprojekt zählt Glau-
ber zufolge zu den modernsten 
Klärwerken Europas und vereint 
Gewässerschutz mit den Heraus-
forderungen von Energiewen-
de und Klimaschutz. „Die neue 
Trocknungsanlage ist High-Tech 
pur. Weniger Klärschlamm be-
deutet weniger LKW-Transpor-
te. Das führt zu weniger CO2 und 
weniger Lärm. Das Klärwerk Er-
langen zeigt vorbildlich: Nur wer 
investiert, bleibt an der Spitze.“

In den vergangenen 20 Jah-
ren investierte die Stadt Erlan-
gen rund 100 Millionen Euro in 
die Zukunftsfähigkeit ihres Klär-
werks. Die dort eingesetzte neue 
Technik führt zu einer effizienten 
Kreislaufwirtschaft, die gleichzei-
tig klimafreundlich und ressour-
censchonend ist. Mit der neuen 

Ministerrat zur Schwimmbadförderung in Bayern:

Bessere Bedingungen 
für Kommunen

Die Zahlen sind alarmierend: Deutschlandweit hat sich nach Anga-
ben der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) die Zahl der 
Grundschüler, die nicht schwimmen können, von 10 auf 20 Prozent 
verdoppelt. Die Ursachen hierfür sind vielfältig und wurden durch die 
Schließung der Schwimmbäder während der Corona-Pandemie noch 
verstärkt. Vor diesem Hintergrund beschloss der bayerische Minis-
terrat nun ein Maßnahmenpaket zur Erhöhung der Investitionen in 
Bayerns Schwimmbäder. Außerdem wurde das Gutscheinprogramm 
„Mach mit – Tauch auf“ („Seepferdchenprogramm“) neu aufgelegt.

Anlage reduziert sich die zu ver-
wertende Menge an Klärschlamm 
im Klärwerk um rund 70 Prozent.

Insbesondere durch wegfallen-
de LKW-Transporte können jähr-
lich rund 1.200 Tonnen CO2 ein-
gespart werden. Im Fall einer 
nachfolgenden thermischen Be-
handlung des getrockneten Klär-
schlamms ist es zudem möglich, 
knapp 920.000 Kubikmeter Erd-
gas pro Jahr einzusparen. Der ge-
trocknete Klärschlamm kann dar- 
über hinaus als Ersatzbrennstoff 
regional verwertet werden, da 
der Heizwert vergleichbar mit 
dem von Braunkohle ist. Bereits 
seit 2019 ist das Klärwerk ener-
gieautark: Die ausschließlich rege-
nerative Energieerzeugung liegt 
deutlich über dem Energiebedarf 
der Kläranlage. Auch der neue 
Bandtrockner kann so CO2-neut-
ral betrieben werden.� DK

Im Grundschulalter ist es auch 
Aufgabe der schulischen Bildung 
und als solche im Lehrplan ver-
ankert, aber wegen mangeln-
der Schwimmbäder kann der 
Schwimmunterricht nicht überall 
gewährleistet werden. Deshalb 
nimmt die Schwimmfähigkeit bei 
Kindern immer mehr ab, wie DL-
RG und Schwimmvereine schon 
seit langem beklagen. Der Staats-
regierung ist es nach den Wor-
ten von Staatskanzleichef Florian 
Herrmann „ein wichtiges Anlie-
gen, die richtigen Rahmenbedin-
gungen zu setzen, damit Kinder in 
Bayern unabhängig von ihrer so-
zialen oder finanziellen Situation 
die Möglichkeit haben, das siche-
re Schwimmen zu lernen“.

Förderung der 
Schwimmbadinfrastruktur

Das beschlossene Sofortpro-
gramm sieht zunächst eine För-
derung der Schwimmbadinfra-
struktur vor. So soll die Förde-
rung von Kommunen beim Bau 
von Schulschwimmhallen weiter 
verbessert werden (kommunale 
Hochbauförderung). Kommunen, 
die ein Schulschwimmbad in in-
terkommunaler Zusammenarbeit 
errichten, erhalten künftig einen 

Fördersatzzuschlag von 10 Pro-
zentpunkten. Zudem sollen die 
Kostenrichtwerte, d.h. die Grund-
lage für die Förderungshöhe, 
nach einer baufachlichen Prüfung 
erhöht werden, um so den spe-
zifischen Kostenentwicklungen 
beim Bau von Schulschwimmbä-
dern besser Rechnung zu tragen.

Modernisierung 
kommunaler Bäder

Deutlich erhöht wird auch die 
Förderung der Sanierung, Moder-
nisierung und barrierefreien Um-
gestaltung kommunaler Bäder – 
überwiegend Freibäder, in denen 
Schulschwimmen oder Schwimm-
kurse angeboten werden (Son-
derprogramm Schwimmbadför-
derung des Staatsministeriums 
für Wohnen, Bau und Verkehr). 
Der Förderrahmen wird verdop-
pelt und beträgt somit bis zu 
80 Prozent. Für finanzschwache 
Kommunen wird der Höchstför-
dersatz auf bis zu 90 Prozent an-
gehoben. 

Überdies wird die Deckelung 
der zuwendungsfähigen Ausga-
ben von derzeit 5,8 Mio. Euro auf 
8 Mio. Euro angehoben. Durch 
diese Maßnahmen werden die 
bayerischen Kommunen insbe-
sondere beim Bau von Freibädern 
künftig noch besser unterstützt. 
Auch die Förderung vereinseige-
ner Schwimmbäder wird durch 
Anpassung der Förderkulisse im 
Rahmen der Sportförderung ver-
bessert und die Fördersätze wer-
den angepasst.

Darüber hinaus wird Herr-
mann zufolge das Schwimm-
förderprogramm „Mach mit – 
Tauch auf!“ („Seepferdchenpro-
gramm“) fortgeführt. Zu Beginn 
des neuen Schul- und Kindergar-
tenjahres 2023/2024 erhalten al-
le Erstklässler bzw. Vorschulkin-
der einen Gutschein über 50 Euro 
für einen Schwimmkurs zum Er-
werb des Frühschwimmerabzei-
chens „Seepferdchen“. Ab dem  
Kindergartenjahr 2024/2025 wer-
den schließlich alle Vorschulkin-
der jährlich zu Beginn des jewei-
ligen Kindergartenjahres einen 
entsprechenden Gutschein er-
halten.� DK

https://www.tvbayernlive.de/
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Friedhofsentwicklung: 

Kommunales und kirchliches  
Erfolgsprojekt der Zukunft

„Campus Vivorum“ der Initiative „Raum für Trauer“ vor der Eröffnung
Erstes Experimentierfeld zum Friedhof der Zukunft  

soll Erkenntnisse zur besseren Unterstützung Trauernder vermitteln
Welche Voraussetzungen müssen in einer Kommune geschaffen 
werden, damit Menschen in Trauer die notwendige Unterstützung 
erhalten? Wie können Kommunen und Kirchen ihrer Fürsorgever- 
antwortung für Menschen in Lebenskrisen besser gerecht werden? 
Die Initiative „Raum für Trauer“, Süßen (Baden-Württemberg) , 
möchte eine Veränderung in der Wahrnehmung von und im Umgang 
mit der Trauer in der Gesellschaft erreichen. Hierbei kommt ihren 
Erkenntnissen zufolge den Friedhöfen eine besondere Rolle für das 
Wohlbefinden der Bürger zu. Diese könnte wiederum einen wesent-
lichen Einfluss auf die Zukunft der Friedhöfe selbst haben. Mit dem 
weltweit ersten Experimentierfeld zur Friedhofsentwicklung der Zu-
kunft macht die Initiative ihre Anregungen nun zunächst der Fach-
welt zugänglich, um einen gesellschaftlichen Wandel anzustoßen.

Welchen Beitrag können die 
Friedhöfe für das Wohlbefinden 
der Bürger leisten? Wohin soll-
ten sie sich weiterentwickeln, um 
Trauernde im Sinne der Daseins-
fürsorge von Kommunen und Kir-
chen besser unterstützen zu kön-
nen? Wie müssen die Verant-
wortlichen Orte gestalten, die 
trauernde Menschen gerne und 
bewusst aufsuchen, um dort Er-
fahrungen machen zu können, 
die sie als heilsam empfinden?

Trauer Ausdruck verleihen

In den letzten Jahren hat die Ini- 
tiative „Raum für Trauer“ erfor-
schen lassen, ob und wie Fried-
höfe diese Herausforderungen 

erfüllen können. Dabei wurde 
gemeinsam mit Wissenschaft-
lern aus Psychologie, Soziolo-
gie, Trauer- und Trendforschung, 
Landschaftsarchitektur, Architek-
tur und mit den Experten sämtli-
cher am Friedhof tätiger Berufe 
umfassendes Grundlagenwissen 
erarbeitet. Eine wesentliche Er-
kenntnis ist dabei, dass auch pfle-
gefreie Gräber stärker als bisher 
gedacht als Trauerorte für Hinter-
bliebene gestaltet werden soll-
ten. Viele Trauernde brauchen 
den Studien zufolge die Möglich-
keit, ihrer Trauer direkt am Grab 
Ausdruck zu verleihen, damit sie 
sie nach und nach beruhigen und 
in liebendes Gedenken wandeln 
können.

„Raum für Trauer“ setzt die 
entsprechenden architekturpsy-
chologischen Gestaltungsprinzi-
pien jetzt in einem weltweit ers-
ten Experimentierfeld zur Fried-
hofsentwicklung um: Im Süsse-
ner „Campus Vivorum“ sollen sie 
in Kürze erlebbar sein. Hier sollen 
sie Friedhofsverwaltern und allen 
anderen am Friedhof Tätigen An-
regungen für eine zukunftsorien-
tierte Entwicklung von Friedhö-
fen geben.

Der Campus Vivorum wird 
konsequent dem Gedanken des 
„heilsamen Trauerns“ folgend ge-
staltet. Er wird Lösungen vorstel-
len, die sich auch bei pflegefrei-
en Gräbern an den Bedürfnissen 
der Hinterbliebenen orientieren 
– ihnen beispielsweise die Mög-
lichkeit geben, persönliche Grü-
ße direkt am Beisetzungsort ab-
zulegen. Durch die Ausgestal-
tung unterschiedlicher Bereiche 
sollen sich Trauernde auf Fried-
höfen eingeladen und verstan-
den fühlen. So zeigt der Campus 
Vivorum „Räume des Abschied-
nehmens“ mit Beisetzungsorten, 
die ein selbstbestimmtes Han-
deln ermöglichen, jedoch kei-
ne Verpflichtungen beinhalten. 

Campus Vivorum: Das Experimentierfeld zur Friedhofsentwicklung der Zukunft.� Bild: Raum für Trauer

Sie werden ergänzt von Berei-
chen des Erinnerns, des Begeg-
nens sowie der Beobachtung und 
des Erlebens der Natur. „So wird 
der Friedhof der Zukunft ein ak-
zeptierter und wertgeschätzter 
Bestandteil der kommunalen In-
frastruktur und erhält die Chan-
ce, wirtschaftlich erfolgreich zu 
sein. Wie das geht, zeigen wir mit 
dem Campus Vivorum“, kündigt 
der Sprecher der Initiative Gün-
ter Czasny an.

Initiative „Raum für Trauer“

Die Initiative „Raum für Trauer“ 
entstand unter Federführung der 
Arbeitsgemeinschaft Friedhof 
und Denkmal e.V. in Kooperation 
mit Institutionen, Gewerken, Ver-
einen und Verbänden der Trau-
er-, Bestattungs- und Friedhofs-
kultur. Das Familienunternehmen 
Strassacker, das sich als Kunstgie-
ßerei schon seit über 100 Jahren 
intensiv mit der Trauer- und Er-
innerungskultur beschäftigt, hat 
mit unterschiedlichen Aktionen 
und Maßnahmen wie auch For-
schungsprojekten mit dazu bei-
getragen, die Initiative zu entwi-
ckeln und zu realisieren.

Programm und Anmeldung

Die Eröffnung des Campus Vi-
vorum findet am 29. und 30. Juni 
sowie am 1. Juli 2023 statt. Kom-
munale Entscheider, wie Fried-
hofsverwalter, sind für den 29.6. 
eingeladen (Programm und An-
meldung: https://raum-fuer-trau-
er.de/eroffnung-vivorum/).

Vertreter aller am Friedhof täti-
gen Berufe sind für die Zukunfts-
tage am 30.6. und 1.7. nach Sü-
ßen eingeladen. (Programm und 
Anmeldung: https://raum-fuer- 
trauer.de/zukunftstage/). Der 
Eintritt ist frei.

Hintergrund

Die Initiative „Raum für Trau-
er“ stützt sich auf Erkenntnis-
se aus wissenschaftlichen Arbei-
ten zu den Themen Trauer, Trau-
erverarbeitung und Trost. Diese 
sind u.a. in dem Buch „Raum für 
Trauer“ zusammengefasst. Es ist, 
ebenso wie die „Acht Thesen zur 
Trauerkultur im Zeitalter der In-
dividualität“ von Matthias Horx, 
über www.raum-fuer-trauer.de 
zu beziehen. Zu den Projekten 
der Initiative zählt auch die On-
line-Plattform www.trauer-now.
de bzw. @trauernow. � r

In Moosbach und Vilsbiburg:

Startschuss für  
Generationenparks

Im Markt Moosbach, gelegen inmitten des Naturparks „Nördlicher 
Oberpfälzer Wald“, ist der Generationenpark Gruberbach wiederer-
öffnet worden. Finanz- und Heimatminister Albert Füracker bezeich-
nete ihn bei der Einweihung als „ein Vorzeigebeispiel für Naherho-
lung in der Heimat und Anziehungsmagnet für Touristinnen und 
Touristen“. Mit zahlreichen Möglichkeiten zum Erleben, Bewegen 
und Entspannen gehe der ehemalige Kurpark auf die Bedürfnisse al-
ler Altersgruppen ein.

Der Generationenpark Gruber-
bach bietet auf 13 Hektar Erho-
lung, Spielraum und Bewegungs-
raum für Jung und Alt. Für des-
sen Sanierung wurden gemäß 
Förderbescheid aus dem Jahr 
2019 über 529.000 Euro von öf-
fentlichen touristischen Infra-
struktureinrichtungen (RÖFE) be-
reitgestellt. Insgesamt belaufen 
sich die Sanierungskosten auf 
810.000 Euro.

Errichtet wurde der Generati-
onenpark von 1979 bis 1995 öst-
lich des staatlich anerkannten Er-
holungsortes. Ab 2020 erfolg-
ten umfangreiche Sanierungen. 
Die Situation von Zufahrt und Zu-
gang verbesserte sich durch An-
bringung überörtlicher Wegwei-
ser, Schaffung neuer Parkplätze, 
Übersichtstafeln an Zugängen, 
bauliche Aufwertung der Zufahr-
ten und Zugänge – insbesondere 
barrierefreie Wege – und Infota-
feln im Park. Als Maßnahmen für 
ökologische Bildung wurden der 
Baumlehrpfad aus Bestandsbäu-
men und Neupflanzungen sowie 
der ehemalige Felsenkeller als 
Fledermausquartier mit bedarfs-
gerechten Toren und Infotafeln 
ausgestattet.

Der Generationenpark erhielt 
einen neuen Kiosk im Bereich der 
Minigolfanlage und des Biergar-
tens sowie eine neue überdach-
te Bühne für Musikaufführungen 
und Theateraufführungen. Durch 
Anschaffung neuer und Sanie-
rung alter Spielgeräte erstrahlt 
der Kinderspielplatz in neuem 
Glanz. Der Kneippbereich direkt 
am Gruberbach verwandelte sich 
in einen Gesundheitsbereich und 
Fitnessbereich mit einem kleinen 
Wasserspielbereich für Kinder 
und einen Barfußpfad.

Bei der Einweihung des Ge-
nerationenparks am Vilsbibur-
ger Balkspitz, der Halbinsel am 
Zusammenfluss der Großen Vils 
mit dem Vilskanal, beglückwün-

schte Bayerns Bauminister Chris-
tian Bernreiter die niederbaye-
rische Kommune zu ihrer „grü-
nen Oase mitten in der Stadt“. 
Der neue Generationenpark lade 
zum Verweilen ein. Dabei werde 
auf Ökologie und Nachhaltigkeit 
großer Wert gelegt. 600.000 Eu-
ro beträgt für den Park samt neu-
er Brücke die Förderung des Frei-
staats Bayern.

Fitness-Trail

Entlang des Rundweges dienen 
zahlreiche Aktionsflächen und 
Holzskulpturen als Sitz- und Klet-
termöglichkeiten und bieten sich 
als Verweilmöglichkeiten an. An 
der Spitze der Halbinsel entstand 
eine befestigte Fläche, die als Lie-
geplatz und kleine Bühne genutzt 
werden kann. Im südlichen Be-
reich stehen Spiel- und Aufent-
haltsmöglichkeiten für Kinder 
und Senioren mit einem Kletter-
wald, einer Kugelbahn und einem 
überdimensionalen Vogelnest 
zur Verfügung. Abgerundet wird 
das Sportangebot von einem Fit-
ness-Trail mit einer Laufstrecke 
von 430 Metern Länge und drei 
Stationen für Fitnessübungen, an 
denen Kraftübungen mit Ausdau-
ertraining kombiniert werden 
können.

Bürgermeisterin Sibylle Ent-
wistle sprach von einem wich-
tigen Momentum für die Stadt 
Vilsbiburg, einem wichtigen ar-
chitektonischer Baustein der In-
nenstadt. Das Ergebnis sei ein 
Park im Herzen der Stadt, „auf 
den wir alle stolz sein können“. Er 
sei nicht nur ein Ort der Erholung, 
sondern auch der Begegnung und 
sogar der Pädagogik. Geplant sei 
die Durchführung von Bildungs-
veranstaltungen und Umwelt-
projekten für Kinder und Erwach-
sene, um das Bewusstsein für die 
Bedeutung des Naturschutzes zu 
fördern. � DK

Ganzjährig im Einsatz 
„Mehrzwecker“-Übergabe in Eggenfelden 

Die Henne lieferte an das Team des Bauhofs Eggenfelden einen neuen Hansa APZ 1003 L aus. Dieser 
wurde mit dem Streugerät Bucher Husky W15 konfiguriert. Bei der Übergabe am Henne Standort in 
Eggenfelden gab es zusätzlich noch eine Fahrzeugeinweisung. Das Sole-Streugerät von Bucher kann FS 
0-100 ausbringen und hat ein Fassungsvermögen von ca. 1,5 m³. Dadurch ist es auch im Sommer, dank 
der mitgelieferten Schlauchhaspel, zum Reinigen und Gießen nutzbar. Es besteht die Möglichkeit, einen 
Tank mit ca. 800 l in den FS 30-Streuer einzuhängen, sodass insgesamt 1500 l Sole oder Wasser mitge-
führt werden können.

HANSA APZ 1003 L Das vielseitiges Mehrzweck- und Kommunalfahrzeug Hansa APZ 1003 L kann sei-
ne Stärken im Ganzjahreseinsatz unter Beweis stellen. Durch die hohe Nutzlast, das effiziente Hydrau-
liksystem und die Autobahnzulassung kann der Geräteträger flexibel als kommunales Räum- und Streu-
fahrzeug, in der Straßenpflege oder als Transportfahrzeug eingesetzt werden. Durch das intelligente 
Load-Sensing-Hydraulik-System ist des Hansa APZ 1003 L besonders kraftstoffsparend.

Eigenschaften auf einen Blick

Lindner Traktoren:

Auch in herausforderndem Umfeld 
robuste Entwicklung

Im Geschäftsjahr 2022/2023 setzte Lindner erstmals in der Firmen-
geschichte mehr als 100 Millionen Euro um, das Investitionsvolumen 
lag bei mehr als drei Millionen Euro. Vor 75 Jahren hat Lindner den 
ersten Traktor ausgeliefert, mittlerweile wurden 80.000 Fahrzeuge 
gebaut, die auf der ganzen Welt unterwegs sind.

Das Tiroler Familienunterneh-
men Lindner blickt positiv auf ein 
herausforderndes Geschäftsjahr 
2022/2023 zurück (Stichtag 31. 
März). Lindner produziert Trakto-
ren und Transporter für die alpi-
ne Berg- und Grünlandwirtschaft, 
die Kulturlandwirtschaft und den 
Kommunalbereich. „Das abgelau-
fene Geschäftsjahr war wieder 
von beträchtlichen Störungen in 
den Lieferketten gekennzeich-
net, die wir aber mit großem En-
gagement in der Produktion ab-
federn konnten“, berichtet Ge-
schäftsführer Hermann Lindner. 
Der Umsatz stieg 2022/2023 um 
13 Prozent auf 112 Millionen Eu-
ro. Für dieses Jahr strebt Lind-
ner ein Plus von sieben Prozent 
und die Steigerung der Produk-
tion um ein Fahrzeug pro Wo-
che an. 2022/2023 hat Lindner 
mit 249 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern 1.200 Lintrac- und 
Unitrac-Modelle gefertigt – 65 
Prozent für den Agrarbereich, 25 
Prozent für den Kommunalsek-
tor. Der Rest geht für Spezialein-
sätze an Seilbahnen, Industriebe-
triebe und Dienstleister.

Positiv entwickelt haben sich 
der Heimmarkt und der Export: 
„Im Jahr 2022 konnten wir den 
Marktanteil in Österreich auf 
mehr als zehn Prozent steigern. 
Starke Zuwächse haben wir dank 
der Unitrac-Transporter auch 
in Südtirol eingefahren. In der 
Schweiz platzierten wir uns mit 

einem leicht erhöhten Marktan-
teil von fünf Prozent unter den 
Top-10“, bilanziert Exportleiter 
David Lindner. Die wichtigsten 
Exportmärkte sind Frankreich, 
Deutschland und die Schweiz.

17 Prozent des Strombedarfs

Im Geschäftsjahr 2022/2023 
hat Lindner mehr als drei Millio-
nen Euro investiert und u.a. die 
Photovoltaikanlage in Kundl aus-
gebaut. „Wir können jetzt 17 Pro-
zent unseres Strombedarfs sel-
ber produzieren und wollen die-
sen Anteil weiter ausbauen“, sagt 
Hermann Lindner. Außerdem 
wurde der Energieverbrauch in 
der Produktion pro Fahrzeug um 
neun Prozent reduziert.

Stufenlosgetriebe und 
TracLink sehr gefragt

Große Nachfrage ortet Lindner 
nach stufenlosen Getrieben – im 
Kommunal- und im Agrarbereich. 
Mehr als die Hälfte der Fahrzeu-
ge wird mit stufenlosem Antrieb 
ausgeliefert. Ein Drittel der pro-
duzierten Traktoren und Trans-
porter ist außerdem mit dem 
TracLink-System ausgestattet. 
Dieses sorgt nicht nur für die au-
tomatische Einstellung der ver-
schiedenen Anbaugeräte, son-
dern auch für eine automatische 
Einsatzdokumentation. Weitere 
Ausstattungstrends sind Front-

lader, die 4-Rad-Lenkung sowie 
Komplettlösungen mit Schnee-
pflug, Salzstreuer oder Ladekran 
für den kommunalen Bereich.

Mit Innovationen ins  
Geschäftsjahr 2023/2024

Im laufenden Geschäftsjahr 
verzeichnet Lindner eine hohe 
Nachfrage im Kommunalbereich 
sowie erneut eine gute Entwick-
lung im Export. Weiterhin sehr 
gefragt sind die Unitrac-Trans-
porter mit sechs Tonnen Nutzlast, 
u.a. bei Seilbahnkunden im ge-
samten Alpenraum. Beim Lintrac 
erweitert Lindner die Zusatzaus-
stattungen wie spezielle Vorheiz-
systeme für extrem kalte Tempe-
raturen, die etwa in Kanada vor-
kommen. Den Lintrac mit Nore-
mat, der für die professionelle 
Pflege von Straßenrändern maß-
geschneidert ist, bietet Lindner 
ab diesem Jahr auch in Österreich 
und Deutschland an. Weitere 
Spezialfahrzeuge hat Lindner für 
den Hopfen- und Weinbau oder 
den Forstbereich im Programm.

Jubiläums-Werksausstellung 
im Oktober

Vor genau 75 Jahren hat Lind-
ner mit dem S14 den ersten Trak-
tor produziert – heute zählt Lind-
ner 40.000 Kunden in ganz Eu-
ropa und hat 80.000 Fahrzeuge 
produziert. „Wir feiern dieses be-
sondere Jubiläum vom 19. bis 21. 
Oktober bei unserer Werksaus-
stellung rund um das Innovati-
onszentrum in Kundl“, kündigt 
David Lindner an. � r

•	 Vollgefedertes Fahrwerk
•	 Schmale Spur mit Außenbreite von max. 1,5 m
•	 Leistungsstarker IVECO-Motor mit 175 PS
•	 Allradlenkung für maximale Wendigkeit

•	 Hydrostatischer Fahrantrieb
•	 Leistungsstarke Load-Sensing-Arbeitshydraulik 

bis 400 bar
•	 Hohe Nutzlast (über 4,0 t) � Bild: Henne Nutzfahrzeuge

https://raum-fuer-trauer.de/eroffnung-vivorum/
https://raum-fuer-trauer.de/eroffnung-vivorum/
https://raum-fuer-trauer.de/zukunftstage/
https://raum-fuer-trauer.de/zukunftstage/
http://www.raum-fuer-trauer.de
http://www.trauer-now.de
http://www.trauer-now.de
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

365 Tage voller Tatendrang.
Maximale Auslastung im Ganzjahreseinsatz mit dem 
Unimog Geräteträger. Kommunale Aufgaben sind niemals 
erledigt: Unzählige kleine und große Jobs möchten 
zuverlässig und schnell erledigt werden – allen voran 
Mähen, Mulchen und Gehölz pflege, Winterdienst, Kehren 
und Reinigen sowie Laden und Transportieren.

Hier bringt der Unimog seine Viel seitigkeit ins Spiel. 
Denn der Geräteträger kann dank seiner standardisierten 
hydraulischen, mechanischen und elektrischen Schnitt­
stellen eine Vielzahl von Geräten antreiben. 

Unternehmensporträt Bauer-Dienstleistungen, Ergertshausen/Egling:

Wir sind Problemlöser
Ende Mai 2019 hatte ein Hochwasser ein Kabel der Telekom, das 
bei Geretsried unter der Isar verläuft, abgerissen und den Orts-
teil Ascholding der Gemeinde Dietramszell mehrere Tage vom  
Internet abgehängt. Das konnte schnell provisorisch oberirdisch 
ersetzt werden. Schlimmer jedoch war, dass auch die Abwasser-
leitung, die Ascholding an die Kläranlage in Wolfratshausen an-
geschlossen hatte, ebenso beschädigt war. Das konnte nicht so 
leicht „geflickt“ werden. Die Abwässer von 1.200 Einwohnern 
mussten also zweimal täglich entweder zu einem Sammler ins  
etwa acht Kilometer entfernte Bairawies oder – der Aufwand 
blieb sich gleich – direkt ins Klärwerk gefahren werden. 

Bei derartigen Spezialeinsät-
zen ist es nur gut, einen Profi 
vor Ort zu haben, der diesen Job 
schnell und unkompliziert über-
nimmt, und zwar solange wie 
die Sache eben dauert. In die-
sem Fall, die Baustelle lag in ei-
nem Naturschutzgebiet und die 
Leitungen sollten nun doppelt so 
tief wieder unter der Isar vergra-
ben werden, zog sich der Auftrag 
über ein Jahr hin. Es war die Fir-
ma Bauer-Dienstleitungen aus Er-

gertshausen bei Egling im südli-
chen Oberbayern, die den „Kar-
ren mit dem Dreck“ jeden Tag, 
auch an Weihnachten und Sylves-
ter, zuverlässig fuhr. Ein großes 
Glück für die betroffene Gemein-
de Dietramszell und den Ortsteil 
Ascholding. 

Leistungsspektrum

Bauer-Dienstleistungen ist ein 
familiengeführter Betrieb, der 

seinen Ursprung in der Landwirt-
schaft hat. Aus den Arbeiten, die 
im heimatlichen Bauernhof anfie-
len, entwickelte sich ab 1962 das 
Dienstleistungsunternehmen. 
Spezialisiert auf Transporte zäh-
len auch Kommunen bis ins 80 Ki-
lometer entfernte Freising zu den 
Kunden. 20 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter arbeiten inzwischen 
in dem Unternehmen, fünf von 
ihnen bereits seit über 30 Jahren. 

Neben Transporten aller Art 
– von Feststoffen wie Kompost, 
Grünschnitt, Hackschnitzel, Gär-
resten aus Biogasanlagen, Futter-
mittel und aber auch von Flüssig-
keiten – z.B. aus kleineren Klär-
anlagen, die zum Zentrifugie-
ren in größere Anlagen gebracht 
werden müssen – erledigt Bau-
er Dienstleitungen die Aufberei-
tung von Grünschnitt, Schred-
der- oder Siebarbeiten und das 
alles mobil. Auch Wegebau und 
Wegeinstandsetzung bzw. Ober-
bodenaufbereitung können und 
machen die Fachleute. Aussat 
oder das Ausbringen von Dün-
gemitteln gehören zum Leis-
tungsspektrum. In Zusammen-
arbeit mit der Wertstoffgewin-
nungs- und Vermerktungsgesell-
schaft (WGV) Quarzbichl sowie 
dem Maschinenring Wolfrats-
hausen betreibt die Firma Grün-
gutannahmeplätze. „Wir sind 
Problemlöser“, sagt Anton Bau-
er. „Und wir arbeiten dem Nut-
zen entsprechend“, ergänzt Ge-
schäftsführer Georg Bauer. „Des-
halb unterstützen wir auch die 
Freiwillige Feuerwehr, wenn et-
was zu entsorgen ist. Schließlich 
will jeder, dass im Notfall jemand 
kommt und so tun auch wir das 

Familie Bauer aus Ergertshausen. 	 Bild: Bauer Dienstleistungen

unsrige, das ist selbstverständ-
lich,“ fügt Anton Bauer an. Auch 
im Winter können verschiedene 
Kommunen und Unternehmen 
auf Bauer Dienstleistungen zäh-
len. Dann übernehmen sie den 
Winterdienst, 7 Tage die Woche, 
24 Stunden am Tag.

Kleinod im Oberland

Die Familie Bauer hat sich 
nach und nach mehrere Stand-
beine aufgebaut. Die Landwirt-
schaft gibt es nach wie vor. 80 
Milchkühe und 120 ha Land be-
wirtschaftet Xaver Bauer, An-
tons Bruder. Ca. 80 Mitarbei-
ter hat das Schwester-Unterneh-
men Weismann GmbH, ein Gar-

ten- und Landschaftsbaubetrieb, 
den die Familie 2001 übernahm. 
Seit 2021 betreibt die Bauer Bio- 
Energie GmbH eine Biogasanla-
ge bei Reichersbeuern, in der 1,2 
MW grundlastfähiger Strom aus 
Grünschnitt, Koppelschnitt, Land-
schaftspflegegras und haupt-
sächlich aus Pferdemist gewon-
nen wird. „Unser Ziel ist es, Strom 
zu 100 Prozent aus Reststoffen 
zu erzeugen, nur mit Material, 
das in der nächsten Umgebung 
anfällt,“ erklärt Christian Stem-
mer, Geschäftsführer der Bio- 
Energie, das Unternehmensziel, 
und führt fort: „Wir sind angetre-
ten, alles besser zu machen und 
das gelingt uns auch.“ Momen-
tan wird der Gärrest aus der An-

lage als organischer Ersatz für mi-
neralischen Dünger in der Land-
wirtschaft verwertet. Laut Ge-
org Bauer kann auf diese Weise 
mineralischer Dünger eingespart 
werden. Langfristig soll die bei 
der Stromerzeugung entstehen-
de Abwärme die Gärreste trock-
nen, die im Anschluss wiederum 
als Einstreu, Heizmaterial oder 
organischer Dünger verwendet 
werden.

Alle diese Unternehmenszwei-
ge greifen präzise ineinander, wie 
gut geschmierte Zahnräder. Die-
ses wahre Kleinod, das die Fami-
lie Bauer geschaffen hat, sorgt in-
zwischen für über 120 Arbeits-
plätze. Weitere Infos unter www.
bauer-dl.de.� CH

Schreddern ohne Schwierigkeiten: Grünschnitt wird zur weiteren Ver-
wertung in der Kompostierung vorbereitet.	 Bild: Bauer Dienstleistungen

Stadt Marktredwitz:

1. Bayerische Schneepflugmeisterschaft
Im Mai veranstaltete die Stadt Marktredwitz unter der Schirmherr-
schaft des bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Markus Söder die 1. 
Bayerische Schneepflugmeisterschaft. Rund um die Wettkämpfe, 
die im städtischen Bauhof stattfanden, lud ein fröhliches Familien-
fest mit viel Musik und zahlreichen Attraktionen die Besucherinnen 
und Besucher zum Genießen, Verweilen und natürlich zum Mitfie-
bern bei den spannenden Wettkämpfen ein. Hintergrund der Ver-
anstaltung ist, in der Öffentlichkeit ein Bewusstsein für die psychi-
schen und physischen Belastungen im Winterdienst zu schaffen. Der 
Berufsstand soll mit der Meisterschaft aus einem anderen Blickwin-
kel gezeigt werden – auch in Hinblick auf die Nachwuchsgewinnung.

Kinder konnten sich in der 
Hüpfburg austoben oder im Ver-
kehrsparcours der Polizeiinspek-
tion Marktredwitz ihr Können 
unter Beweis stellen. Jugendli-
che und Erwachsene testeten im 
Schneepflug-Fahrsimulator un-
ter Realbedingungen, wie viel 
Fingerspitzengefühl die Fahrer 
brauchen. Lustige Fotos zur Erin-
nerung an einen erlebnisreichen 
Tag gab es kostenlos in der Foto-
box am historischen Feuerwehr-
fahrzeug. Eine Ausstellung rund 
um das Thema Winterdienst war 
sicher nicht nur für das Fachpub-
likum interessant. 

20 Teams aus ganz Bayern

20 professionelle Teams der 
Straßenmeistereien, Kreisbau-
höfe und Kommunen aus ganz 
Bayern traten in einem spannen-
den und nervenaufreibenden 
Geschicklichkeitswettbewerb 
gegeneinander an. Die Fahrer 
mussten mit einem Unimog und 
vorne montiertem Räumschild 
möglichst zügig und fehlerfrei 
den Parcours, der reelle Situatio-
nen des Winterdienstes abbilde-
te, vorwärts und rückwärts be-
wältigen – angefeuert von ihren 
mitgereisten Fanclubs und den 

Besucherinnen und Besuchern.
Geschicklichkeit, Präzision, Si-

cherheit und Schnelligkeit wa-
ren dabei siegentscheidende 
Bewertungskriterien und wur-
den bei perfekter Ausführung 
nicht selten mit La-Ola-Wellen 
und Begeisterungsstürmen ge-
feiert. Die Siegerehrung über-
nahm Staatsministerin Melanie 
Huml gemeinsam mit Oberbür-
germeister Oliver Weigel. Die 1. 
Bayerische Schneepflugmeister-
schaft ist gleichzeitig der Vorent-
scheid für die Deutsche Meis-
terschaft – es werden aber auch 
eine Europameisterschaft und 
eine Weltmeisterschaft ausge-
tragen. 

Podiumsplätze:

•	 1. Platz:
Racingteam Markt Schönberg

•	 2. Platz: 
Team MAK 
(Bauhof Stadt Marktredwitz)

•	 3. Platz: 
Bauhof Stadt Freilassing � r

V.l.: Dr.-Ing. Horst Hanke (Vorsitzender des VKU-Fachausschusses Winterdienst), Roland Sommer 
(Bauhofleiter Stadt Marktredwitz und Initiator), Oliver Weigel (Oberbürgermeister Stadt Marktred-
witz), Staatsministerin Melanie Huml, die drei Siegerteams, Peter Berek (Landrat des Landkreises 
Wunsiedel i. Fichtelgebirge), Landtagsabgeordneter Martin Schöffel.	 Bild: Stadt Marktredwitz

http://www.bauer-dl.de
http://www.bauer-dl.de
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete die Gemeinde Ro-
den mit Ortsteil Ansbach, die 
im wunderschönen Landkreis 
Main-Spessart liegt. Unsere Ge-
meinde hat insgesamt knapp 
über 1.000 Einwohner.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Bürgermeister seit 01.05.2020, 
ehrenamtlich.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Zuvor war ich als Verwal-

In unserer Gemeinde laufen 
derzeit die Planungen für eini-
ge langfristige Objekte: Wind-
park-Erweiterung, Sanierung 
der Saug- und Hochbehälter, 
Feuerwehrhaus Neubau und 
Beschaffung eines neuen Feuer- 
wehrfahrzeugs. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Siehe voriger Punkt 😉 Sa-
nierung der Ortsdurchfahrt, Er-
neuerung Wasser/Kanal von di-
versen Straßenzügen, Auswei-
sung eines neuen Baugebiets.
Haben Sie einen wichtigen 
Ratschlag für junge Kollegin-

Johannes Albert
Erster Bürgermeister  
der Gemeinde Roden

tungsfachangestellter in der VG Marktheidenfeld 
angestellt. Diesen Beruf übe ich derzeit aufgrund 
der Bürgermeistertätigkeit in Teilzeit aus.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Einsatz zum Wohle der Bürger 😉
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Durch meine Tätigkeit in der VG hatte ich be-
reits im Vorfeld umfassende Kenntnisse. Mein 
Interesse für Kommunalpolitik und das Gesche-
hen in der Gemeinde sind, möglicherweise auch 
durch das Beschäftigungsverhältnis in der VG, 
sehr groß.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Der Amtsantritt fiel genau in die Pandemiezeit. 
Das hat natürlich vieles verkompliziert. Feste, 
Veranstaltungen und Versammlungen, um mit 
den Bürgern in Kontakt zu treten, fielen aus. Im 
Gegenzug mussten diverse Vorschriften beachtet 
und umgesetzt werden.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

nen und Kollegen?
Da ich selbst erst 34 Jahre alt bin, kann ich 

nur jedem raten, sich nicht verbiegen zu lassen 
und von älteren Kollegen und/oder Bürgern auch 
nicht einschüchtern zu lassen. Als junger Bürger-
meister bringt man dafür auch frischen Wind 
mit; neue Ideen sollte man nutzen und umsetzen.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Kolleg/innen: hier hilft das Netzwerk „Junge 
Bürgermeister“, ein bundesweites, parteiunab-
hängiges Netzwerk für Bürgermeister <40 Jahre. 
Hierzu findet ein monatlicher Onlinestammtisch 
statt, bei dem verschiedene Themen besprochen 
werden.

Bürger/innen: Bürgerversammlungen, persön-
liches Gespräch.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Immer mehr. Digitalisierung spielt eine große 
Rolle, das geht schon bei einfachen Anträgen los. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Never give up. Ich bin fast immer gut gelaunt.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Eigentlich soll nicht die Person im Mittelpunkt 
stehen, sondern gute Taten und Ergebnisse, die 
den Bürgern – auch nachfolgenden Generatio-
nen – zugute kommen.� r
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Taufkirchen:

ISAR-Fachtag stärkt  
sozialraumorientierte Arbeit

Fachtag für Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe sowie des Bildungs- und Erziehungswesens 

Mitte Mai fand in Taufkirchen ein Fachtag unter Beteiligung der 
Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe und dem Bildungs- und Erzie-
hungswesen im Rahmen des Projektes ISAR – Integrierte, Sozialrau-
morientierte Arbeit – statt. 

Das Ziel des Projekts besteht 
darin, die Soziale Arbeit im Land-
kreis München beteiligungsori-
entiert und sozialraumorientiert 
zu gestalten. Aufgrund der ho-
hen Fachlichkeit der vielfältigen 
Akteurinnen und Akteure im So-
zialraum und bereits starken Ver-
netzung der Fachkräfte wurde 
Taufkirchen als eine von drei Mo-
dellgemeinden für das Pilotpro-
jekt im Kreisjugendamt München 
ausgewählt. Zu Beginn des Fach-
tags ¸überreichte der Referats-
leiter des Kreisjugendamts Mün-
chen, Uwe Hacker, an den Zwei-
ten Bürgermeister der Gemeinde 
Taufkirchen, Michael Lilienthal, 
ein entsprechendes Zertifikat. 

Lilienthal betonte den Mehr-
wert des Projekts und verwies 
auf bereits daraus hervorgegan-
gene Initiativen wie die Flexible 
Trainingsklasse und die Sozialpä-
dagogischen Lernhilfen an meh-
reren Grundschulen. 

Fachkonzept  
Sozialraumorientierung 

Im Rahmen des Fachtags prä-
sentierte Prof. Dr. Stefan Gode-
hardt-Bestmann, Professor für 
Soziale Arbeit an der IU Internati-
onale Hochschule mit umfangrei-
cher Erfahrung in der Umsetzung 
des Fachkonzepts Sozialraum- 
orientierung, eine Einführung 
in das fachliche Selbstverständ-
nis sozialräumlicher Arbeit. Da-
bei betonte er, dass der Wille der 
Menschen im Mittelpunkt stehen 
sollte. Eigeninteresse und per-

sönliche Beziehungen spielen ei-
ne entscheidende Rolle bei der 
Förderung von Aktivität, Eigenin-
itiative und Selbsthilfe. Die Fami-
lie soll so begleitet werden, dass 
sie so früh wie möglich ohne pro-
fessionelle Hilfe in den Regelsys-
temen des Alltags leben kann. 
Dabei sind die Angebote des Le-
bensumfelds und des Sozial-
raums ohne oder gemeinsam mit 
den Ressourcen des Jugendamts 
zu nutzen. Die Expertise der Fach-
kräfte liegt darin, kommunikative 
sowie kreative Ermöglichungs-
räume herzustellen, in denen die 
Familien selbst für sich Klärungen 
herbeiführen können, wie ein zu-
künftiger Lebensweg und Alltag 
aus ihrer je eigenen Sicht, eben 
ihrem eigenen Willen, ein gelin-
genderer werden kann. 

Eine bereichsübergreifende 
Zusammenarbeit und enge Ko-
operation der Akteure im Sozial-
raum sind dabei von großer Be-
deutung, um voneinander zu 
lernen und Expertise auszutau-
schen. Dieser kooperative Ansatz 
bildet einen Grundgedanken des 
Projekts ISAR. 

Das Projekt strebt deshalb die 
Schaffung eines gemeinsamen 
Verständnisses aller Fachkräf-
te aus Taufkirchen als ein Sozi-
alraumteam an. Das Team setzt 
sich aus verschiedenen Akteuren 
des Kinder- und Jugendbereichs 
zusammen und arbeitet gemein-
sam mit den Familien an mög-
lichen Unterstützungsmaßnah-
men im Sozialraum. Durch die 
Zusammenarbeit im Team kön-
nen die Fachkräfte ihre Ressour-
cen bündeln und effektiver ein-
setzen. Das Sozialraumteam wird 
durch ein Sozialraummanage-
ment unterstützt und begleitet, 
um schneller auf Veränderungen 
im Sozialraum reagieren und be-
darfsgerechte Angebote entwi-
ckeln zu können. 

Selbstreflexion und  
gemeinsame Ausrichtung

Im Rahmen des Fachtags er-
hielten die Fachkräfte eine wert-
volle Gelegenheit, ihre individu-
elle Handlungspraxis in mode-
rierten Workshops zu reflektie-
ren und die Bedürfnisse für eine 
verstärkt sozialraumorientier-
te Arbeitsweise zu identifizieren. 
Der Austausch war von fachli-
cher Expertise geprägt und führ-
te zu einer intensiven Diskussion 
über die Umsetzung des Sozial-
raummanagements und die da-
für erforderlichen Erfolgsfakto-
ren. Insbesondere wurde auch 
die Weiterentwicklung der be-
reits in Taufkirchen durchgeführ-
ten Sozialraumdialoge vorange-
trieben, um Bedarfe auf einer 
übergeordneten Ebene zu erken-
nen und zu erfüllen. Ein zentra-
ler Aspekt war die Etablierung 
von partizipativ-kollegialen Bera-
tungen, bei denen Fachkräfte aus 

verschiedenen Handlungsfeldern 
gemeinsam mit den Familien an 
einem Tisch sitzen, um eine ganz-
heitliche und niederschwellige 
Unterstützung zu gewährleisten. 

Der Fachtag bot den Fachkräf-
ten auch Raum für Vernetzung 
und trug dazu bei, ein gemeinsa-
mes Verständnis der Sozialen Ar-
beit im Sozialraum Taufkirchen zu 
fördern. Es herrschte eine positi-
ve Aufbruchsstimmung und der 
Tatendrang der Fachkräfte war 
spürbar. Der Fachtag markiert 
den Beginn einer Trainingsreihe 
im Rahmen von ISAR, die im Jahr 
2023 den Fachkräften in Taufkir-
chen angeboten wird. � r

Die Teilnehmenden des ISAR-Fachtags in Taufkirchen.	 Bild: LRA München

Landkreis München:

KulturPass 
für 18-Jährige

Budget von 200 Euro
Alle jungen Menschen, die 
in diesem Jahr 18 Jahre alt 
werden, erhalten vom Bund 
ein Budget von 200 Eu-
ro, um Kultur vor Ort zu er-
leben. Der KulturPass soll 
auch die Kulturbranche un-
terstützen, die weiterhin 
sehr unter den Auswirkun-
gen der Pandemie leidet. Im 
Landkreis München haben 
sich bereits elf Anbieter re-
gistriert.

Das Budget erhalten die 
jungen Erwachsenen un-
ter www.kulturpass.de. Dort 
kann das Guthaben auch di-
rekt eingelöst werden. Der 
Kulturbeauftragte des Land-
kreises München, Rainer 
Klier, wirbt bei den ansässi-
gen Kultureinrichtungen für 
die Aktion und ermuntert 
teilzunehmen: „Kultur ist für 
alle da ... Kultureinrichtun-
gen, die bislang noch nicht 
registriert sind, kann ich nur 
ermutigen mitzumachen.“ �r

Schöngeistig sein, ist zu wenig
Würzburger Museologen wollen Vermittlungsarbeit der Museen stärken

Wer heute ins Museum geht, will sich nicht unbedingt neue Kennt-
nisse einverleiben. Museumsbesucher möchten etwas erleben. Und 
sie wollen sich selbst einbringen. Eben darauf hebt das Projekt „Cul-
tural Dynamics: Museums and Democracy in Motion“ der Professur 
für Museologie an der Uni Würzburg ab. Projektstart war Mitte Mai. 
Gearbeitet wird in einem internationalen Team aus deutschen und 
britischen Forscherinnen und Forschern.

Seit 2010 bietet die Universi-
tät Würzburg den Bachelor-Stu-
diengang „Museologie und ma-
terielle Kultur“ an. Inzwischen 
kann man auch einen Masterab-
schluss in Museumswissenschaft 
sowie einen Master „Museum 
und alte Kulturen“ erwerben. Im 
Mittelpunkt aller Studiengänge 
steht die Forschungsfrage, wie 
Museen mehr Gesellschaftsrele-
vanz erlangen können – etwa da-
durch, dass sie öffentliche, medi-
ale und soziale Begegnungsräu-
me werden.

„Jedes Museum ist  
eine politische Institution“

Für Guido Fackler, Inhaber der 
Würzburger Professur für Mu-
seologie, taucht ein ganzer Fra-
genkomplex auf, denkt er in Be-
zug auf Museen an das Thema 
„Demokratie“. „Wir müssen uns 
von der Vorstellung verabschie-
den, dass Museen schöngeistig, 
neutral, unpolitisch und objek-
tiv sind“, sagt er. Jedes Museum 
sei letztlich eine politische Ins-
titution. Egal, ob das Politische 
bewusst ausagiert wird oder 
nicht. Kommen zum Beispiel in 
einer Ausstellung so gut wie kei-
ne Frauen vor, sei dies heutzuta-
ge „enorm politisch“. Auch gro-
ßes oder, im Gegenteil, nur ge-
ringes Engagement für den Um-
weltschutz sei letztlich als eine 
politische Aussage zu verstehen.

Vor dem Hintergrund dieser 
Einsichten kann es nicht länger 
um die kluge Integrierung be-
sonderer Objekte in raffiniert 
gestaltete Ausstellungsräume 
gehen. Die Vermittlungsarbeit 
muss laut Fackler eine viel wich-

tigere Rolle spielen: „Wir möch-
ten untersuchen, wie man das 
Thema ‚Demokratie‘ in Ausstel-
lungen einfließen lassen kann.“ 
Und zwar soll dies so gesche-
hen, dass Besucher aktiv einbe-
zogen werden. Vor allem dies sei 
für viele Museen ein neuer und 
auch reichlich ungewohnter Ge-
danke: „Der natürlich auch be-
deutet, dass Museen ein Stück 
weit ihre Deutungshoheit abge-
ben müssen.“

Viele Museen versuchen schon 
jetzt, Kinder- und Jugendarbeit 
zu machen. Auch im Sinne po-
litischer Bildung und Erziehung 
zur Demokratie. Wie sie dies tun, 
ist nach den Beobachtungen von 
Fackler jedoch nicht immer ad-
äquat. Der Museologe besichtig-
te kürzlich ein Museum, in dem 
eine „schöne“ Kreativecke für 
Kinder eingerichtet worden war. 
An sich eine klasse Idee: „Nur 
malt dort offenbar so gut wie nie 
ein Kind.“ Die Ecke war schlicht 
und einfach viel „zu schön“ ge-
staltet. So schön war sie gestal-
tet, dass Eltern befürchteten, ihre 
Kinder könnten dort irgendetwas 
verklecksen. An solchen kleinen 
Unüberlegtheiten könne Partizi-
pation scheitern.

Für Würzburgs Museologen 
ist es großartig, dass sie drei Jah-
re lang an einer neuen Methode 
knobeln dürfen, demokratische 
Werte über Museen und Erinne-
rungsorte zu vermitteln. Von der 
Deutschen Forschungsgemein-
schaft (DFG) sowie vom engli-
schen Pendant der DFG fließen 
insgesamt fast eine halbe Milli-
on Euro in das Projekt. Dadurch 
konnten allein in Würzburg zwei 
neue Mitarbeiterinnen engagiert 

werden. Das Würzburger Trio ko-
operiert mit einem britischen 
Team an der britischen Universi-
tät Newcastle. 

Gesunkenes Vertrauen  
in Politik

Die Thematik selbst ist hoch-
relevant, gibt es inzwischen doch 
eine erkleckliche Anzahl von Bür-
gerinnen und Bürgern, für die 
das, was hierzulande unter „De-
mokratie“ firmiert, eine einzi-
ge Lüge ist. Das betrifft nicht nur 
sogenannte Reichsbürger. Auch 
Bürger, die sich keiner „rech-
ten“ Gruppierung zuzählen, be-
klagen zunehmenden Lobbyis-
mus, dreist gebrochene Wahlver-
sprechen und immer massivere 
Interessenskonflikte bei politi-
schen Entscheidungen. In Um-
fragen wird regelmäßig sichtbar, 
wie massiv das Vertrauen in Po-
litiker, aber auch in politische In-
stitutionen gesunken ist. Bei der 
letzten Landtagswahl in Nord-
rhein-Westfalen verweigerte fast 
jeder zweite Bürger die Wahlbe-
teiligung.

Planspiel „Demokratie“

Die Staatsgewalt geht vom Vol-
ke aus. So ist es in Artikel 20 des 
Grundgesetzes festgeschrieben. 
Was das ganz konkret bedeutet, 
kann in Köln bei einem Planspiel 
zum Thema „Demokratie“ erlernt 
werden. Dieses Planspiel zählt zu 
den ersten Best-Practice-Bei-
spielen, die im Projekt „Cultu-
ral Dynamics: Museums and De-
mocracy in Motion“ an möglichst 
vielen Orten in Deutschland und 
Großbritannien gesammelt wer-
den sollen. Schüler, die es in die-
sem Spiel auf eine einsame Insel 
verschlägt, stehen vor der Aufga-
be, das Inselleben komplett neu 
zu organisieren. Das betrifft zum 
Beispiel die Art und Weise der Er-
nährung. Die Arbeit. Das Woh-
nen. Die Kultur. � Pat Christ

mailto:info%40gemeindezeitung.de?subject=
https://www.gemeindezeitung.de
http://www.kulturpass.de
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Ich freue mich, Sie heute 
wieder bei dieser Kolumne be-
grüßen zu dürfen. Sie sind auf 
der vorletzten Seite der Ge-
meindeZeitung angelangt und 
haben sich in den letzten Mi-
nuten umfassend über das 
kommunale Geschehen in Bay-
ern informiert, für Sie relevan-
te Informationen aufgenom-
men und sind nur flüchtig über 
einen Artikel gehuscht, wenn 
das Thema für Sie nicht relevant war. Klassi-
scher Medienkonsum also, wie Sie es mutmaß-
lich auch mit Ihrer Heimatzeitung oder zusätz-
lich noch einer überregionalen Publikation tun. 

Für mich ist diese Art Mediennutzung ei-
ne der unverzichtbaren Säulen der Demokra-
tie, denn so bleibt der am demokratischen Pro-
zess beteiligte Mensch informiert, kann sich ei-
ne fundierte Meinung bilden und mitreden. 

Interessanterweise stören sich die meis-
ten Menschen nicht daran, dass Nachrichten-

sendungen oder Zeitungen meist nur Negati-
ves zu berichten haben. Das hat wohl evolu-
tionäre Gründe: Die frühen Menschen waren 
darauf angewiesen, ihre Umwelt so wahrzuneh-
men, dass sie Gefahren schnell erkennen konn-
ten. Diese Art der Informationsverarbeitung,  
also von Nachrichten über Gefahren oder 
drohendem Ungemach, gehört somit in die 
menschliche DNA, auch wenn schon Erich Käst-
ner in den 20er Jahren des letzten Jahrhunderts 
die Sehnsucht der Menschen nach dem Positi-
ven zu thematisieren wusste.

Aber in den 20er Jahren dieses Jahrhunderts 
scheint es ein anderes Problem zu geben: News 
avoidance. Ja, verehrte Sprachpuristen, alles 
muss einen englischen Ausdruck haben – vor al-
lem weil es sich um ein globales Phänomen han-
delt. Auf Deutsch könnte man es wohl nachrich-
tenmüde nennen oder den Hang zur Vermei-
dung, Nachrichten zur Kenntnis zu nehmen. Nur 
die Hälfte der erwachsenen Deutschen ist sehr 
an Nachrichten interessiert, so der Digital News 
Report 2023, nochmals 5 Prozentpunkte weni-
ger als im Vorjahr. 10 Prozent der Befragten ver-
suchen sogar aktiv, Nachrichten aus dem We-

ge zu gehen, stecken also den 
Kopf in den Sand und wollen 
nicht wissen, was um sie her-
um vorgeht.

Tatsächlich scheint es vor al-
lem darum zu gehen, Nachrich-
ten zu vermeiden, die Angst 
machen oder einen runter-
ziehen. In den letzten Jahren 
haben Menschen vor allem 
Nachrichten zu Covid und al-
lem drum herum vermieden. 

Heute sind es wohl vor allem Nachrichten zum  
Ukrainekrieg und die Folgen.

Gut, manchmal kostet es schon Überwin-
dung, Nachrichten zu konsumieren. Etwa bei 
den Sendungen ‚heute‘ und ‚tagesschau‘, die 
immer noch rüberkommen wie die ‚Aktuelle Ka-
mera‘ in Farbe, auch wenn die Moderator*in-
nen (gendern obligatorisch 😉) manchmal ste-
hen oder sich bewegen. Der Verkündungsstil ist 
jedenfalls nordkorealike, auch wenn die nord-
koreanischen Sprecher glänzende Augen be-
kommen, wenn sie über Kim Jong-un sprechen, 
während den deutschen die Worte Olaf Scholz 
so teilnahmslos über die Lippen kommen, wie 
der genannte regiert.

Statt nach Nachrichten zu suchen, landen vie-
le lieber bei so genannten Influencern im Netz, 
die fleißig die eigene Meinungsblase bedienen 
und in Dauerschleife Selbstvergewisserung be-
treiben. Einige, wie der blaue Rezo, werden 
selbst zur Nachricht und dann wird es schon fast 
kabarettistisch.

Leute, man kann sich auch seriös und unter-
haltsam informieren. Stichwort Zeitungen, die 
neben den ernsten Themen immer auch was 
zum Schmunzeln im Programm haben. Vor al-
lem aber haben sie Hintergrund. Denn Nachrich-
ten können Angst machen, ja. Aber doch vor al-
lem, wenn man sie nicht einordnen kann, wenn 
man nur die Nachricht, nicht aber auch die Fak-
ten dahinter geliefert bekommt. Also: Ein Hoch 
auf die Zeitung und die Nachrichtenmagazine!

Zum Schluss noch ein Tipp von Jörg Thomann, 
der für eine große Frankfurter Sonntagszeitung 
regelmäßig die Woche aus Sicht der Klatsch-
presse Revue passieren lässt, für alle, die Nach-
richten vermeiden, weil sie ihnen Angst oder 
schlechte Laune machen: „Lesen Sie regelmäßig 
die Herzblätter. Angst machen uns nämlich im 
Grunde nur Nachrichten, die wahr sind, und das 
ist in den Herzblättern ja recht selten“.

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Pino, wo bleibt  
das Positive!

Verleihung des Heimatpreises Nordbayern:

Ausgezeichnete Verdienste
Als Anerkennung für ihr „unermüdliches und wichtiges Engage-
ment“ hat Finanz- und Heimatminister Albert Füracker bei einer 
Festveranstaltung in Nürnberg den Heimatpreis Bayern an acht 
Preisträger vergeben. „Sie verleihen ihrer Heimatverbundenheit un-
ter anderem Ausdruck in den Bereichen Naturschutz, Kultur, Erhalt 
und Pflege der Heimatgeschichte sowie multikultureller Austausch“, 
betonte Füracker.

Mit dem Heimatpreis Nord-
bayern geehrt wurde das 1999 in 
Nürnberg gegründete Forum für 
jüdische Geschichte und Kultur 
e.V., Mittelfranken. Ziel ist es u.a., 
Begegnungsmöglichkeiten für Ju-
den und Nicht-Juden jenseits von 
konfessionellen und gesellschaft-
lichen Gruppierungen zu schaf-
fen. Gemeinsam wird ein Beitrag 
für eine gemeinsame Zukunft 
in der Stadt geleistet. Das ganze 
Jahr über bietet das Forum un-
terschiedliche Veranstaltungen, 
wie etwa Vorträge, Exkursionen, 
Konzerte und Filmvorführungen 
an und pflegt Kooperationen mit 
zahlreichen Museen.

Das Leitziel des 1985 gegrün-
deten Hutangerprojekts des  
Naturschutzzentrums Wenglein-
park e. V., Mittelfranken, ist der 
Erhalt und die Entwicklung der 
landschaftsprägenden Elemente 
und der Vielfalt der Lebensräu-
me durch Beweidung. Der Hutan-
ger, eine historisch gewachsene 
Weidefläche, ist charakteristisch 
für das Nürnberger Land. Heu-
te ist er an mächtigen Eichenbe-
ständen, alten Obstbaumstruktu-
ren oder an vielfältig blühendem 
Magerrasen zu erkennen. Er um-
fasst eine Gesamtfläche von cir-
ca 500 Hektar und über 120 Ein-
zelflächen. Projektträger ist das 
Naturschutzzentrum in Zusam-
menarbeit mit dem Landschafts-
pflegeverein und ortsansässigen 
Landwirten. Inhalte des Projekts 
sind vor allem Bildungsangebo-
te, Exkursionen, Fachtagungen 
und Symposien, Naturschutzfor-
schungen und praktische Land-
schaftspflege.

Konzerte in der Atmosphäre 
historischer Gemäuer

Seit 42 Jahren verpflichtet sich 
die Capella Antiqua Bambergen-
sis in Oberfranken der Wiederbe-
lebung der Musik längst vergan-
gener Epochen, dem Mittelalter 
und der Renaissance. Im Vorder-
grund steht dabei die Authenti-
zität: Instrumente, die es eigent-
lich nicht mehr zu kaufen gibt, 
werden in der eigenen Werk-
statt hergestellt und Konzerte in 
der Atmosphäre historischer Ge-
mäuer abgehalten. Das Publikum 
wird während der Konzerte, bei-
spielsweise durch Erläuterungen 
zu den über 50 gespielten mit-
telalterlichen Instrumenten, mit 
einbezogen und informiert. Die 
musikalischen Reisen in die Ge-
schichte werden durch renom-
mierte Autoren, Schauspieler 
und Sprecher unterstützt.

Sein Vereinsziel äußerst erfolg-
reich verfolgt seit seiner Grün-
dung im Jahr 1994 der Fränki-
sche Theatersommer e.V. – Lan-
desbühne Oberfranken: Profes-
sionelles Theater und Kleinkunst 
wird in den ländlichen Raum ge-
tragen. Es handelt sich um ein 
Freilicht-Wandertheater mit rund 
70 ausgewählten Spielorten in 
Oberfranken und weit darüber 
hinaus. Seit einiger Zeit saniert 
der Verein zusätzlich ein festes 
Quartier im denkmalgeschützten 
Gutshof Kutzenberg bei Ebens-
feld. Neben Vorführungen gibt es 
eine Vielzahl an Workshops und 
weiteren Angeboten für Jugend-
liche und Erwachsene. Ermög-
licht wird dies durch eine Vielzahl 
an Sponsoren und Spender. Rund 
230 Menschen aus ganz Franken 
sind überwiegend ehrenamtlich 
im Einsatz.

Generationenübergreifendes 
Miteinander

Der Sandstein aus Werme-
richshausen war ein begehrtes 

Baumaterial für Kirchen, Amtsge-
bäude und die Residenz in Würz-
burg. Eine weitere Besonderheit 
des Ortes ist der fast vollkom-
men erhaltene historische Orts-
grundriss. Die Dorfgemeinschaft 
hat sich der Pflege und des Er-
halts dieses wertvollen, aber 
auch anspruchsvollen Erbes ver-
schrieben. Seit Jahrzehnten wer-
den Denkmäler aus Sandstein mit 
Sandstein aus den dortigen Stein-
brüchen saniert. Diese kontinu-
ierliche Arbeit und der verant-
wortungsvolle Umgang mit den 
Denkmälern ihrer Heimat tra-
gen zur Dorfverschönerung und 
Sichtbarmachung bei. Die Ein-
nahmen aus den Veranstaltun-
gen der Dorfgemeinschaft wer-
den in den Erhalt der Gebäude 
und Anlagen des Ortes reinves-
tiert. Durch das gemeinsame En-
gagement entsteht ein generati-
onenübergreifendes Miteinan-
der im Ort.

Größte Spielwiese Bayerns

Überregional bekannt ist das 
Internationale Kinderfest Würz-
burg. Jedes Jahr wird die In-
nenstadt am ersten Sonntag im 
Mai zur größten Spielwiese Bay-
erns. Beim 45. Jubiläum in die-
sem Jahr drehte sich alles um Kin-
der und Familien. Rund 35.000 
Besucher entdeckten über 50  
Programmstationen. Veranstal-
tet wird das familien- und gene-
rationenfreundliche sowie mul-
tikulturelle Kinderfest in Koope-
ration zwischen der Deutschen 
Lepra- und Tuberkulosehilfe e.V. 
(DAHW), dem BR und der Stadt 
Würzburg. Als Ausdruck von Soli-
darität mit allen Kindern und Fa-
milien dieser Welt ermöglichen 
über 80 Vereine, Gruppierun-
gen, Verbände und Initiativen mit 
zahlreichen Ehrenamtlichen die-
se Benefizveranstaltung. Der Er-
lös geht an die DAHW. Vielfältige 
Mitmachangebote, Bühnenpro-
gramm und kulinarische Köstlich-

keiten tragen dazu bei, dass die 
Stadt erlebbar, „erspielbar“ und 
so zur Heimat wird.

Seit 1830 besteht die Diözesan- 
fußwallfahrt Regensburg e.V., die 
größte Fußwallfahrt Deutsch-
lands. Traditionell startet sie kurz 
vor Pfingsten. Seit den 1970er 
Jahren ist ein kontinuierliches 
Wachstum des Pilgerstroms fest-
stellbar: Mittlerweile sind bis zu 
8.000 Pilger aus dem gesamten 
deutschsprachigen Raum un-
terwegs, im Jahr 2004 waren es 
sogar rund 10.000 Menschen. 
Die umfangreiche Organisation 
des Vereins erfolgt ausschließ-
lich ehrenamtlich, sämtliche Kos-
ten werden durch Spenden fi-
nanziert. Die Pilger sind auf den 
111 Kilometern von Regensburg 
nach Altötting in drei Tagen auf 
der Suche nach Stille, Anstren-
gung, Gespräch, Meditation und 
Aufbruch. Unabhängig von der 
persönlichen Motivation, sei sie 
religiöser Natur oder sportliche 
Herausforderung, ist es das Ge-
meinschaftserlebnis, das den 
Teilnehmern nach eigener Aus-
sage Kraft für den Alltag schenkt.

Die Krippenschnitzkunst ist ei-
ne 200 Jahre alte Tradition in 
Plößberg (Oberpfalz) mit beson-
derer Ausprägung und Bekannt-
heit. Das Handwerk wurde ur-
sprünglich von Plößberger Glas- 
ofenbauern von ihren Reisen mit-
gebracht und von sogenannten 
Stücklmachern gepflegt und ste-
tig weitergegeben. Seit 1970 ver-
anstaltet der Oberpfälzer Wald-
verein Plößberg alle fünf Jahre 
eine sogenannte Krippenschau. 
Dabei handelt es sich um eine 
Sammlung von Hauskrippen der 
ortsansässigen Familien, die oft 
von mehreren Generationen in 
den Wintermonaten geschnitzt 
wurden. Ziel ist es, die Traditi-
on der Krippenschnitzkunst un-
ter anderem durch den jährli-
chen Krippenweg lebendig zu er-
halten. Die 11. Krippenschau im 
Winter 2022/2023 gilt als inof-
fizieller Weltrekord der größten 
Krippe der Welt: 70 Meter lan-
ger Krippenberg, 8.000 handge-
machte Figuren, 4.500 Stunden 
ehrenamtliche Arbeit. Ein für-
wahr herausragendes Beispiel ei-
nes gelebten Brauches. � DK

Positive Zwischenbilanz: 

Innovationsprogramm 
„Kreative Zentren“

Aiwanger: „Modellkommunen haben Grundstein für die  
Entwicklung kreativer und schnell übertragbarer Lösungen gelegt“
Drei Monate nach dem Start ziehen das Bayerische Wirtschaftsmi-
nisterium und die Modellkommunen Neustadt a.d. Saale, Bayreuth 
und Hauzenberg eine positive Zwischenbilanz zur Umsetzung des In-
novationsprogramms „Kreative Zentren“. Bei einem Netzwerktref-
fen wurden die Ergebnisse der Bestandsanalysen präsentiert und 
erste Ideen für übertragbare Modellprojekte diskutiert. Diese be-
fassen sich zum Beispiel mit der kreativen Nutzung und Inwertset-
zung von Leerständen, der Schaffung von konsumfreien Orten für 
die junge Bevölkerung sowie der Sichtbarmachung der Gründersze-
ne in zentralen Lagen.

Bayerns Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger: „Von der Da-
tenerhebung über partizipative 
Planungsformate bis hin zur Ab-
stimmung mit politischen Gremi-
en: Die Projekttandems haben in 
nur wenigen Wochen eine tiefge-
hende Bestandsanalyse durchge-
führt und sich dabei mit den je-
weiligen räumlichen Gegeben-
heiten auseinandergesetzt. In der 
Analysephase wurden der stra-
tegische Rahmen für die künf-
tige Zentrenentwicklung abge-
steckt und Entwicklungsziele pri-
orisiert. Damit ist der Grundstein 
gelegt, um im nächsten Schritt 
kreative und schnell auf andere 
Städte übertragbare Lösungen 
zur Innenstadtentwicklung auf 
den Weg zu bringen. Mit unse-
rem Netzwerkevent konnten wir 
nochmals aktiv den Wissens- und 
Ideentransfer fördern, bevor die 
Projektteilnehmer mit der Ausar-

beitung der innovativen Modell-
projekte beginnen.“

Gezwungen umzudenken

Gudrun Donaubauer, Bürger-
meisterin von Hauzenberg, er-
klärte: „Gerade die Bestandsana-
lyse durch Modul5 hat gezeigt, 
dass sich die wesentlichen Aus-
sagen von Strategiepapieren der 
letzten Jahre – mit wenigen Än-
derungen – nicht sehr verändert 
haben. Doch auch gerade das hat 
klargemacht, dass man mit bis-
herigem Denken und einer kon-
ventionellen Einzelhandelsstruk-
tur vielleicht nicht mehr den ge-
wünschten Erfolg erzielen kann 
und man dadurch auch ‚gezwun-
gen‘ wird umzudenken und neue 
kreative Wege auszuprobieren. 
Es war während unseres Kunst- 
und Kulturwochenendes auch 
schön zu sehen, dass bei vielen 

Akteuren schon kreative Ideen 
da sind, die man mit der richtigen 
Unterstützung weiter ausbauen 
kann.“

Stärkeren Dialog

Laut Thomas Ebersberger, 
Oberbürgermeister von Bay-
reuth, wurde im Rahmen der Be-
standsanalyse klar herausgear-
beitet, dass „wie bunt und viel-
fältig unsere Bayreuther Stadt-
gesellschaft ist. Mit Hilfe des 
Innovationsprogramms ‚Kreati-
ve Zentren‘ wollen wir die Men-
schen aus den unterschiedlichen 

Bereichen stärker in den Dialog 
und in den Austausch bringen. 
Ein weiterer Impuls für eine akti-
ve und lebendige Stadt.“

Und Michael Werner, Bürger-
meister von Bad Neustadt a.d. Saa-
le, sagte: „Wir haben Potenziale, 
die nun von Profis entsprechend 
ausgearbeitet werden. So können 
wir eine starke und zukunftsfähige 
Kulturarbeit etablieren!“

Inspiration für Kommunen

Im Rahmen des Innovations-
programms erarbeiten die drei 
Modellkommunen Bad Neustadt 

a.d. Saale, Bayreuth und Hauzen-
berg zusammen mit einem Gut-
achterbüro für Stadt- und Regio-
nalplanung eigenständige kom-
munale Entwicklungskonzepte. 
Parallel dazu begleitet ein Mar-
ketingbüro die Erarbeitung die-
ser Entwicklungskonzepte und 
kommuniziert die ersten Umset-
zungsschritte ausgewählter Mo-
dellprojekte multimedial. Mit 
diesem Vorgehen sollen andere 
Kommunen in Bayern dazu inspi-
riert werden, selbst Konzepte zu 
entwickeln und umzusetzen. Die 
Ergebnisse werden im Spätsom-
mer 2023 vorliegen. � r

Gemeinsam mit dem Bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Markus Söder nahm Familienministerin Ul-
rike Scharf an der Eröffnungsfeier der AWO Kita Brunn teil. Scharf gratulierte zur Eröffnung: „Die Kita 
in Brunn ist ein naturnaher Wohlfühlort, an dem Zukunft gemacht wird!“ Und Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder ergänzte: „Bayern wächst. Wir wollen, dass unsere Kinder bestmöglich betreut sind und 
die Eltern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf optimal gestalten können. Deshalb bauen wir Kinder-
betreuung aus und investieren wie nie zuvor. Der Freistaat unterstützt den Kita-Neubau in Brunn mit 
rund 1,9 Mio. Euro. Ein großes Kompliment und Dankeschön geht an alle Erzieherinnen und Erzieher, 
die sich täglich liebevoll um unsere Kinder kümmern. Das ist ein ganz besonderer Beruf, der oft zu wenig 
wertgeschätzt wird.“
Das Bild zeigt als 3.v.l. Marcus König, Oberbürgermeister der Stadt Nürnberg, Bayerns Familienministerin 
Ulrike Scharf, Ministerpräsident Dr. Markus Söder, Ina Schönwetter-Cramer, Vorständin der AWO Nürn-
berg, Michael Schobelt, Vorstandsvorsitzender der AWO Nürnberg sowie die Verantwortlichen der AWO 
Kita Brunn zusammen mit Familien und Kindern. 	 Bild: StMAS / Schäffler
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Vorschau auf GZ 13
In unserer Ausgabe Nr. 13/2023, die am 6. Juli 2023  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 Kommunale Finanzthemen
•	 Umwelttechnologien und Ressourcenschutz 
•	 Abfall, Entsorgungsmanagement, technische Lösungen
•	 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung,  

Facility Management
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Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale  
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
für 2023 sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser
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SEW® GmbH 
www.sew-kempen.de

P Betriebskosteneinsparung 
	 durch	hohe	Effizienz	und 
 Betriebssicherheit 

P  Maximale Hygiene - 
 keim- und schadstoff- 
 übertragungsfrei

P		Redundant,	betriebssicher,	hocheffizient

P		Reduzierung	der	vorzuhaltenden	Heiz-,	 
 Kühl- und Elektroleistungen

P		Wegfall	von	Rückkühlwerken	möglich

P  Nachrüstung / Sanierung im Bestand

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken	in	Augsburg,	Bamberg,	Bayreuth,	Murnau,	Schwein-
furt	•	Universitäten	in	Regensburg	und	Würzburg	•	FH	Aschaf-
fenburg	•	Saturn	Arena	Ingolstadt	•	München:	Baureferat,	Dt.	
Flugsicherung,	Klinikum	Großhadern,	Muffathalle,	The	Charles	
Hotel,	TUM	Garching,	Villa	Stuck	•	div.	Polizeistationen	etc.

Ihre eigene Gas- und 
Strompreisbremse

Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Softwarelösungen

Arbeitstagung Bay. Landkreistag und Städtetag:

Mittelaufstockung  
bei Integrationsberatung

Die schwäbischen Landräte und Oberbürgermeister der kreisfreien 
Städte haben sich gemeinsam mit dem Bayerischen Landkreistag und 
dem Bayerischen Städtetag im Rahmen einer Arbeitstagung im Land-
kreis Lindau zu aktuellen Themen ausgetauscht. Die Flüchtlingssitu-
ation und die damit auch einhergehende Problematik in der Integra-
tionsberatung haben die Tagungsteilnehmer besonders beschäftigt. 

Aufgrund des starken Flücht-
lingsstroms in den vergangenen 
Monaten hätten die Landkrei-
se und kreisfreien Städte nicht 
nur mit erschöpften Wohnraum-
kapazitäten zu kämpfen, es feh-
le auch überall an ehrenamtli-
chen und hauptamtlichen Hel-
fern zur Integrationsförderung. 
„Eine langfristige Integration der 
geflüchteten Menschen kann un-

serer Meinung nach nur gelingen, 
wenn diese von Anfang an dabei 
begleitet werden. Ein erster und 
sehr wichtiger Schritt, um später 
auch einen Arbeitsplatz zu fin-
den, ist der Besuch von Sprach-
kursen – doch aufgrund von zu 
wenig Lehrpersonal scheitert es 
oft schon an dieser Stelle. Die In-
tegrationsberatungen benötigen 
nicht nur dringend finanzielle Un-

V.l.: Martin Sailer (Landrat Augsburg und Bezirkstagspräsident), Stefan Rößle (Landrat Donau-Ries), Dr. 
Klaus Metzger (Landrat Aichach-Friedberg), Markus Müller (Landrat Dillingen a. d. Donau), Stefan Bosse 
(Oberbürgermeister Kaufbeuren), Maria Rita Zinnecker (Landrätin Ostallgäu), Andrea Degl (Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied Bayerischer Landkreistag), Bernd Buckenhofer (Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied Bayerischer Städtetag), Elmar Stegmann (Landrat Lindau, Bodensee), Jan Rothenbacher 
(Oberbürgermeister Memmingen), Barbara Schretter (Regierungspräsidentin Regierung Schwaben), Indra 
Baier-Müller (Landrätin Oberallgäu), Thomas Kiechle (Oberbürgermeister Kempten), Alex Eder (Landrat 
Unterallgäu) und Dr. Hans Reichart (Landrat Günzburg).	 Bild: Landkreis Lindau / Angela Wolf

terstützung, es muss auch unbe-
dingt Personal aufgestockt wer-
den, um diesen Mehraufwand, 
den der starke Flüchtlingszu-
strom mit sich bringt, stemmen 
zu können“, sagte der Vorsitzen-
de des Bezirksverbands Schwa-
ben, der Lindauer Landrat Elmar 
Stegmann.

Preissteigerung im Bau

Die Tagungsteilnehmer haben 
auch über die FAG- Förderung, 
die dazu beitragen soll die Kom-
munen bei ihren Baumaßnahmen 
finanziell zu unterstützen, gespro-
chen. Bei dieser Art der Förde-
rung werde bislang generell kei-
ne Preissteigerung der Baukos-
ten berücksichtigt, die Höhe be-
messe sich immer nach den im 
Jahr des Förderbescheids gelten-
den Kostenrichtwerten. „Dass 
durch die Inflation die Material-
kosten und somit auch die Bau-
kosten in kürzester Zeit so ex- 
trem steigen werden, war für öf-
fentliche Auftraggeber im Vorfeld 
in keiner Weise kalkulierbar und 
führt heute zu großen finanziel-
len Problemen“, so der Bezirks- 
tagspräsident und Augsburger 
Landrat Martin Sailer und wei-
ter „Durch die bestehende Praxis 

ist der eigentlich gewünschte Um-
fang nicht mehr gewährleistet und 
am Ende können wichtige Projek-
te nicht realisiert werden oder ih-
re Fertigstellung wird verzögert, 
weil die Gelder fehlen. Die Förder-

praxis muss also dringend dahin-
gehend verändert werden, dass 
sie auch etwaige Mehrkosten ab-
deckt.“

Weiterer Punkt war die Ener-
giewende. Regierungspräsiden-

tin Barbara Schretter berichtete, 
dass dazu künftig die Kompeten-
zen bei der Regierung von Schwa-
ben gebündelt werden sollen, um 
die Energiewende noch besser 
voranzubringen. � r


